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§ 1 Maßgebliche Bestimmungen 

(1) Für den Auftrag gelten folgende Bedingungen in 
nachstehender Reihung: 

1. das besonders Vereinbarte (festgehalten z.B. im 
Bestellschreiben, im Verhandlungsprotokoll und 
in allen sonstigen wie immer gearteten besonde-
ren Vereinbarungen); 

2. die der Beauftragung zugrundeliegende Leis-
tungsbeschreibung (z.B. Leistungsverzeichnis) 
und, sofern eine Ausschreibung durchgeführt 
wurde, die Ausschreibungsunterlagen. 

3. die zum Vertragsinhalt gewordenen (insbeson-
dere im Bestellschreiben angeführten) Pläne, 
Zeichnungen, Beschreibungen, Muster und der-
gleichen (siehe auch § 7); 

4. die den Leistungsgegenstand betreffenden be-
hördlichen Anordnungen (insbesondere Be-
scheide) bzw. Erledigungen (Genehmigungen, 
Bewilligungen, Bedingungen, Befristungen und 
Auflagen); 

5. den Leistungsgegenstand betreffende, von uns 
mit Dritten - insbesondere ÖBB, Infrastrukturein-
richtungen, Straßenerhaltern (insbesondere AS-
FINAG) und Grundeigentümern - getroffene Ver-
einbarungen, die die Baudurchführung betreffen. 

6. diese Vertragsbedingungen für die Errichtung von 
Erdgashochdruckleitungsanlagen (GaBau HD 
01.00);  

7. die im Anhang I wiedergegebenen Besonderen 
Teile der GaBau HD 01.00, nämlich 

a) die Bauspezifikationen GaBau HD 03.00 bis 
13.00, 16.00, 18.00 und 19.00, soweit sie Re-
geln für die auszuführenden Arbeiten enthal-
ten und 

 
b) unsere sonstigen speziellen technischen Aus-

führungsnormen mit dem Titel „Richtlinie 
Netz“ und „Materialspezifikation“, soweit in 
den gemäß lit a. anzuwendenden HD auf sie 
verwiesen wird 

 
c) sonstige Regelwerke, deren Befolgung mit 

dem Auftragnehmer vereinbart worden sind, 
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sofern sie nicht kraft besonderer Vereinba-
rung Vorrang oder Nachrang gegenüber die-
ser Ziffer haben. 

 
8. die Allgemeinen Bestellbedingungen der Energie 

AG Oberösterreich (ABB); 

9. weiters gelten: 

a) Die Vorschriften der Österreichischen Vereini-
gung für das Gas- und Wasserfach (ÖVGW) 
bzw. für den Fall, dass keine einschlägigen ös-
terreichischen Vorschriften vorhanden sind, 
die Vorschriften der Deutschen Vereinigung 
für das Gas- und Wasserfach (DVGW) und des 
Verbandes des TÜV e.V. – (VdTÜV). 

 
b) Die Vorschriften des Österreichischen Verban-

des für Elektrotechnik bzw. für den Fall, dass 
keine einschlägigen österreichischen Vor-
schriften vorhanden sind, die des Verbandes 
Deutscher Elektrotechniker  (VDE). 

 
c) Die ÖNORM EN 1594, ÖNORM EN 12732, 

ÖNORM B2533, ÖNORM EN 12954, ÖVGW G 
E100, ÖVGW GE120; ÖVGW GE101, DVGW 
469 sowie sonstige, für die Errichtung von 
Erdgashochdruckleitungsanlagen besonders 
bedeutende Normen. 

 
d) Die Richtlinien und Vorschriften für den Stra-

ßenbau (RVS). 

10. die innerstaatlichen Normen, die europäische 
Normen umsetzen (= ÖNORMEN-EN) und die im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver-
öffentlichten gemeinsamen technischen Spezifi-
kationen, die (auch) für Österreich vorgesehen 
sind und Bau- und Baunebenleistungen betreffen, 
aber nur in technischer Hinsicht, soweit es sich 
um Werkstoffe, die Ausführung, die Nebenleistun-
gen und das Aufmaß sowie die Abrechnung han-
delt. Liegen sowohl ÖNORMEN-EN als auch ein-
schlägige gemeinsame technische Spezifikatio-
nen vor, so sind im Angebot alternativ beide zu 
berücksichtigen. Existieren weder ÖNORMEN-EN, 
noch besagte technische Spezifikationen, noch in-
nerstaatliche Normen, mit denen internationale 
Normen umgesetzt werden, so sind die ÖNORMEN 
auch dann anzuwenden, wenn sie keine interna-
tionalen Normen umsetzen. Auch sie sind nur in 
jenem Umfang heranzuziehen, in dem dies ein-
gangs dieser Ziffer bezüglich der Bau- und Bau-
nebenleistungen umschrieben wird. Es ist die zum 
Zeitpunkt der Angebotserstellung jeweils gel-
tende Fassung der zitierten Bestimmungen maß-
gebend. 

(2) Die in Abs. 1 Zif. 9. und Zif. 10. angeführten Regel-
werke sind nur insofern maßgeblich, als sie bezüglich 
der technischen Durchführungen der Arbeiten Aussa-
gen treffen. Rechtsgeschäftliche Aussagen erfasst die 
Verweisung auf Zif. 9. und Zif. 10. nicht. 

(3) Zum Vertragsinhalt zählen weiters die Zusicherung 
des Auftragnehmers, dass  

1. er die erforderliche öffentlich-rechtliche, insbe-
sondere verwaltungsrechtliche Befugnis (Gewer-
beberechtigung etc.) zur Erbringung der Leistung 
hat; 

2. er bei der Durchführung des Auftrages in Öster-
reich die in Österreich geltenden arbeits- und so-
zialrechtlichen Vorschriften einhalten wird und 
dass er bei der Ausarbeitung seines Angebots 

bzw. seiner sonstigen Vertragserklärungen den 
arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften am 
Ausführungsort Rechnung getragen hat; 

3. er das zur termin- und sach-, insbesondere fach-
gerechten Abwicklung erforderliche Personal so-
wie Gerät zur Verfügung hat; 

4. er die von uns beigestellten Ausführungsunterla-
gen und Baugrunduntersuchungen aller Art in Be-
zug auf ihre Richtigkeit sowie technische, gesetz-
liche und genehmigungsbehördliche Einwandfrei-
heit sorgfältig überprüft hat;  

5. er, den der Ausschreibung zugrundeliegenden 
Baubereich besichtigt hat, er sowohl die örtlichen 
als auch alle sonstigen, den Auftrag berührenden 
Verhältnisse (insbesondere die Wege- und Stra-
ßenverhältnisse, die Zufahrten, das Gelände, die 
Boden- und Untergrundbeschaffenheit, den Ar-
beitsstreifen und dessen Umgebung, Baustellen-
einrichtungsflächen) geprüft hat und ihm diese 
Verhältnisse - soweit dies für einen Angehörigen 
seines Verkehrskreises (bzw. des, Verkehrskrei-
ses dem er vorgibt, anzugehören) möglich und 
zumutbar ist - bekannt sind. Der Auftragnehmer 
hat sich auch während der Auftragsabwicklung 
mit den herrschenden Verhältnissen vertraut zu 
machen. Zu Einbauten siehe § 19  - Siehe insbe-
sondere auch § 33 Abs. 3; 

6. er - sofern es dafür erkennbare (§ 1299 ABGB) 
Anhaltspunkte gibt - die Möglichkeit des Vorhan-
denseins im Boden verborgener Explosivkörper 
sorgfältig geprüft hat, dies insbesondere auch im 
Interesse der Allgemeinheit. Eine Überprüfung 
unsrerseits und die Bekanntgabe von deren Er-
gebnissen an den Auftragnehmer befreit ihn nicht 
von der vorgenannten Pflicht.  

7. er alle Untersuchungen zwecks voller Kenntnis 
der mit der Durchführung des Bauvorhabens 
möglicherweise verbundenen Erschwernisse, Hin-
dernisse oder sonstiger Schwierigkeiten vorge-
nommen hat; und sie daher auch kennt (siehe 
insbesondere auch § 33 Abs. 2, 1. Satz) 

8. er, soweit seine Leistungen auf Arbeiten anderer 
Unternehmer aufbauen oder daran anschließen, 
die Tauglichkeit dieser Vorleistungen als Grund-
lage seiner eigenen Leistungen überprüfen wird; 

9. für ihn Unklarheiten über die Ausschreibung und 
Durchführung der Arbeiten sowie der Auslegung 
der Ausschreibung bzw. des Vertrages nicht be-
stehen (siehe auch § 50 Abs. 3). 

(4) Soweit die letzte Fassung von Normen, Richtlinien 
und dergleichen ausschlaggebend ist (vgl. Abs. 1 Zif. 
9) ist die Fassung zu jenem Zeitpunkt maßgebend, 
zu dem der Auftragnehmer die ihn bindende zum 
Vertragsschluss führende Erklärung (Vertragserklä-
rung) abgegeben hat. Auf Änderungen nach der Ver-
tragserklärung hat uns der Auftragnehmer unverzüg-
lich schriftlich aufmerksam zu machen. Gegebenen-
falls sind Gespräche über Vertragsänderungen zu 
führen. Ohne unsere Zustimmung darf der Auftrag-
nehmer nicht von den vereinbarten Leistungsmodali-
täten abweichen. Auf § 6 ABB wird besonders verwie-
sen. Änderungen durch zwingendes Recht sind je-
denfalls zu beachten. 

(5) Soweit Kollektivvertragslöhne zur Berechnung heran-
zuziehen sind, sind die zum Ende der Angebotsle-
gungsfrist geltenden gemeint. Bei Fehlen einer Ange-
botslegungsfrist gilt das Datum des Angebots. Ist 
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keine Angebotslegung erfolgt, so sind die zum Zeit-
punkt der Abgabe der Verpflichtungserklärung des 
Auftragnehmers geltenden Kollektivvertragslöhne 
heranzuziehen. 

(6) Die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften, insbe-
sondere die baupolizeilichen, die Unfallverhütungs- 
und die Umweltschutzvorschriften sowie die für die 
Durchführung des Auftrags in Österreich maßgebli-
chen sozialrechtlichen und arbeitsrechtlichen Vor-
schriften (einschließlich insbesondere der Arbeitneh-
merschutzbestimmungen) sind zu beachten. 

(7) Der Auftragnehmer hat insbesondere auch das Aus-
länderbeschäftigungsgesetz in der jeweils geltenden 
Fassung zu befolgen. Er hat uns vor Leistungsbeginn 
unaufgefordert die nach diesem Gesetz erforderli-
chen Bewilligungen bezüglich jener Ausländer vorzu-
legen, die bei der Durchführung des Auftrags in Ös-
terreich eingesetzt werden. Sollen nachträglich an-
dere oder weitere derartige Personen eingesetzt wer-
den, so hat eine entsprechende Vorlage vor deren 
Einsatz zu erfolgen.  

(8) Auf das Bundesvergaberecht sowie auf die oberöster-
reichischen Vergaberechtsvorschriften – in den je-
weils geltenden Fassungen - wird hiermit verwiesen, 
und zwar insoweit als diese Vorschriften auf den Ge-
schäftsfall anzuwenden sind. 

 

§ 2 Behördliche Anordnungen bzw. Erledigungen / 
privatrechtliche Genehmigungen 

(1) Sofern ein Gesetz, dieser Vertrag oder ein sonstiger 
Rechtsgrund den Auftragnehmer im Zusammenhang 
mit der zu erbringenden Leistung verpflichtet, be-
hördliche Anordnungen bzw. Erledigungen (§ 1 Abs. 
1 Zif. 3) zu erwirken, hat er sie im Einklang mit dem 
Auftrag rechtzeitig zu betreiben. Insbesondere hat er 
erforderliche Genehmigungen rechtzeitig einzuholen, 
und die zuständige Behörde, falls geboten, am Lau-
fenden zu halten. Auf unser Verlangen hat er uns in 
die behördlichen Anordnungen bzw. Erledigungen 
Einblick zu gewähren und uns Kopien der Schriftstü-
cke zu übermitteln. Dies gilt auch für die dem Auf-
tragnehmer zugänglichen Verfahrensschritte (An-
trag, Rechtsmittel etc.). Entsprechendes gilt für jene 
Zeugnisse (z.B. Befähigungsnachweise), Bestätigun-
gen und dergleichen, die der Auftragnehmer bezüg-
lich der durchzuführenden Arbeiten bereithalten 
muss und die wir oder der Auftragnehmer, von Ge-
setzes wegen oder auf Anordnung einer Behörde oder 
auf Grund sonstiger Verpflichtung (z.B. gegenüber 
ÖBB oder ASFINAG) vorlegen müssen. Die einschlä-
gigen, infolge dieses Absatzes entstehenden Kosten 
hat der Auftragnehmer zu tragen. 

(2) Soweit der Auftragnehmer verpflichtet ist, auf privat-
rechtlichem Wege Genehmigungen einzuholen, hat 
er ebenfalls auf unser Verlangen hin Einblick in die 
Unterlagen zu gewähren und uns Kopien der Schrift-
stücke zu übermitteln. Auch hat er die einschlägigen 
Kosten – und, sofern nichts Gegenteiliges vereinbart 
ist -, einschließlich der Kosten, die aus der Genehmi-
gung resultieren, zu tragen. 

(3) Der Auftragnehmer hat vor Beginn der Arbeiten zu 
überprüfen, ob die Genehmigungen für die Benüt-
zung, Überquerung und Aufgrabung von Eisenbah-
nen, Straßen, Privatstraßen, Wasserläufen usw. vor-
liegen. Die jeweilige Genehmigung muss auch den 
Einsatz von Geräten und sonstiger Ausrüstung um-
fassen.  

(4) Kann der Auftragnehmer von ihm zu erwirkende öf-
fentlich-rechtliche oder privatrechtliche Genehmi-
gungen nicht beschaffen, so hat er uns davon unver-
züglich in Kenntnis zu setzen. Stellt er fest, dass von 
uns zu erwirkende Genehmigungen nicht erwirkt 
worden sind, so hat er uns unverzüglich darauf auf-
merksam zu machen.  

(5) Auf die vertragliche Pflicht des Auftragnehmers, be-
hördliche, an uns gerichtete Entscheidungen zu be-
folgen, wird verwiesen (§ 1 Abs. 1 Zif. 3). An ihn er-
gangene Entscheidungen hat er auch im Verhältnis 
zu uns zu befolgen, sofern sie mit dem Vertrag nicht 
im Widerspruch stehen. Stehen sie inhaltlich mit dem 
Vertrag in Widerspruch, so hat er unverzüglich mit 
uns Kontakt aufzunehmen. Die Kontaktaufnahme hat 
vor allem den Zweck, mögliche Abhilfe zu schaffen. 

 

§ 3 Benutzung von Straßen zu verkehrsfremden 
Zwecken 

(1) Die erforderliche Bewilligung nach § 90 StVO 1960 
hat der Auftragnehmer, sofern im Einzelfall nichts 
Besonderes festgelegt wurde, unmittelbar nach Bau-
einleitung auf seine Kosten bei der zuständigen Be-
hörde einzuholen. Er hat den mit der Bewilligung ver-
bundenen Auflagen nachzukommen und die erforder-
lichen Maßnahmen jeweils im engsten Einvernehmen 
mit uns und mit den zuständigen Stellen selbst zu 
setzen.  

1. Insbesondere sind auch die von den zuständigen 
Behörden festgelegten Toleranzgrenzen für die 
Ebenflächigkeit von Belagsoberflächen einzuhal-
ten. Dies gilt im Besonderen auch für provisori-
sche bituminös gebundene Tragschichten. Wir 
übernehmen diese nur, wenn uns der Auftragneh-
mer auch eine schriftliche Bestätigung des Stra-
ßenerhalters über die Ordnungsgemäßheit der 
diesbezüglichen Auflagenerfüllung vorlegt. 

 
2. Auch ist der Auftragnehmer verpflichtet, die vom 

Bauvorhaben betroffenen Straßen während der 
Bauzeit für den gesamten Verkehr offen zu hal-
ten. Straßensperren dürfen nur in unbedingt not-
wendigen Fällen und nur mit ausdrücklicher Zu-
stimmung der zuständigen Behörden vorgenom-
men werden. 

(2) Die Kosten der Bewilligung sowie die Beistellung und 
das Vorhalten aller vorgeschriebenen Sicherheitsein-
richtungen (z.B. Absperrvorrichtungen) einschließlich 
allenfalls erforderlicher Beleuchtungen und Verkehrs-
ampeln hat der Auftragnehmer zu tragen.  

Ebenso hat er sämtliche Materialien und Hilfsmittel 
zur Abwicklung eines reibungslosen Baustellenver-
kehrs (z.B. Hinweisschilder) insbesondere bei Kreu-
zungsstellen auf seine Kosten beizustellen. 

 

§ 4 Gefahrenverhütung – Gesundheitsschutz / 
Kostentragung 

(1) Der Auftragnehmer hat alle zum Schutz des Lebens, 
der körperlichen Unversehrtheit und der Gesundheit 
erlassenen gesetzlichen Vorschriften einzuhalten. 
Insbesondere hat er die für die Sicherheit und Ge-
sundheit der Arbeitnehmer ergangenen Vorschriften, 
vor allem das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz 
(BGBl 1994/450 in der jeweils geltenden Fassung), 
die einschlägigen, insbesondere die aufgrund des ge-
nannten Gesetzes erlassenen Verordnungen sowie 
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die allenfalls vorhandene, ihm zur Kenntnis ge-
brachte hauseigene Baustellenordnung und die allen-
falls vorhandene, ihm zur Kenntnis gebrachte haus-
eigene Brandschutzordnung zu beachten. Auf die 
Bauarbeiterschutz-VO (BGBl 1994/340 in der jeweils 
geltenden Fassung) wird besonders verwiesen, 
ebenso auf die „Verordnung elektromagnetischer Fel-
der – VEMF“ (BGBI II 2016/179) in der jeweils gel-
tenden Fassung. Die Sicherheits- und Schutzmaß-
nahmen hat der Auftragnehmer sowohl zum Schutz 
seiner Arbeitnehmer als auch zum Schutz aller ande-
ren in den Baustellenbereich gelangenden Personen 
zu treffen.  

(2) Alleine schon, wenn abstrakt eine einschlägige Ge-
fahr besteht, haben der Auftragnehmer bzw. seine 
Mitarbeiter geeignete Maßnahmen zu setzen. Der 
Auftragnehmer hat gegenüber seinen Mitarbeitern 
dafür zu sorgen, dass sie die für die Sicherheit und 
Gesundheit erlassenen Vorschriften (Abs.1) einhal-
ten. Er hat sie in der Anwendung der gebotenen Maß-
nahmen zum Schutz des Lebens, der Gesundheit und 
der Sittlichkeit entsprechend zu informieren, zu un-
terweisen, anzuweisen (z.B. Schutzhelmpflicht) und 
zu überwachen. Für den Fall, dass Mitarbeiter des 
Auftragnehmers gegen Schutzvorschriften erheblich 
verstoßen, behalten wir uns direkte Anordnungen ge-
gen sie vor. Werden unsere berechtigten Anordnun-
gen nicht unverzüglich befolgt, so dürfen wir den be-
treffenden Mitarbeiter von der Baustelle verweisen. 
Bei schwerwiegenden Verstößen kann eine Verwei-
sung ohne weitere Voraussetzungen erfolgen. Der 
Auftragnehmer hat unaufgefordert erforderlichen Er-
satz zu stellen (§ 28 Abs. 2). Er kann wegen der ge-
nannten Maßnahmen keine Ansprüche gegen uns ab-
leiten. 

(3) Der Auftragnehmer hat sein erstmaliges Erscheinen 
auf der Baustelle vor Aufnahme seiner Arbeiten un-
serem örtlich Verantwortlichen (§ 13 Abs. 5) zu mel-
den. Zwei Wochen vor Arbeitsbeginn hat er uns die 
für die Unterweisung unserer Dienstnehmer sicher-
heitstechnisch wesentlichen Faktoren mitzuteilen. 

(4) Vor Aufnahme der Arbeit in, an oder im Bereich von 
Erdgasanlagen, elektrischen Anlagen oder deren Be-
triebsmittel (Leitungen, Transformatoren etc.) hat 
sich der Auftragnehmer mit uns (d.h. unserem zu-
ständigen Mitarbeiter) in Verbindung zu setzen, da-
mit die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen gesetzt 
und deren Koordinierung vorgenommen werden kön-
nen. Der Auftragnehmer wird von uns bezüglich der 
einschlägigen Gefahren unterwiesen und hinsichtlich 
der zu treffenden Maßnahmen informiert. Er darf nur 
im Einvernehmen mit uns vorgehen. Vor Aufnahme 
der Arbeiten hat der Auftragnehmer schriftlich zu be-
stätigen, dass er im obigen Sinne unterwiesen und 
informiert worden ist. Auch hat er seine Mitarbeiter 
entsprechend zu informieren, zu unterweisen, anzu-
weisen und zu überwachen. Bezüglich der Informa-
tion und der Unterweisung hat uns der Auftragneh-
mer eine schriftliche Bestätigung des (der) eingesetz-
ten Mitarbeiter(s) vorzulegen. 

(5) Der Auftragnehmer darf die Arbeiten nicht aufneh-
men, bevor uns seine schriftliche Bestätigung im 
Sinne des Abs. 4 vorliegt. - Zur Arbeitsaufnahme als 
solcher siehe § 20 Abs. 2. 

(6) Der Auftragnehmer hat regelmäßig vor Montage bzw. 
Bauvorgängen mit Gefährdungspotential Sicherheits-
koordinationsbesprechungen mit seinen Subauftrag-
nehmern abzuhalten und über diese Besprechungen 
ein eigenes Protokoll zu führen. 

(7) Die Kosten der erforderlichen Sicherheits- und 
Schutzmaßnahmen hat der Auftragnehmer zu tra-
gen. 

(8) Auf die Pflicht des Auftragnehmers, die Bauarbeiten 
(die Baustelle) dem zuständigen Arbeitsinspektorat 
rechtzeitig zu melden, wird hiermit besonders ver-
wiesen. 

(9) Der Auftragnehmer (vgl. § 13  Abs. 1) hat uns zu 
verständigen (vgl. § 13 Abs. 5), wenn er Verstöße 
gegen Vorschriften hinsichtlich der Gefahrenverhü-
tung und des Gesundheitsschutzes seitens Dritter o-
der unserer Mitarbeiter feststellt oder von solchen 
Verstößen seitens einer Behörde erfährt. 

(10) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die im Anhang III 
(Sicherheitsmanagement) angeführten Betriebsan-
weisungen zu beachten. 

 

§ 5 Bauarbeitenkoordination / Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzplan 

(1) Anordnungen des Baustellenkoordinators zur Durch-
setzung der Ziele des Baustellenkoordinationsgesetz-
tes (Sicherheit und Gesundheitsschutz der Arbeit-
nehmer) sind zu befolgen. Der Baustellenkoordinator 
(§ 2 Abs. 7 BauKG) darf in diesem Zusammenhang 
den Dienstnehmern des Auftragnehmers unmittelbar 
Weisungen erteilen. Ist der Baustellenkoordinator 
nicht unser Betriebsangehöriger, so können wir den-
noch seine Anordnung durch Widerspruch aufheben. 
Dies enthebt jedoch den Auftragnehmer nicht von der 
Einhaltung zwingender gesetzlicher Vorschriften (§ 
4). Ist ein Auftragnehmer oder einer von mehreren 
Auftragnehmern zum Baustellenkoordinator bestellt 
worden, so gelten die beiden letzten Sätze sinnge-
mäß auch ihm gegenüber. Der Auftragnehmer ist 
verpflichtet, in die Verträge mit seinen Subunterneh-
mern Bestimmungen aufzunehmen, die das Wei-
sungsrecht des Baustellenkoordinators gegenüber 
dem Subunternehmer und dessen Arbeitnehmern so-
wie unser Widerspruchsrecht sichern. Die wegen 
Nichterfüllung dieser Pflichten entstehenden Schäden 
hat er zu ersetzen. 

(2) Bestellen wir den Auftragnehmer zu unserem Pro-
jektleiter (im Sinne des § 2 Abs. 2 BauKG), so über-
nimmt er – mangels gegenteiliger Vereinbarung – da-
mit auch unsere Pflichten (im Sinne des § 9 Abs. 1 
BauKG), soweit sie in der Ausführungsphase der Bau-
arbeiten (§ 2 Abs. 5 BauKG) zum Tragen kommen. 
Dazu zählt vor allem die Pflicht zur Bestellung eines 
Baustellenkoordinators (§ 9 Abs. 1 iVm § 3 BauKG). 

(3) Ist der zum Baustellenkoordinator bestellte Auftrag-
nehmer eine juristische Person, so hat er uns die na-
türliche Person zu nennen, die die Koordinationsauf-
gaben für die juristische Person wahrnimmt. Hat der 
Auftragnehmer den Baustellenkoordinator zu bestel-
len (Abs. 2), so hat er uns den Namen des Bestellten 
mitzuteilen. Satz 1 gilt sinngemäß. 

(4) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Sicherheits- 
und Gesundheitsschutzplan (§ 7 BauKG) zu beach-
ten. Auch hat er seine Subunternehmer zur Einhal-
tung des Planes zu verpflichten. Dies gilt auch für Än-
derungen des Planes (§ 7 Abs. 5 BauKG). Die wegen 
Nichterfüllung dieser Pflichten entstehenden Schäden 
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hat er zu ersetzen. Weisungen des Baustellenkoordi-
nators gehen dem Planinhalt vor. 

 

§ 6 Mitteilung von Arbeitsunfällen 

Der Auftragnehmer hat uns Arbeitsunfälle seines Per-
sonals auf der vertragsgegenständlichen Baustelle 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Er hat der Mittei-
lung eine Kopie seiner Unfallmeldung an den Sozial-
versicherungsträger (z.B. die AUVA) beizulegen. Die 
Mitteilung hat sowohl an den jeweils zuständigen 
Bauleiter als auch an folgende Stelle zu erfolgen: 
„Energie AG Oberösterreich, Sicherheitsmanage-
ment, Abt. SI, 4810 Gmunden“. 

 

§ 7 Pläne und sonstige Unterlagen, Hinweise und 
Erläuterungen / Überprüfung / Durchführbar-
keit  

(1)   Von uns zur Verfügung gestellte Pläne (z.B. Lage-, 
Detail-, Schema-, Schalungs- und Armierungspläne), 
die sonstigen unsrerseits zur Verfügung gestellten 
Unterlagen (Berechnungen [insbesondere statische], 
Massenermittlungen, Angaben über Bodenbeschaf-
fenheit, Risikobeschreibungen usw.) und die gesamte 
planliche Darstellung sowie unsere Hinweise und Er-
läuterungen hat der Auftragnehmer mit jener Sorg-
falt zu prüfen, die von seinem Verkehrskreis (bzw. 
dem Verkehrskreis, dem er vorgibt, anzugehören) im 
Allgemeinen verlangt wird. Die Prüfung hat nicht nur 
die Richtigkeit, sondern auch die Durchführbarkeit zu 
umfassen. 

(2) Sofern wir die in Abs. 1 angeführten Unterlagen nicht 
ohnehin selbst zur Verfügung stellen, sind sie vom 
Auftragnehmer kostenlos zu verfassen. Diese Unter-
lagen sind uns zur Freigabe vorzulegen. 

(3) Von den zur Verfügung gestellten (Abs. 1) bzw. frei-
gegebenen (Abs. 2) Unterlagen darf der Auftragneh-
mer nur im Einvernehmen mit uns abweichen. Sche-
mapläne (z.B. von Künetten, Straßenquerungen, be-
züglich der Reihenfolge von Armaturen, usw.) dienen 
grundsätzlich nur der Veranschaulichung der zu ver-
richtenden Arbeiten. Insofern haben sie den Charak-
ter von Richtwerten bzw. Richtlinien. Sofern sie je-
doch präzise Angaben über die Durchführung der Ar-
beiten enthalten (z.B. Höhe bzw. Mindesthöhe von 
Überdeckungen oder Regelquerschnitte bei Künet-
ten), sind sie genau zu befolgen. Sofern Mengen nach 
Aufmaß zu verrechnen sind, sind die Mengenangaben 
der Unterlagen nur als Näherungswerte zu betrach-
ten.  

(4) Stellt sich - in welchem Stadium auch immer, sei es 
z.B. in Verbindung mit der Anbotserstellung, den Ver-
tragsverhandlungen, dem Abschluss oder der Bauab-
wicklung - heraus, dass die Arbeiten nicht obigen Un-
terlagen entsprechend durchgeführt werden können 
(insbesondere wegen der Bodenbeschaffenheit), so 
sind wir unverzüglich zu verständigen, damit die er-
forderlichen Maßnahmen ergriffen werden können. 
Den Auftragnehmer trifft die Beweislast dafür, dass 
er uns unverzüglich verständigt hat. - Siehe auch § 
31 Abs. 12  

 

§ 8 Dokumentation / Qualitätssicherung 

(1) Unter Dokumentation werden alle schriftlichen und 
zeichnerischen Unterlagen verstanden, die für uns 
und unsere sonstigen Auftragnehmer (z.B. unseren 

Planer) erforderlich sind, um eine sach- und fachge-
rechte Errichtung (Planung, Fertigung, Montage, In-
betriebnahme), Betriebsführung, Optimierung, War-
tung und Instandhaltung der zu leistenden Anlage 
technisch einwandfrei, termingerecht und in wirt-
schaftlicher Weise sicherzustellen. Die Dokumenta-
tion stellt somit einen wesentlichen Teil des Leis-
tungsumfanges dar und ist in deutscher Sprache ge-
mäß unseren Vorgaben zu erstellen. Die Dokumenta-
tion bezieht sich auch auf die Qualitätskontrolle, 
Identifikation von Teilen, Logistik, Lagerung, Schu-
lung, Störungsbehebung, Reparatur sowie die Ersatz-
teilbeschaffung, Rückbau und Entsorgung der An-
lage. Sie ist, sofern nicht anders vereinbart, in drei-
facher Ausführung in Papierform und einfach auf Da-
tenträger zu erstellen und zu übergeben. 

(2) Die Unterlagen sind elektronisch in den einschlägigen 
Dateiformaten der Programme MS-Word, MS-Excel, 
MS-Access, MS-Projekt, AutoCAD bzw. gemäß unse-
rer Dokumentationsrichtlinie zu erstellen und zu lie-
fern. 

(3) Der Auftragnehmer hat ein gültiges Qualitätsma-
nagementhandbuch, das sein Qualitätsmanagement-
system beschreibt, vorzulegen. Auf unser Verlangen 
ist die Einsichtnahme in mitgeltende (damit zusam-
menhängende) Dokumente (z.B.: Prozessbeschrei-
bungen, Vorlagen, Checklisten) zu gewähren. Dieses 
System ist bei der Auftragsabwicklung anzuwenden. 
Wir behalten uns das Recht vor, während der Auf-
tragsabwicklung Qualitätsauditierungen durchzufüh-
ren. Die Ergebnisse dieser Qualitätsauditierungen 
werden in Protokollen (Audit, Reports) festgehalten. 
Mängel sind so schnell wie möglich zu beheben und 
auf vergangene oder zukünftige Auswirkungen auf 
den Liefer- und Leistungsumfang zu überprüfen. Der 
Auftragnehmer hat uns hierzu einen ausführlichen 
Mängelbehebungsbericht zu übermitteln. 

 Der Auftragnehmer hat insbesondere ein Rohrbuch 
zu erstellen und dieses laufend zu führen. Auf unser 
Verlangen hin hat er uns Kopien zur Verfügung zu 
stellen. Jedenfalls sind uns die einschlägigen Kopien 
rechtzeitig vor Durchführung der Druckproben zu 
übergeben. 

(4) Das Qualitätsmanagementsystem hat zumindest der 
ÖNORM-EN ISO 9001 in ihrer letzten Fassung zu ent-
sprechen. ISO-Zertifikate und/oder andere einschlä-
gige Zertifikate sind uns vorzulegen. Wir können von 
vorgenannten Anforderungen Abstand nehmen, 
wenn eine Auditierung des Auftragnehmers ergibt, 
dass sein Qualitätsmangementsystem für die ord-
nungsgemäße Durchführung des Auftrages zu-
reichend ist. 

Gegenüber seinen Zulieferern hat der Auftragnehmer 
dafür zu sorgen, dass diese jene Qualitätssicherungs-
standards einhalten, zu deren Einhaltung der Auf-
tragnehmer uns gegenüber verpflichtet ist. 

(5) Sämtliche Zeichnungen, Schemata, Listen, Daten-
blätter, Berechnungen, Prüfpläne, Protokolle und Be-
schreibungen aus dem Leistungsumfang sind in einer 
Weise vom Auftragnehmer auszuführen, dass wir o-
der ein von uns beauftragter Dritter eine Vorprüfung 
vornehmen können. Auch hat der Auftragnehmer auf 
Änderungen, insbesondere in Zeichnungen, schrift-
lich hinzuweisen und diese deutlich in den geänder-
ten Unterlagen kenntlich zu machen. Sämtliche dies-
bezüglichen Unterlagen sind uns jeweils so rechtzei-
tig vorzulegen, dass trotz einer Prüfung und allenfalls 
möglicher Änderungswünsche sowie der erneuten 
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Prüfung die vereinbarten Termine eingehalten wer-
den können. Die von uns zu prüfenden Unterlagen 
sind binnen angemessener Frist dem Auftragnehmer 
zu retournieren. Soweit dem die Notwendigkeiten des 
Projektablaufes nicht entgegenstehen, dürfen wir 
diese Frist auch überschreiten. 

(6) Sämtliche Pläne mit Bauangaben haben alle Belas-
tungen, Aussparungen, Durchbrüche, Einbauvor-
schriften etc. zu enthalten. Diese sowie weitere er-
forderliche Angaben wie z.B. bezüglich Schwingungs-
verhalten sind so rechtzeitig einzureichen, dass für 
die konstruktive, technische Bearbeitung und die 
Ausführung der Fundamente sowie der damit zusam-
menhängenden baulichen Gegebenheiten eine je-
weils ausreichende Frist verbleibt. Von uns beige-
brachte Schalpläne sind vom Auftragnehmer darauf 
zu prüfen, ob die vom Auftragnehmer gemachten An-
gaben sachgerecht eingearbeitet wurden bzw. ob die 
baulichen Gegebenheiten eine einwandfreie Montage 
der vom Auftragnehmer zu liefernden Anlagenteile 
ermöglichen. Weiters hat der Auftragnehmer vor 
Montagebeginn zu prüfen, ob die Abmessungen der 
betroffenen baulichen Gegebenheiten mit den von 
ihm freigegebenen Plänen unter Berücksichtigung 
der im Baugewerbe üblichen Toleranzen übereinstim-
men.  

Der Planprüfablauf ist mit uns abzustimmen (Vor-
prüfpläne und Freigabepläne bzw. Ausführungsfrei-
gabe).  

Mehraufwendungen und sonstige Nachteile, die sich 
aus der Nichtbefolgung obiger Bestimmungen oder 
durch unsachgemäße Angaben des Auftragnehmers 
ergeben, gehen zu seinen Lasten auch dann, wenn 
das Einverständnis zu den betreffenden Dokumenten 
von uns vorgelegen ist.  

Die Dokumentenprüfung und -freigabe durch uns 
entbindet den Auftragnehmer nicht von seiner Ver-
antwortung.  

Verlangen wir berechtigter Weise eine Änderung der 
Dokumente, so kann der Auftragnehmer daraus 
keine weiteren Entgeltsansprüche ableiten. Dies auch 
nicht, wenn ihm in Folge einer Änderung weitere Kos-
ten entstehen. Auch ist er nicht berechtigt, wegen ei-
ner Dokumentenänderung Termine zu verschieben. 

(7) Die vom Auftragnehmer zu liefernde Prüfdokumenta-
tion hat aus einem detaillierten Qualitätssiche-
rungs(prüf)plan, Berichten bzw. Protokollen über die 
erforderlichen Qualitätskontrollen und Funktionstests 
etc. sowie aus Terminplänen und Fortschrittsberich-
ten zu bestehen. Der Qualitätssicherungs(prüf)plan 
hat die einzelnen durchzuführenden Prüfungen, die 
Werkstoffe und die prüfende Stelle anzugeben. Der 
gesamte Leistungsumfang inklusive des Leistungs-
umfanges von Subunternehmern und Zulieferern ist 
zumindest durch den Auftragnehmer zu prüfen. Wer-
den Materialien direkt von Zulieferern auf die Mon-
tage(Bau)stelle geliefert, so sind diese vor der Liefe-
rung vom Auftragnehmer oder einem autorisierten 
externen Sachverständigen zu prüfen. Die gesamte 
Prüfdokumentation ist uns spätestens im Zuge der 
Anlieferung auf die Baustelle zu übermitteln. 

(8) Unterliegen einzelne Leistungen des Auftragnehmers 
behördlichen Genehmigungen, oder einer behördli-
chen früheren Abnahme, so ist der Auftragnehmer 
verpflichtet, die für die Genehmigungen notwendigen 
und dem neuesten Stand der Bearbeitung entspre-
chenden Dokumentationen vollständig, rechtzeitig, 
und in der erforderlichen Anzahl bei uns einzu-
reichen. Dies gilt auch für die Fälle des § 42 Abs. 8. 

(9) Die Prüfdokumentation hat der Auftragnehmer auf 
seine Kosten zu erstellen. Zur Durchführung der Prü-
fungen hat er auf seine Kosten Hilfsleistungen, Mate-
rialien, Arbeitskräfte, Dolmetscher, Energie, geeig-
nete Prüfeinrichtungen und Prüfmittel für eine ord-
nungsgemäße und wirkungsvolle Prüfung zur Verfü-
gung zu stellen. 

(10) Der Auftragnehmer hat die von ihm geschuldete Leis-
tung so in den Verkehr zu bringen, dass sie alle am 
Errichtungsort geltenden Rechtsvorschriften (Geset-
zen, Verordnungen, Behördenvorschreibungen etc.) 
entspricht. Dies gilt auch bezüglich der technischen 
Regelwerke, technischen Richtlinien, Normen, usw. 
und betrifft auch seine Leistung im Hinblick auf die 
Schnittstellen zu den Leistungen anderer. 

Der Auftragnehmer hat die Einhaltung der obigen 
Vorgaben zu dokumentieren und uns die Konformität 
seiner Leistung mit allen einschlägigen Vorgaben 
schriftlich zu erklären. Die Konformitätserklärung hat 
vollständig zu sein und eine Auflistung zu enthalten, 
an Hand derer wir die Vollständigkeit der Konformi-
tätserklärung nachprüfen können. 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, auch die CE-
Kennzeichnung der Einzelkomponenten zu überprü-
fen. Als Auftragnehmer hat er für die gesamte von 
ihm geschuldete Leistung die CE-Kennzeichnung aller 
Komponenten seiner Leistung durchzuführen, sofern 
dies von Gesetzes wegen erforderlich ist. Die ein-
schlägigen Konformitätserklärungen hat er uns zu 
übersenden. Sofern Gesetze eine Zertifizierung der 
geschuldeten Leistung als solche vorschreiben, ist 
(auch) diese vorzunehmen. 

Der Auftragnehmer hat alle Informationen und Un-
terlagen zu beschaffen und uns zu übermitteln, die 
für die CE-Kennzeichnung aller Komponenten seiner 
Leistung bzw. die Leistung als solche erforderlich 
sind.   

Der Auftragnehmer ist nicht nur uns, sondern auch 
Dritten (insbesondere anderen unserer Auftragneh-
mer) gegenüber zur Leistung der uns geschuldeten 
Informationen und Unterlagen verpflichtet, wenn wir 
dies verlangen. Er hat dem Verlangen unverzüglich 
nachzukommen. Diese Verpflichtungen legen wir – 
nach Möglichkeit und Tunlichkeit –  auch anderen 
Auftragnehmern auf, soweit der Auftragnehmer des 
gegenständlichen  Auftrages zu dessen Ausführung 
die einschlägigen Unterlagen und Informationen be-
nötigt. 

(11) Der Auftragnehmer hat zeitgerecht für alle angren-
zenden Schnittstellen zu der von ihm zu erbringen-
den Leistung alle erforderlichen Angaben einzuholen 
und zu berücksichtigen. Im Übrigen wird auf Abs. 10   
letzter Unterabsatz verwiesen. 

(12) Der Auftragnehmer wird besonders darauf hingewie-
sen, dass er für Verstöße gegen die Bestimmungen  
dieses Paragraphen einzustehen hat. Der Auftrag-
nehmer haftet insbesondere für die Nachteile, die 
durch unrichtige Angaben in den Auslegungsdoku-
menten (basic engineering) entstehen und für alle 
Nachteile, die aus mangelhafter Abstimmung zu an-
grenzenden Leistungen herrühren. Weiters haftet der 
Auftragnehmer auch für jene Nachteile, die aus der 
mangelhaften Prüfung der Ausführungsdokumente 
(detail engineering) oder der von uns bereitgestellten 
Einrichtungen in Bezug auf ihre Funktionstüchtigkeit 
hinsichtlich des Zusammenwirkens mit dem Leis-
tungsgegenstand resultieren. 
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(13) Auf Verlangen hat uns der Auftragnehmer den Auf-
trag betreffende Dokumentationen seiner Subauf-
tragnehmer (§ 54) zu übergeben. Er erteilt uns hier-
mit die unwiderrufliche Vollmacht, von diesen Sub-
auftragnehmern die Übergabe solcher Dokumentati-
onen für den Fall zu verlangen, dass der Auftragneh-
mer uns solche, von ihm verlangte Dokumente nicht 
innerhalb angemessener Frist zur Verfügung gestellt 
hat. Den Subauftragnehmern gegenüber müssen wir 
Säumnis des Auftragnehmers nicht nachweisen. Es 
genügt unsere Behauptung. Dieser Absatz schmälert 
unsere Rechte auf Dokumentation gegenüber dem 
Auftragnehmer nicht. 

 

§ 9 Begleitende Kontrolle / Gutachtenskosten 

(1) Der Auftragnehmer räumt uns und von uns beauf-
tragten Dritten das Recht der Prüfung aller mit der 
Leistungserbringung verbundenen Tätigkeiten ein. 
Auch zu diesem Zweck hat er uns bezüglich des Bau-
fortschrittes am Laufenden zu halten. Das Recht zur 
Prüfung schließt auch die Freilegung bereits fertigge-
stellter und überprüfter Teile des Bauvorhabens ein. 
Der Auftragnehmer hat uns und den von uns beauf-
tragten Dritten jederzeit den freien Zugang zum Bau-
vorhaben zu ermöglichen und alle angemessenen 
dem Zweck der Prüfung dienenden Erleichterungen 
zu verschaffen. 

(2) Jede der Vertragsparteien trägt die Kosten für das je-
weils eigene Personal selbst. Kommt eine (positive) 
Prüfung aus Gründen, die auf Seiten des Auftragneh-
mers liegen, nicht zustande, sind sämtliche, auch aus 
mehreren nochmaligen Prüfungen resultierenden 
Kosten, vom Auftragnehmer zu tragen. 

(3) Wir behalten uns über die vereinbarte Qualitätssiche-
rung hinaus das Recht vor, die Leistungen des Auf-
tragnehmers (insbesondere Teile der Bau- bzw. Bau-
nebenleistung) auch schon vor der Übernahme (z.B. 
während deren Fertigung und nach ihrer Herstellung 
auf ihre Vertragsgemäßheit hin zu überprüfen oder 
überprüfen zu lassen - vgl. auch Abs. 1, § 45 Abs. 5 
und 23). Der Auftragnehmer hat auf unser Verlangen 
an der Überprüfung teilzunehmen. Ergibt die, zu wel-
cher Zeit auch immer, durchgeführte Überprüfung ei-
nen Mangel, für den der Auftragnehmer einzustehen 
hat, so hat er die zur Auffindung des Mangels erfor-
derlichen Kosten, einschließlich der Kosten einer Wie-
derverfüllung und sonstiger Wiederherstellung zu 
tragen. Bezüglich der Mangelbehebung ist § 45 Abs. 
6 sinngemäß anzuwenden. 

(4) Die Kostentragungsregel des Abs. 3 gilt - unabhängig 
vom Vorliegen eines Mangels – auch, wenn der Auf-
tragnehmer vor unserer Überprüfung Teile des Bau-
vorhabens  (insbesondere durch Verfüllung) unzu-
gänglich gemacht hat. Entsprechendes gilt, wenn die 
Unzugänglichmachung ohne rechtzeitige Mitteilung 
an die zuständigen Behörden, an die von den Behör-
den zur Prüfung berufenen oder von uns auf Grund 
behördlicher Anordnung zu betrauenden Sachver-
ständigen, juristischen Personen bzw. Institutionen 
(z.B. TÜV) erfolgt ist oder die von diesen Stellen zu 
setzenden Akte (z.B. wasserbautechnische Aufsicht 
von Steinschlichtungen) nicht abgewartet wurden. 
Dasselbe gilt, wenn wir auf Grund privatrechtlicher 
Verpflichtung vor der Unzugänglichmachung Dritte 
(z.B. die ÖBB, Grundeigentümer) einschalten müs-
sen. In allen Fällen ist die Freigabe durch uns (§ 13 

Abs. 5) abzuwarten. 

(5) Schuldet ein Auftragnehmer nur einen Teil des ge-
samten Werks (z.B. den Rohrbau) und ein anderer 

Auftragnehmer einen anderen Teil (z.B. den Erdbau), 
so hat ersterer als nach Abs. 3 oder 4 Kostentra-
gungspflichtiger die Leistung des anderen zu vergü-
ten. Der andere hat einen direkten Anspruch gegen 
ihn. Der andere Auftragnehmer kann diesen An-
spruch gegen uns nicht geltend machen.  

(6) Gutachten zur Klärung technischer Fragen haben - 
mangels gegenteiliger Vereinbarung - jene Vertrags-
partei zu bezahlen, die das Gutachten bestellt. Erfolgt 
die Bestellung des Gutachtens in beiderseitigem Ein-
vernehmen, so haben die Vertragsparteien die Kos-
ten je zur Hälfte zu tragen. Besteht über die Person 
des konkreten Gutachters (bzw. der zu beauftragen-
den juristischen Person oder Institution, z.B. TÜV) 
Einvernehmen, so ist alleine deswegen die Bestellung 
des Gutachtens nicht als Bestellung in beiderseitigem 
Einvernehmen zu werten. Die Bestimmungen der 
Abs. 4 und 5 werden durch den gegenständlichen Ab-
satz nicht berührt. 

(7) Der Auftragnehmer hat uns für jene Arbeitskräfte, die 
für ihn Schweißarbeiten oder zerstörungsfreie 
Schweißnahtprüfungen durchführen sollen, die Befä-
higungsnachweise vorzulegen. Bezüglich der vorzu-
nehmenden Verfahrens- Eignungs- und Anwen-
dungsprüfung von Schweiß- und Lötverbindungen ist 
unsere Bauspezifikation GaBau-HD 10.00 maßge-
bend. 

(8) Die Durchführung einer Prüfung oder ein Prüfverzicht 
schränkt die Verpflichtung des Auftragnehmers zur 
Erbringung der geschuldeten Leistung nicht ein. 

(9) Für die von uns Beigezogenen ergibt sich aus den 
vorstehenden Bestimmungen keine Bevollmächti-
gung (siehe zur Bevollmächtigung § 13 Abs. 5). Dies 
gilt auch für von uns beigezogene Behördenvertreter. 
Deren gesetzlichen Befugnisse, für die Behörde ein-
zuschreiten, werden durch diese Bestimmung nicht 
berührt. 

(10) Auf die Prüfung und Abnahme - durch neutrale Sach-
verständige (im Sinne des § 38) wird verwiesen. 

 

§ 10 Erfüllungsort 

 Erfüllungsort der Leistung des Auftragnehmers ist die 
Baustelle bzw. jener Teil der Baustelle (insbesondere 
der Baustellentrasse), an dem die Arbeiten durchzu-
führen sind. 

 

§ 11 Leistungszeit (Bauzeit) / Leistungsanzeige / 
vorläufige Einstellung des Bauvorhabens / 
Termin- und damit verbundene Entgeltsände-
rungen 

(1) Spätestens bei Letztpreisabgabe ist ein dem tatsäch-
lichen Leistungsinhalt angepasster, auf den Termin-
festlegungen der letztgültigen Vergabeverhandlung 
basierender Terminplan (Bauzeitplan), insbesondere 
auch jene Termine betreffend, die Schnittstellen für 
Dritte oder uns darstellen, bei uns einzureichen. 

Desgleichen sind wesentliche Zeitangaben, insbeson-
dere auch Werksfertigungen betreffende sowie sons-
tige die Leistungsabfolge wesentlich beeinflussende 
Schnittstellen (z.B. Erdbau- oder Rohrbau etc.) ein-
vernehmlich mit uns in den Terminplan einzuarbei-
ten. 

(2) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, sämtliche Leis-
tungen im Einklang mit den jeweils als verbindlich 
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vereinbarten Terminen durchzuführen. Für Doku-
mentationen (vgl. § 8) gilt als Erfüllungsdatum der 
Posteingang bei uns. 

(3) Der Auftragnehmer hat uns angesichts des verbindli-
chen Zeitplanes laufend über den quantitativen und 
qualitativen Leistungsfortschritt zu berichten (Leis-
tungsanzeige). Insbesondere hat er zu den Terminen 
der jeweiligen Leistungsabschnitte mitzuteilen, wie 
weit er den Zeitplan eingehalten hat. Soweit dies für 
die Arbeiten eines anderen Auftragnehmers erforder-
lich ist, hat er uns rechtzeitig zu informieren, ob und 
wann diese aufgenommen werden können. Zeichnet 
sich eine wesentliche Verzögerung ab, so ist uns dies 
unter Angabe der Gründe in jedem Fall unverzüglich 
anzuzeigen. Der Auftragnehmer hat uns auch deren 
voraussichtliche Dauer sowie seine Vorstellung von 
der Einbringung der Verzögerung unverzüglich 
schriftlich mitzuteilen. Er hat alles zu unternehmen, 
um die Einhaltung der vereinbarten Termine zu er-
möglichen und Verzögerungen zu minimieren. 

(4) Führen Anordnungen des Baustellenkoordinators 
(siehe § 5) zu Verzögerungen, so gehen die Verzöge-
rungen nicht zu Lasten des Auftragnehmers, die An-
ordnungen wären denn auf Umstände zurückzufüh-
ren, die auf Seiten des Auftragnehmers liegen. Abs. 
13 bleibt von dieser Regel unberührt. 

(5) Hält der Auftragnehmer einen vereinbarten Termin 
aufgrund von Umständen, die auf seiner Seite liegen, 
nicht ein bzw. kann er ihn nicht einhalten, so sind ein 
neuer Termin bzw. neue Termine für uns nur dann 
maßgebend, wenn wir diesen Terminen schriftlich zu-
stimmen. Wir begeben uns durch diese Zustimmung 
jedoch keinerlei Rechte (z.B. nicht der Geltendma-
chung vereinbarter Vertragsstrafen etc.). 

(6) Wenn es die Umstände (z.B. nicht rechtskräftig ab-
geschlossene Enteignungsverfahren oder Boden-
funde - siehe auch § 56) erfordern, dürfen wir eine 
vorläufige Einstellung der Arbeiten oder eines Teils 
derselben anordnen. Der Auftragnehmer hat die An-
ordnung auf eine schriftliche Anzeige hin unverzüg-
lich zu befolgen. Dies enthebt ihn nicht der Vornahme 
von Sicherungs- und Sicherheitsmaßnahmen. Bei Ge-
fahr in Verzug genügt eine mündliche Anordnung, so-
fern eine schriftliche zu spät kommen könnte. Dies-
falls werden wir die schriftliche Anordnung unverzüg-
lich nachreichen. 

(7) Ist eine Terminänderung nachweislich aus Gründen, 
die nicht auf Seiten des Auftragnehmers liegen, un-
bedingt erforderlich, so sind der neue Termin bzw. die 
neuen Termine schriftlich zu vereinbaren. Richt-
schnur für die Terminänderung ist der ursprüngliche 
Terminplan. Künftige Termine sollen jedoch in mög-
lichst naher Zukunft liegen. Zeiteinsparungen sind im 
Vergleich zu den Fristen des ursprünglichen Termin-
planes anzustreben. Die Vereinbarung ist als Ver-
tragsänderung zu kennzeichnen.  

(8) In den Fällen des Abs. 5, 6 und 7 hat der Auftragneh-
mer die Terminpläne entsprechend zu ändern. Die 
geänderten Terminpläne sind für uns nur maßge-
bend, wenn sie von uns schriftlich akzeptiert sind. 
Entsprechendes gilt für das Arbeitsprogramm (§ 20 
Abs. 5 bis 9).  

(9) Verlaufen die in einem für den Geschäftsverkehr üb-
lichen Ausmaß geführten Verhandlungen über neue 
Termine ergebnislos, so können wir angemessene 
neue Termine setzen. Dasselbe gilt, wenn der Auf-
tragnehmer auf unsere Gesprächsbereitschaft nicht 
in einem für den Geschäftsverkehr üblichen Ausmaß 
eingeht. 

(10) Bezüglich Verzögerungen wegen gegenseitiger Be-
hinderungen verschiedener Auftragnehmer wird auf 
§ 27 verwiesen. 

(11) Terminverschiebungen im Sinne der Absätze 5 bis 10 
berechtigen den Auftragnehmer nicht zu einer Ent-
geltserhöhung. Eine Erhöhung bedarf der schriftli-
chen Vereinbarung. Entstehen dem Auftragnehmer 
infolge einer Terminverschiebung aus Gründen, die 
auf unserer Seite liegen, nicht zu vermeidende erheb-
liche Mehrkosten und kommt über sein Entgeltserhö-
hungsbegehren innerhalb angemessener Frist keine 
Einigung zu Stande, so hat er dennoch bezüglich der 
Mehrkosten das Recht auf eine angemessene Abgel-
tung im Sinne des § 1152 ABGB und des § 354 UGB. 
Sofern bei einem Vertragsschluss zur Vertragswirk-
samkeit die Vereinbarung, dass ein angemessenes 
Entgelt geschuldet ist, nicht wirksam wäre, hat der 
Auftragnehmer in obigen Fällen einen Anspruch auf 
ein der Billigkeit entsprechendes Entgelt. Die Entgelt-
serhöhung setzt des Weiteren voraus, dass uns der 
Auftragnehmer die zur Verschiebung führenden Um-
stände unverzüglich, d.h. ohne schuldhaftes Zögern, 
angezeigt hat. Den Auftragnehmer trifft die Beweis-
last dafür, dass er uns unverzüglich verständigt hat.  

(12) Sofern der Vertrag Vereinbarungen über die Entgelts-
berechnungen für die noch ausständige Leistung ent-
hält, sind in deren Rahmen die nicht zu vermeidenden 
erheblichen Mehrkosten (z.B. bei den zu verrechnen-
den Lohn- oder Materialanteilen) bei der Festsetzung 
der angemessenen Abgeltung bzw. eines der Billig-
keit entsprechenden Entgelts zu berücksichtigen. 
Subsidiär sind Entgeltsberechnungsvereinbarungen 
über sachlich verwandte Leistungen heranzuziehen. 

(13) Bei Zeitverzögerungen bis zu einer Woche wird keine 
Abgeltung gewährt.  

(14) Sofern der Auftragnehmer bei einer vorläufigen Ein-
stellung des Bauvorhabens durch uns (Abs. 6) seine 
Mannschaft bereithält, gebührt ihm - entgegen Abs. 
13 auch während der ersten Woche eine Abgeltung 
im Sinne der Abs. 11 bis 12 und 15 bis 16. Für die 
Bereithaltung der Baustellenorganisation und der 
Baustelleneinrichtung während der ersten sieben 
Tage gebührt sie jedoch nicht. Nachher nur, wenn sie 
dem Auftragnehmer erhebliche Mehrkosten (Abs. 11) 
verursacht. Entstehen dem Auftragnehmer infolge 
von Sicherungsmaßnahmen bzw. Wiederaufbauarbei-
ten an bereits fertig gestellten Teilen des Bauvorha-
bens oder an Teilen, an denen zur Zeit der Einstellung 
des Bauvorhabens gearbeitet wurde, erhebliche Kos-
ten, so sind die im ersten Satz erwähnten Regelungen 
sinngemäß anzuwenden. 

(15) Die vom Auftragnehmer aufgrund obiger Bestimmun-
gen einseitig verlangten zusätzlichen Preisabgeltun-
gen unterliegen der gerichtlichen Überprüfung. 

(16) Die vorstehenden Bestimmungen gelten hinsichtlich 
einer Herabsetzung des Preises sinngemäß, wenn 
eine Terminverschiebung zu einer erheblichen Kos-
tenverminderung auf Seiten des Auftragnehmers 
führt. 

(17) Hält der Auftragnehmer auf Grund von Umständen, 
die auf seiner Seite liegen (wie z.B. mangelnde Zahl 
oder Qualifikation bzw. Qualität von Arbeitskräften, 
Gerüsten, Geräten, von ihm beizustellender Werk-
stoffe – vgl. auch § 1 Abs. 1 Zif. 3), die für ihn ver-
bindlichen Zwischen- und/oder Endtermine nicht ein 
und holt er die zu den Terminen noch ausstehenden 
Leistungen nicht innerhalb einer ihm gesetzten oder 
auch bloß gewährten angemessenen Frist nach, so 
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dürfen wir eine (gänzliche oder teilweise) Ersatzvor-
nahme auf seine Kosten durchführen bzw. durchfüh-
ren lassen. Entsprechendes gilt, wenn zu diesen Ter-
minen die bis dorthin herzustellende Leistungsquali-
tät noch nicht gegeben ist. § 45 Abs. 9 ist in den vor-
genannten Fällen sinngemäß anzuwenden. 

 

§ 12 Stilllegungstage 

(1) Wird eine Arbeitsgruppe durch Umstände, die auf un-
serer Seite liegen, einen vollen Arbeitstag an der Aus-
führung der Arbeiten gehindert, so liegt bezüglich 
dieser Arbeitsgruppe ein Stilllegungstag (vergleiche 
dazu Abs. 3) vor. Der Auftragnehmer hat innerhalb 
von vierzehn Tagen ein Protokoll vorzulegen, das jene 
Umstände festhält, die das Vorliegen eines Stillle-
gungstags im vorgenannten Sinne begründen. Die 
Beweislast für das Vorliegen trifft den Auftragneh-
mer. Bestätigen wir den Inhalt des Protokolls, so gilt 
es im Sinne des § 15 Abs. 3 als richtig. Verspätet ein-
gereichte Protokolle berücksichtigen wir grundsätz-
lich nicht. 

(2) Für Stilllegungstage werden nur Entgelte geleistet, 
wenn der Auftragnehmer die an der Arbeit gehin-
derte(n) Arbeitsgruppe(n) bereithält, um am nächs-
ten Tag nach unserer Aufforderung die Arbeiten wie-
der aufnehmen zu können. Hält er von mehreren be-
troffenen Arbeitsgruppen nicht alle bereit, so gebührt 
nur für jene Arbeitsgruppe(n) ein Entgelt, deren Be-
reithaltung für die Aufnahme am nächsten Tag einem 
wirtschaftlich sinnvollen Baufortschritt dient. Das 
Entgelt für einen Stilllegungstag gebührt nur im Aus-
maß des Ersatzes angemessener Lohnkosten. 

(3) Stellen wir die Arbeiten auf Grund von Umständen 
ein, die auf Seiten des Auftragnehmers liegen (z.B. 
weil seine bisherige Arbeitsweise nicht zufriedenstel-
lend ist), so gebührt ihm auch für bereitgehaltene Ar-
beitsgruppen kein Entgelt. 

 

§ 13 Bauleitung / Bevollmächtigte beider Seiten / 
örtliche Bauaufsicht / Baustellensicherheits-
verantwortlicher 

(1) Der Auftragnehmer hat einen zur verantwortlichen 
Bauführung ausreichend bevollmächtigten Projektlei-
ter bekanntzugeben. Entsprechendes gilt für den von 
ihm zu nominierenden verantwortlichen Ansprech-
partner des Baustellenkoordinators (Baustellensi-
cherheitsverantwortlicher). Mit obigen Aufgaben darf 
ein und dieselbe Person betraut werden, sofern sie 
die Aufgaben zeitlich und fachlich bewältigen kann.  

Tätigkeiten der genannten Personen außerhalb des 
Projekts sind so einzurichten, dass sie die vertrags-
gemäße Erbringung der Leistung weder gefährden 
noch beeinträchtigen. Bezüglich anderweitiger Tätig-
keiten ist das Einvernehmen mit uns herzustellen. 

(2) Der Bevollmächtigte des Auftragnehmers (Abs. 1, 
Satz 1) muss während der Durchführung der Arbeiten 
an der Baustelle anwesend und jederzeit erreichbar 
sein. Auch außerhalb der genannten Zeiten muss 
seine Erreichbarkeit während der Auftragsabwicklung 
zu den branchenüblichen Zeiten gegeben sein. Seine 
Mobiltelefonnummer ist uns schriftlich bekannt zu ge-
ben. Ebenso ist uns die Postanschrift, E-Mailadresse 
und die Telefonnummer jener Stelle des Auftragneh-
mers bekanntzugeben, der der Bevollmächtigte des 
Auftragnehmers faktisch zugeordnet ist. Dies hat vor 
allem den Zweck einer möglichst raschen Kontaktauf-

nahme zum Bevollmächtigten mit Hilfe des Auftrag-
nehmers, wenn der Bevollmächtigte nicht unmittel-
bar erreichbar ist.  

(3) Der Auftragnehmer hat seinen Bevollmächtigten mit 
den für die ordnungsgemäße Durchführung des Auf-
trages erforderlichen Unterlagen und Informationen 
zu versorgen. Er darf nur Personen einsetzen, die mit 
den jeweils auszuführenden Arbeiten und deren Ein-
zelheiten zureichend vertraut sind. 

(4) Wir können die Nominierten (Abs. 1) aus wichtigen 
Gründen jederzeit ablehnen. Die Nominierten darf der 
Auftragnehmer nur im Einvernehmen mit uns aus-
wechseln. Lehnen wir einen Nominierten berechtig-
terweise ab, so hat der Auftragnehmer unverzüglich 
einen Geeigneten zu benennen. 

(5) Auch unsererseits wird dem Auftragnehmer ein be-
vollmächtigter örtlicher Projektleiter bekanntgege-
ben. Mit ihm sind die erforderlichen, die Bauabwick-
lung betreffenden Kontakte herzustellen. Seinen An-
ordnungen ist im Sinne einer ordentlichen Bauab-
wicklung Folge zu leisten. 

(6) Außer dem bevollmächtigten Projektleiter setzen wir 
auch eine Bauaufsicht ein. Die dafür Eingesetzten ha-
ben keine Vertretungsbefugnis. 

(7) Der Auftragnehmer wird durch unsere Überwa-
chungstätigkeit, unsere Anordnungen, sofern kein 
berechtigter Widerspruch erfolgt, und dem Einver-
nehmen mit uns nicht der Verantwortung für die ver-
tragsgemäße Ausführung der Leistung enthoben. 

(8) Die gesamte mündliche und schriftliche Abwicklung 
des Auftrags (z.B. Projekt- und Baubesprechungen, 
Schriftverkehr, Einweisungen, Schulungen etc.) hat 
in deutscher Sprache zu erfolgen. 

(9) Zum Weisungsrecht des Baustellenkoordinators siehe 
§ 5. 

(10) Zum Abziehen von Arbeitskräften oder Geräten und 
Maschinen siehe § 28.  

 

§ 14 Baubüro / Sozialeinrichtungen / sanitäre Ein-
richtungen 

(1) Der Auftragnehmer hat uns für die Dauer der Bau-
durchführung einen separaten Raum mit IT-Infra-
struktur kostenlos zur Verfügung zu stellen. Dieser 
muss für die Zwecke der begleitenden Kontrolle des 
Baugeschehens (§ 9) geeignet sein. Er muss insbe-
sondere so ausgestattet sein, dass er uns das Führen 
der einschlägigen Protokolle und die Erledigung sons-
tiger schriftlicher Arbeiten ermöglicht, die üblicher-
weise auf einer Baustelle, wie der gegenständlichen, 
verfasst werden. 

(2) Sozialeinrichtungen des Auftragnehmers, die sich auf 
der Baustelle befinden bzw. für diese von ihm einge-
richtet worden sind, dürfen auch die von uns einge-
setzten Personen unter den gleichen Bedingungen 
benutzen wie seine Arbeitnehmer. Der bloße Ge-
brauch von Räumen (z.B. Containern zum Aufenthalt 
in Pausen oder bei extremer Witterung) und Einrich-
tungen darf jedenfalls kostenlos geschehen. Entspre-
chendes gilt für sanitäre Einrichtungen (Baustellen-
klosett, Wasser etc.). 

 

§ 15 Bautagebuch 

(1) Der Auftragnehmer hat über die gesamte Bauzeit ein 
Bautagebuch zu führen. In diesem sind alle für das 
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Baugeschehen erheblichen Umstände, Verhältnisse 
und Vorkommnisse festzuhalten. Die genauen Auf-
maße für alle später nicht mehr feststellbaren Leis-
tungen sind festzuhalten; ebenso die Regiestunden, 
sofern nicht separate Regieberichte geführt werden. 
Weiters sind jedenfalls alle diejenigen Umstände, 
Verhältnisse und Vorkommnisse festzuhalten, deren 
Festhalten wir wünschen. Es hat insbesondere ge-
naue Aufzeichnungen über Personal- und Maschinen-
einsatz und eine Beschreibung der täglich durchge-
führten Arbeiten (wie z.B. Materialbewegungen) und 
des quantitativen und qualitativen Leistungsfort-
schrittes zu enthalten. Auch Stilllegungstage (§ 12) 
sind festzuhalten - siehe insbesondere auch § 20 Abs. 
6 (Ausmaß des Personaleinsatzes) und § 28 (Abzie-
hen von Arbeitskräften oder Geräten und Maschi-
nen). 

(2) Das Bautagebuch ist täglich laufend zu führen und 
uns mindestens einmal wöchentlich bzw. jederzeit 
auf Verlangen vorzulegen. 

(3) Bestätigen wir den Inhalt des Bautagebuches durch 
Unterschrift (ohne Vermerk oder z.B. mit Vermerken 
wie "bestätigt" oder "anerkannt"), so gilt er als rich-
tig, sofern wir nicht nachträglich das Gegenteil be-
weisen können. Eine wirksame Bestätigung kann an 
der Baustelle nur der bevollmächtigte Projektleiter (§ 
13 Abs. 5) abgeben. 

 

§ 16 Massenermittlungen 

(1) Sofern Abrechnungen nach Aufmaß zu erfolgen ha-
ben, sind die Massenermittlungen gemeinsam mit 
uns vorzunehmen. Das Aufmaß der einzelnen Positi-
onen ist in gesonderten Aufmaßblättern festzuhalten. 
Wir sind rechtzeitig, mindestens aber 48 Stunden vor 
der Aufmaßermittlung zu verständigen. Die Rechtzei-
tigkeit der Verständigung richtet sich insbesondere 
auch nach den unsrerseits für die Aufmaßermittlung 
erforderlichen Vorbereitungen. 

(2) Haben wir keine Möglichkeit zur Überprüfung des 
Aufmaßes, so dürfen wir es nach billigem Ermessen 
bestimmen. Dies gilt auch für den Fall der nicht recht-
zeitigen Verständigung (Abs. 1) von der Aufmaßer-
mittlung. Es sei denn, dass wir dennoch an ihr teil-
nehmen und auch in zumutbarer Weise in ausrei-
chendem Ausmaß an ihr teilnehmen können. 

(3) Die Beweislast dafür, dass das tatsächliche Aufmaß 
über dem von uns nach Abs. 2 bestimmten liegt, trifft 
den Auftragnehmer. Gelingt ihm der Beweis, so ist 
das von ihm bewiesene Ausmaß zu Grunde zu legen.  

(4)  Im Übrigen gilt § 15 Abs. 3 sinngemäß. 

 

§ 17 Baustelle (einschließlich Kreuzungen) / 
Baustelleneinrichtung, Baustellenräumung, 
Gerätevorhaltung / Entfernung von Baustoffen 
oder Bauteilen / Baustellenregie / Abwasser-
beseitigung / Wiederherstellung / Kosten 

(1) Die Kosten für die Baustelleneinrichtung einschließ-
lich erforderlicher Wetterschutzmaßnahmen (insbe-
sondere im Winter), Baustellenräumung (einschließ-
lich Reinigung), Baustellenregie, Gerätevorhaltung 
und Gerätebeistellung, Hilfsbauwerke und vorüber-
gehende Einrichtungen aller Art sowie die Abwasser-
beseitigung sind – soweit nichts Besonderes verein-
bart ist - vom Auftragnehmer zu tragen. Ebenso hat 
der Auftragnehmer die Kosten (einschließlich der Ma-

terialien und Hilfsmittel) für die Abwicklung eines rei-
bungslosen und sicheren Baustellenverkehrs bei und 
auf Kreuzungen zu tragen. Alle diese Kosten dürfen 
nicht zusätzlich zu den Einheitspreisen verrechnet 
werden. Entsprechendes gilt bei Vereinbarung eines 
Pauschalpreises für eine Leistungsposition oder die 
gesamte Leistung (=Gesamtpreis). Dies gilt auch für 
die Kosten der gebotenen Sicherheitsvorkehrungen. 

Aus den Platzverhältnissen der Baustelle oder dem 
gleichzeitigen Einsatz mehrerer Auftragnehmer re-
sultierende Erschwernisse geben keine Ansprüche 
auf eine besondere Abgeltung. Auf § 27 wird verwie-
sen. 

(2)  Baustoffe oder Bauteile, die dem Vertrag nicht ent-
sprechen, hat der Auftragnehmer auf unser Verlan-
gen hin innerhalb angemessener Frist auf seine Kos-
ten von der Baustelle zu entfernen. Im Übrigen ist 
Abs. 6 anzuwenden. Auch dürfen wir unter dessen 
Voraussetzungen die Baustoffe oder Bauteile auf 
seine Rechnung veräußern. Entsprechendes gilt für 
Baurestmassen und überschüssige Materialien. 

 Nach Beendigung der Bautätigkeit sind die erwähn-
ten Materialien jedenfalls zu entfernen. 

(3)  Der Auftragnehmer hat auf seine Kosten alle durch 
ihn verursachten Abfälle und Reststoffe (z.B. Draht-
reste, Verpackung, Kanister, Kartuschen, Beschich-
tungsmaterial, Sandstrahlgut, Chemikalien, Schmier-
mittel, Restöle) laufend und vorschriftsmäßig zu ent-
sorgen. Weiters hat er die ihm überlassenen Bau- 
und Lagerflächen auf seine Kosten in angemessenem 
Ausmaß zu reinigen. Entsprechendes gilt für ihm 
nicht überlassene, aber von ihm verunreinigte Flä-
chen.  

(4) Auch hat der Auftragnehmer das in seinem Bereich 
anfallende Abwasser in Menge und Zusammenset-
zung auf seine Kosten so aufzubereiten, dass ein un-
sererseits beigestelltes Abwassersystem nicht beein-
trächtigt wird. Er hat die einschlägigen Vorschriften, 
insbesondere die über die Einleitung in die Kanalisa-
tion oder in einen Vorfluter, zu beachten und sich er-
forderlichenfalls über die faktischen Verhältnisse ins 
Bild zu setzen. Abwässer, die er nicht in das Abwas-
sersystem einleiten darf, hat er anderweitig vor-
schriftsmäßig auf seine Kosten zu entsorgen. 

 (5)  Der Auftragnehmer hat alle von ihm benutzten Flä-
chen möglichst schonend zu gebrauchen und durch 
ihn verursachte Beeinträchtigungen auf seine Kosten 
rückgängig zu machen. Insbesondere hat er auch da-
rauf zu achten, dass er fremde Grundstücke, insbe-
sondere Straßen und Gewässer, nicht verunreinigt. 
Verunreinigungen sind - den jeweiligen Erfordernis-
sen entsprechend – zu beseitigen. Mehrere zur Wie-
derherstellung des vorigen Zustandes bzw. zur Kos-
tentragung verpflichtete Auftragnehmer haben un-
tereinander das Einvernehmen zu suchen. 

 Ihm zur Verfügung gestellte Lagerplätze hat der Auf-
tragnehmer auf seine Kosten im übergebenen Zu-
stand zu erhalten. 

(6) Ist der Auftragnehmer bei Durchführung der in den 
Abs. 2 bis 5 beschriebenen Maßnahmen säumig, so 
dürfen wir diese auf seine Kosten vornehmen, wenn 
Gefahr in Verzug ist oder er unserer einschlägigen 
Aufforderung innerhalb angemessener Frist nicht 
nachkommt. Forderungen aus dem Titel des Scha-
denersatzes bleiben unberührt. 

(7) Ohne unsere Zustimmung darf kein Gerät (oder Ge-
rüst) von der Baustelle entfernt werden. 
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(8) Der Auftragnehmer hat auch die Kosten des mehr-
maligen Einrichtens und Räumens oder Umstellens 
der Baustelle zu tragen, sofern diese Maßnahmen 
durch den ordnungsgemäßen Bauablauf oder durch 
Umstände, die auf seiner Seite liegen, hervorgerufen 
werden. 

(9) Die Werkzeuge, Materialien, Arbeitsbehelfe, Gefah-
renstoffe und dergleichen hat der Auftragnehmer in 
von ihm beizustellenden verschließbaren Behältnis-
sen oder sonst in sicherer Weise (z.B. einem Baucon-
tainer) zu lagern. 

(10) Uns treffen keine wie immer gearteten Verwahrungs-
, Überwachungs- und Bewachungspflichten, insbe-
sondere bezüglich der Teile der Anlage, der Bau- und 
Montagegeräte, der Werkzeuge, Materialien, Büro-
einrichtungsgegenstände, geparkter PKW´s etc.  Zur 
Lagerung und Verwahrung von uns beigestellter Ma-
terialien - Siehe § 23 Abs. 2. 

(11) Der Auftragnehmer hat die Einrichtung der Baustelle 
örtlich und zeitlich mit uns abzustimmen. Entspre-
chendes gilt für die Räumung der Baustelle. Verlau-
fen die in einem für den Geschäftsverkehr üblichem 
Ausmaß geführten Verhandlungen über obige Fragen 
ergebnislos, so können wir Ort und Zeit in angemes-
sener Weise bestimmen. Dasselbe gilt, wenn der Auf-
tragnehmer auf unsere Gesprächsbereitschaft nicht 
in einem für den Geschäftsverkehr üblichem Ausmaß 
eingeht. Ist der Auftragnehmer mit der Baustellen-
räumung säumig, so gilt Abs. 6  sinngemäß. 

(12) Der Auftragnehmer darf Bauschilder nur mit unserer 
Zustimmung aufstellen. Auch für seine Subunterneh-
mer hat er eine diesbezügliche Genehmigung einzu-
holen oder ihnen die Aufstellung zu untersagen. 

 

§ 18 Trassenverlauf / Vermessungspflöcke / neuer-
liche Vermessung 

(1) Den Leitungsverlauf hat der Auftragnehmer den 
Übersichts- und Lageplänen zu entnehmen.  

Wir stecken die Leitungsführung im Gelände ab. Der 
Auftragnehmer hat vor Beginn der Arbeiten die ab-
gesteckte Trasse zu übernehmen und die Übernahme 
schriftlich zu bestätigen. 

(2) Der Auftragnehmer hat die Leitung entsprechend der 
im Gelände ausgesteckten Trasse und gemäß den 
beigestellten Planunterlagen zu errichten. Im Zweifel 
gilt die Trassenführung laut Lageplan. 

(3) Wir behalten uns vor, an Ort und Stelle Abänderun-
gen der Trassenführung vorzunehmen. 

(4) Ab Übernahme der Trasse (Abs. 1) ist der Auftrag-
nehmer für alle Vermessungspflöcke verantwortlich. 
Er hat sie so abzusichern, dass die von uns festge-
legte Leitungsachse jederzeit rekonstruiert werden 
kann. 

(5) Sobald es Grabenaushubarbeiten erfordern, die Ver-
messungspflöcke der Trasse zu entfernen, hat sie der 
Auftragnehmer an den Rand des für das Aushubma-
terial reservierten, freizuhaltenden Ablagerungsstrei-
fens zu versetzen und dort zu sichern. 

(6) Geht auf Grund von Umständen, die auf Seiten des 
Auftragnehmers liegen, ein Vermessungspflock ver-
loren, so hat er für dessen Ersatz und die neuerliche 
Einmessung auf seine Kosten zu sorgen. Dies gilt 
sinngemäß, wenn andere auf seiner Seite liegende 
Umstände eine Ersatzbeschaffung und/oder eine 

Neueinmessung erforderlich machen. Zu diesen Um-
ständen zählt insbesondere die Zerstörung und/oder 
unzureichende Sicherung von Vermessungspflöcken. 

(7) Zu Grenzpunkten der Grundeigentümer siehe § 35. 

 

§ 19 Feststellung von Einbauten / Haftung 

(1) Die Lage von Kabel-, Gas-, Wasserleitungen, Kanä-
len, Dränagen und sonstigen Anlagen oder Einrich-
tungen, die sich innerhalb des Arbeitsstreifens befin-
den oder diesen kreuzen, hat der Auftragnehmer 
rechtzeitig, jedenfalls aber vor Baubeginn bei den zu-
ständigen Stellen (z.B. Telekommunikationsunter-
nehmen, Netz Oberösterreich GmbH, Gemeinden, 
Wassergenossenschaften, Grundeigentümer) zu er-
mitteln. Auch hat er erforderlichenfalls die einschlä-
gigen Kontroll-, Aufsichtsorgane und dgl. (insbeson-
dere die der Betreiber der oben genannten Anlagen 
oder Einrichtungen) selbst anzufordern. Die einschlä-
gigen Kosten hat der Auftragnehmer zu tragen. Sie 
dürfen nicht zusätzlich zu den Einheitspreisen ver-
rechnet werden. 

(2) Jegliche Suchschlitze (insbesondere auch die zur Lo-
kalisierung von vorhandenen Einbauten), die bei der 
Durchführung der von uns verlangten Grabarbeiten 
erforderlich sind, hat der Auftragnehmer auf seine 
Kosten herzustellen. Hierbei spielt es keine Rolle, 
welche Dimension bzw. wie viele Suchschlitze erfor-
derlich sind. 

(3) Der Auftragnehmer trägt die volle Verantwortung für 
die wegen Nichtbeachtung dieser Bestimmungen ent-
stehenden Schäden. 

(4) Die von uns beigestellen Planunterlagen (vgl. § 7  
Abs. 2) enthalten auch Angaben über die in Abs. 1 
erwähnten Anlagen und Einrichtungen sowie deren 
Ausführung. Dies, soweit ein von uns eingesetzter 
Vermessungstrupp die einschlägigen Feststellungen 
getroffen hat. Aus der mangelnden Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Angaben können gegen uns keine 
Ansprüche abgeleitet werden. Zur Verantwortung des 
Auftragnehmers siehe insbesondere auch § 1 Abs. 3 
Zif. 4 bis 7. 

 

§ 20 Bauarbeiten / Arbeitsaufnahme / Arbeitspro-
gramm /mehrere Auftragnehmer/ Kennzeich-
nung der Baustellen / Baustellenordnung / 
Brandschutzordnung / Zutritt Fremder 

(1) Die Bauarbeiten umfassen alle Maßnahmen (Zusam-
men- und Einbau von Teilen, Einrichtungen etc.), die 
zur Zielerreichung (vgl. § 36) erforderlich sind. 

(2) Der Auftragnehmer hat vor Arbeitsaufnahme unsere 
Bewilligung (§ 13 Abs. 5) dafür einzuholen. Zur Auf-
nahme von Arbeiten im Bereich von Erdgasanlagen, 
elektrischer Anlagen oder deren Betriebsmittel siehe 
§ 4 Abs. 4 und 5. 

(3) Auf die Bestimmung des § 13 Abs. 7 bezüglich unse-
rer Überwachungstätigkeit, unseren Anordnungen 
und dem Einvernehmen mit uns wird hiermit beson-
ders verwiesen. 

(4) Alle für die Bauarbeiten erforderlichen Aufwendungen 
hat der Auftragnehmer zu tragen. Dazu zählen ins-
besondere der Einsatz von Geräten, Material, Werk-
zeugen, Gerüstungen, Leitern, Hebezeugen, Monta-
gebehelfen sowie Transportkosten (Zu- und Abtrans-
port). 
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 Aus den Platzverhältnissen der Montagestelle oder 
dem gleichzeitigen Einsatz mehrerer Auftragnehmer 
resultierende Erschwernisse geben keine Ansprüche 
auf eine besondere Abgeltung. Auf § 27 wird verwie-
sen. 

(5) Der Auftragnehmer hat auf der Grundlage (§ 11) der 
vereinbarten Fertigstellungstermine (Terminplan, 
Bauzeitplan) das Arbeitsprogramm innerhalb von 14 
Tagen ab Vertragsschluss auf seine Kosten zu erstel-
len. Das Arbeitsprogramm und etwaige Änderungen 
sind mit uns abzustimmen - § 11 gilt für das Arbeits-
programm sinngemäß. 

(6) Das Arbeitsprogramm muss die zeitliche Abstufung 
der Arbeitsphasen enthalten und uns in die Lage ver-
setzen, den Baufortschritt wöchentlich auf die Über-
einstimmung mit den maßgeblichen Zwischen- und 
Endterminen zu überprüfen. Das Arbeitsprogramm 
hat des Weiteren  zu enthalten: 

1. das Ausmaß des Personaleinsatzes, z.B. Anzahl 
der Arbeitspartien - Siehe auch § 15 Abs. 1 (Bau-
tagebuch) 

2. die Termine, zu denen wir und/oder der Auftrag-
nehmer die für die Durchführung der Arbeiten er-
forderlichen Materialien bereitzustellen haben. 

(7) Macht das vom Auftragnehmer auszuführende Bau-
vorhaben nur einen Teil unseres gesamten Baupro-
jekts aus (z.B. nur Rohrbauarbeiten oder nur Erdbau-
arbeiten), so haben die Auftragnehmer, ausgehend 
von den von uns mit ihnen jeweils vereinbarten Ter-
minplänen ein gemeinsames Arbeitsprogramm in Ab-
stimmung mit uns zu vereinbaren. Kommt innerhalb 
angemessener Zeit keine Einigung zu Stande, so dür-
fen wir die Termine nach billigem Ermessen festset-
zen. Erfordert die aktuelle Durchführung der Bauar-
beiten eine Koordinierung, so hat sie - mangels Eini-
gung zwischen den Auftragnehmern - der mit den 
Rohrbauarbeiten beauftragte Auftragnehmer auf Ba-
sis des Arbeitsprogrammes vorzunehmen. Der an-
dere Auftragnehmer hat dieser Koordinierung zu ent-
sprechen. Wir können die Entscheidung des Rohrbau-
ers nach billigem Ermessen korrigieren.  

(8) Jede beabsichtigte Änderung des Arbeitsprogrammes 
ist uns unverzüglich mitzuteilen. Die Mitteilung soll 
uns insbesondere in die Lage versetzen, einschlägige 
Schritte zu unternehmen, wie z.B. Abstimmung mit 
anderen Auftragnehmern, Kontaktaufnahme mit Be-
hörden, Einholung von behördlichen Genehmigun-
gen, Verständigung Dritter, Einholung einer Zustim-
mung Dritter. 

(9) Das mit uns abgestimmte Arbeitsprogramm ist für 
den Auftragnehmer verbindlich (siehe auch § 11 Abs. 
8). 

(10) Besondere technische Details und deren Abwicklung 
auf der Baustelle (den Baustellen) werden von den 
Vertragsparteien in Besprechungen (Baubesprechun-
gen) festgelegt. 

(11) Baubesprechungen finden spätestens ab dem Bezug 
der Baustelle, und zwar mindestens einmal wöchent-
lich statt, bei Bedarf auch in kürzeren Abständen. Die 
Termine werden gemeinsam festgelegt. Einem be-
rechtigen Terminverlangen des jeweils anderen Teils 
ist – insbesondere bei Dringlichkeit – sobald wie mög-
lich zu entsprechen. Mangels Einigung oder bei Ge-
fahr im Verzug können wir die Besprechung einseitig 
einberufen, und zwar zu einem für die Angelegenheit 
angemessenen Zeitpunkt.  

Die Baubesprechungen dienen allen Angelegenheiten 
der technischen Abwicklung des Bauvorhabens, ins-
besondere der Überprüfung der Einhaltung des Ar-
beitsprogramms im Hinblick auf die maßgeblichen 
Zwischen- und Endtermine (Abs. 6 und 7); der opti-
malen Koordinierung der Arbeiten, insbesondere 
mehrerer gleichzeitig auf der Baustelle wirkenden 
Auftragnehmer; der Überprüfung der Qualität bereits 
durchgeführter Arbeiten und dem künftigen Baufort-
schritt. 

 Die Besprechungen finden bei uns statt, und zwar 
nach unserer Wahl entweder an unserem Sitz oder an 
der Baustelle. Bei dieser Wahl haben die sachlichen 
Erfordernisse den Ausschlag zu geben.  

 Den Besprechungen haben beide Seiten jene Perso-
nen beizuziehen, die sie für die Abwicklung der zu 
treffenden Maßnahmen in verantwortlicher Stellung 
einsetzen. Auch sind derartige Personen anderer Auf-
tragnehmer und sonstiger Dritter beizuziehen, falls 
dies erforderlich oder der Sache zumindest dienlich 
ist. Hat ein Auftragnehmer zur Zeit der einschlägigen 
Besprechung keine Arbeiten auf der Baustelle zu ver-
richten, so hat er dennoch diese Personen zu entsen-
den, wenn dies erforderlich oder der Sache dienlich 
ist. 

(12) Der Auftragnehmer hat die Baustellenbereiche aus-
reichend zu kennzeichnen und abzusichern. Kranauf-
stellplätze hat er rechtzeitig mit uns abzustimmen. 
Bei Kranaufstellungen hat er die einschlägigen Vor-
schriften (z.B. Abstandsbestimmungen zu Hochspan-
nungsanlagen) zu befolgen und deren Einhaltung zu 
überwachen.  

(13) Der Auftragnehmer hat die von uns erlassene und 
ihm zur Kenntnis gebrachte Baustellenordnung und 
Brandschutzordnung zu beachten. Die Kenntnis-
nahme hat er mittels Unterschrift zu bestätigen. Der 
Auftragnehmer hat seine Subauftragnehmer (§ 54) 
zur Einhaltung der Baustellenordnung und der Brand-
schutzordnung zu verpflichten. 

(14) Der Auftragnehmer darf fremden Personen sowohl 
den Zutritt zu den Bauarbeiten als auch zur Baustelle 
(den Baustellen), als auch zu unseren Anlagen nur 
gestatten, wenn wir eine schriftliche Zustimmung 
hierzu erteilt haben. 

 

§ 21 Beistellung von Materialien und andere Bei-
stellungen / Mengendefizite / 
Materialanforderung 

(1) Wir haben zur Durchführung des Auftrages nur inso-
weit Materialien beizustellen, als dies besonders ver-
einbart worden ist. Entsprechendes gilt für beliebige 
andere Beistellungen (z.B. Pläne, Arbeiten) unserer-
seits. Unabhängig davon haben wir das Recht, bis zur 
Aufnahme der Bauarbeiten durch den Auftragnehmer 
(siehe § 20 Abs. 2) Materialien und Anderes beizu-
stellen - zur Entgeltsreduktion siehe § 31 Abs. 13.  

(2) Sind die von uns der Art nach beizustellenden Men-
gen ihrem Ausmaß nach im Vertrag festgehalten, so 
hat der Auftragnehmer die angegebenen Mengen da-
raufhin zu überprüfen, ob er mit diesen Mengen die 
geschuldete Leistung – sofern sie mit diesen Materi-
alien bewältigt werden soll – auch bewältigen kann. 
Ist dies nicht der Fall, so hat er uns dies spätestens 
innerhalb von vier Wochen ab Auftragserteilung mit-
zuteilen und uns das Ausmaß der insgesamt benötig-
ten Höchstmenge bzw. der zusätzlich benötigten 
Höchstmenge mitzuteilen. Entsprechendes gilt, wenn 
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wir unabhängig von einer Vereinbarung Material im 
Sinne des Abs. 1 beistellen. Muss der Auftragnehmer 
das Mengendefizit schon bei der Anbotserstellung er-
kennen, vor allem auf Grund der in der Ausschrei-
bung angeführten Mengen, so hat er uns nach Mög-
lichkeit schon bei der Abgabe des Anbots darauf auf-
merksam zu machen.  

(3) Ungeachtet des Abs. 1 sind wir immer unverzüglich 
zu verständigen, wenn sich herausstellt, dass mit bei-
zustellenden Materialien (bzw. den für die Beistellung 
vorgesehen Materialien) das Auslangen nicht gefun-
den werden kann. Alle von uns beizustellenden Men-
gen sind rechtzeitig vor deren Einbau bzw. Verbrauch 
anzufordern. Entsprechendes gilt, wenn wir unabhän-
gig von einer Vereinbarung Material im Sinne des 
Abs. 1 beistellen.  

 

§ 22 Beistellung von Materialien: Übernahme / Lie-
ferungsplätze / Umleitung und Weiterversand  

(1) Haben wir eine Anlieferungsstelle bestimmt (oder 
vereinbart) so haben wir das Material, das wir beistel-
len (§ 21 Abs. 1), an diesem Ort anzuliefern. Haben 
wir weder eine Anlieferstelle bestimmt, noch eine sol-
che mit dem Auftragnehmer vereinbart, so hat der 
Auftragnehmer die Materialien rechtzeitig von einem 
von uns bestimmten Ort abzuholen. Der Auftragneh-
mer ist verpflichtet, sich über den Abholort zu infor-
mieren. Ort der Anlieferung bzw. der Abholung kann 
z.B. auch der Standort eines mit den bereitzustellen-
den Materialien beladenen Waggons sein. 

(2) Von uns angeliefertes oder vom Auftragnehmer abzu-
holendes Material hat er ohne Verzug (§ 1419 ABGB 
analog) abzunehmen. Die Kosten und sonstigen Fol-
gen einer verzögerten Abnahme gehen zu seinen Las-
ten. 

(3) Abladen, Aufladen (Beladen), Weitertransport und 
Lagerung der Materialien hat der Auftragnehmer auf 
seine Kosten vorzunehmen. Weiters hat er die erfor-
derlichen Lagerplätze für die bereitgestellten Materi-
alien auf seine Kosten zu beschaffen. Insbesondere 
müssen die Lagerplätze aus Flächen bestehen, die für 
die Lagerung, die Ladevorgänge und den damit ver-
bundenen Maschineneinsatz (Kfz, Hebegeräte, Kran-
bahn etc) geeignet sind. Sofern wir Lagerplätze zur 
Verfügung stellen, hat der Auftragnehmer zu prüfen, 
ob die in Aussicht genommenen Flächen im eben er-
wähnten Sinne tauglich sind. Widrigenfalls hat er uns 
unverzüglich zu informieren. Stellen wir Lagerflächen 
bereit (oder sind wir bereit, Lagerflächen zur Verfü-
gung zu stellen), ohne uns dazu verpflichtet zu ha-
ben, so sind wir, falls die in Aussicht genommenen 
Flächen nicht taugen, nicht verpflichtet, Ersatzflächen 
zur Verfügung zu stellen. 

(4) Verlangt der Auftragnehmer die Umleitung der von 
uns beizustellenden Materialien an einen anderen Ort 
als den nach Abs. 1 maßgeblichen, so hat er die durch 
die Umleitung entstehenden Kosten bzw. Mehrkosten 
zu tragen. Entsprechendes gilt für eine verlangte Wei-
tersendung bereits gelieferter Materialien. Zu diesen 
Kosten zählen insbesondere auch Waggonstandgel-
der und Liegegebühren. Entsprechendes gilt, wenn 
wir unabhängig von einer Vereinbarung Material im 
Sinne des Abs. 1 beistellen. 

(5) Der Auftragnehmer hat die Anlieferung (die Abho-
lung) auf die Übereinstimmung mit den Lieferdoku-
menten (z.B. Lieferscheine, Frachtbriefe), auf sicht-
bare Fehler (Mängel der zur Verfügung zu stellenden 
Qualität, Beschädigungen etc.) und die Menge hin zu 

überprüfen. Bei Übergabe können sowohl der Auf-
tragnehmer als auch wir sachverständige Personen 
zum Zweck der Überprüfung des Materials und der 
Feststellung von Fehlern beiziehen. Auch können 
(sonstige) Zeugen beigezogen werden. Etwaige Be-
anstandungen hat der Auftragnehmer bei Übernahme 
der Materialien zu protokollieren und uns unverzüg-
lich mitzuteilen. Die Niederschrift (Protokoll) ist dem 
Übernahmeformular (§ 23 Abs. 1) beizuheften. Ver-
borgene Fehler sind uns unverzüglich nach ihrer Ent-
deckung schriftlich unter Angabe ihrer Beschaffenheit 
zu melden. 

(6) Unterlässt der Auftragnehmer die von ihm geforder-
ten Feststellungen, Niederschriften oder Mitteilungen 
(Abs. 5) und übernimmt er dennoch das Material, so 
gilt bis zum Beweis des Gegenteils, dass der Auftrag-
nehmer das Material in ordnungsgemäßem Zustand 
übernommen hat. Haben wir das vom Auftragnehmer 
Beanstandete schriftlich bestätigt (z.B. auf dem Über-
nahmeschein), so gilt die Bestätigung als richtig, so-
fern wir nicht das Gegenteil beweisen. Weist der Auf-
tragnehmer zu Recht angeliefertes Material wegen 
Fehlerhaftigkeit zurück, so hat er es dennoch vorläu-
fig auf unsere Kosten und unser Risiko entgegenzu-
nehmen und zu lagern, wenn wir dies verlangen und 
ihm die Fehlerhaftigkeit schriftlich bestätigen. Wir ha-
ben diesfalls das Material unverzüglich auf unsere 
Kosten zurückzunehmen. Eine unberechtigte Zurück-
weisung ordnungsgemäß angelieferten Materials geht 
jedenfalls zu Lasten des Auftragnehmers.  

(7) Erfolgt die von uns vorzunehmende Anlieferung unter 
Einschaltung Dritter (Bahn, Spediteur, Frachtführer 
etc.) und indiziert die Art der Beschädigung einen 
Fehler auf Seiten des Dritten (insbesondere eine un-
sachgemäße Behandlung während des Transportes), 
so ist vor einer Entgegennahme der Materialien ein 
Schadensprotokoll durch einen Vertreter des Dritten 
zu erstellen. Dieses Protokoll ist uns unverzüglich zu 
übermitteln. 

 

§ 23 Beistellung von Materialien: Empfangsbestäti-
gung / Lagerung / Verwahrung / Buchhaltung 
/ Rückgabe  

(1) Der Auftragnehmer hat die Übernahme (den Emp-
fang) der jeweils von uns beigestellten Materialien zu 
bestätigen. Diese Bestätigung hat auf dem von uns 
zur Verfügung gestellten, bereits ausgefüllten Über-
nahmeformular (siehe auch § 7 Abs. 1 ABB) zu erfol-
gen.  

(2) Der Auftragnehmer hat das Material ordnungsgemäß 
zu lagern und - soweit dies einem sorgfältigen Auf-
tragnehmer möglich und zumutbar ist - sicher zu ver-
wahren. Sämtliche Materialien, mit Ausnahme der 
Rohre und Bögen, sind in Containern (oder zumindest 
gleich sicher) zu verwahren. Der Auftragnehmer hat 
nicht nur für die Beschädigung des übernommenen 
Materials aufzukommen, sondern auch für die 
dadurch verursachten Folgeschäden. Der Auftragneh-
mer haftet nach den Vorschriften über die Verwah-
rung (§ 1298 ABGB). Die Verwahrerpflichten enden, 
soweit die Materialien an uns zurückzugeben sind, mit 
der ordnungsgemäßen Rückgabe (Abs. 5), ansonsten 
mit der Übernahme der Leistung (§ 42). Uns treffen 
keine wie immer gearteten Verwahrungs-, Überwa-
chungs- und Bewachungspflichten (§ 17 Abs. 10). 

(3) Der Auftragnehmer hat über die von uns bereitge-
stellten Materialien genaue Aufzeichnungen (Buch-
haltung) zu führen. Aus ihnen muss insbesondere je-
derzeit ersichtlich sein, welche Materialien in welcher 
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Menge übernommen worden und welche bereits ein-
gebaut (oder verbraucht) worden sind. Auf GaBau-
HD 09, Bau der Hauptleitung, Pkt. 2.8 wird besonders 
verwiesen. 

(4) Der Auftragnehmer hat einen übermäßigen, insbe-
sondere einen verschwenderischen Materialver-
brauch zu vermeiden. Siehe insbesondere auch Ga-
Bau-HD 09, Bau der Hauptleitung, Pkt. 2.9. 

(5) Nach Abschluss des Bauvorhabens hat uns der Auf-
tragnehmer den verbliebenen Rest der Materialien im 
Zustand, in dem er sie übernommen hat, zurückzu-
geben. Natürliche Abnützung und durch vertragskon-
forme Arbeit bedingte Beeinträchtigungen gehen 
nicht zu seinen Lasten. Die Materialien sind an die von 
uns bestimmten Lagerplätze zu bringen. Auf GaBau-
HD 09, Bau der Hauptleitung, Pkt. 2.8 Abs. 2 und 3 
wird besonders verwiesen. 

(6) Auf die Detailregelungen in GaBau-HD 09, Bau der 
Hauptleitung, Pkt. 2. wird besonders verwiesen. 

 

§ 24 Kein Miteigentumserwerb durch Be- oder Ver-
arbeitung 

Durch die Be- oder Verarbeitung des von uns beige-
stellten Materials erwirbt der Auftragnehmer kein Mit-
eigentum an dem von ihm hergestellten Werk. 

 

§ 25 Überlassung von Geräten und Gerüsten 

(1) Ist der Auftragnehmer mit der Ausführung der (von) 
Baumeisterarbeiten beauftragt (=Bauunternehmer), 
so ist er verpflichtet, Gerüste und Geräte samt Bedie-
nung den am Bau beschäftigten Professionisten zur 
Mitbenützung zu überlassen. 

(2) Sofern die Beanspruchung geringfügig und dies üblich 
ist, ist die Mitbenützung kostenlos zu gestatten. An-
sonsten haben Professionisten nur das Recht, die Be-
anspruchung gegen Entgelt zu verlangen. 

(3) Ist zwischen dem Bauunternehmer und uns für solche 
(oder im wesentlichen vergleichbare) Leistungen ein 
Preis festgesetzt, so darf sie der Professionist vom 
Bauunternehmer zu diesen Preisen verlangen. 

(4) Trifft diese Voraussetzung (Abs. 3) nicht zu, so ist § 
11 Abs 11, 12 und 15 sinngemäß anzuwenden. 

(5) All die erwähnten Rechte der Professionisten beste-
hen nur, wenn der Bauunternehmer uns gegenüber 
eine entsprechende Verpflichtung abgegeben hat, sei 
es auch bloß durch Unterwerfung unter die GaBau-
HD 01.00. 

(6) Vereinbarungen zwischen Bauunternehmer und den 
Professionisten sind anzustreben. Sie gehen obigen 
Regelungen vor. 

 

§ 26 Überprüfung von überlassenen Geräten, Ge-
rüsten, Leitern und dergleichen sowie von Ma-
terialien / Sicherung zu transportierender Gü-
ter 

(1) Sofern wir dem Auftragnehmer Geräte (z.B. Kräne, 
Stapler) Gerüste, Leitern und dergleichen überlas-
sen, hat er sie auf eigene Gefahr zu benutzen und 
erforderliche Maßnahmen selbst zu treffen. Entspre-
chendes gilt für von uns beigestellte Materialien (z.B. 
Lösungsmittel, Schweißelektroden). Insbesondere 

hat er erforderlichenfalls die Eignung des Beigestell-
ten (Belastbarkeit oder sonstige Tauglichkeit) zu er-
kunden und zu überprüfen. 

(2) Zu transportierendes Gut hat der Auftragnehmer so 
zu sichern, dass es weder beschädigt wird noch Schä-
den verursacht. Auch bestimmt er, an welchen Stel-
len bzw. Punkten das Gut zu befestigen ist. Dies gilt 
auch dann, wenn wir zur Bedienung des Geräts eige-
nes Personal (Kranführer, Staplerfahrer etc.) beistel-
len. 

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß im Verhältnis der 
auf der Baustelle beschäftigten Auftragnehmer unter-
einander. Uns gegenüber können aus diesem Absatz 
keine Rechte abgeleitet werden. 

 

§ 27 Gegenseitige Behinderung durch Auftragneh-
mer / Baustellenkoordinator / Ansprüche 

(1) Bei Durchführung der Arbeiten dürfen sich die Auf-
tragnehmer gegenseitig nicht behindern (siehe auch 
Abs. 5). Insbesondere haben sie eine Verzögerung 
des Baugeschehens zu vermeiden. Die Auftragneh-
mer haben das Leistungsgeschehen abzustimmen 
und erforderliche Vereinbarungen zu treffen. 

(2) Lösen Umstände auf Seiten eines anderen Auftrag-
nehmers Anordnungen des Baustellenkoordinators 
(siehe § 5) aus, die den Auftragnehmer in der Aus-
führung seiner Leistung behindern, so ist der andere 
Auftragnehmer als behindernder Auftragnehmer im 
Sinne des Abs. 1 zu betrachten. 

(3) Drohende oder bereits eingetretene Behinderungen 
und deren Ursachen hat uns der Auftragnehmer un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen und dabei auf tat-
sächliche und mögliche Folgen der Behinderung hin-
zuweisen. Falls es die Dringlichkeit erfordert, hat der 
schriftlichen Mitteilung eine mündliche Warnung vo-
rauszugehen. Beruft sich der Auftragnehmer darauf, 
dass ihm die Behinderung nicht erkennbar war, so 
hat er dies zu beweisen. 

(4) Der behinderte Auftragnehmer hat die nachteiligen 
Folgen seiner Behinderung möglichst gering zu hal-
ten. 

(5) Ansprüche aus den Folgen einer Behinderung (insbe-
sondere Stehzeiten), die der behindernde Auftrag-
nehmer zu vertreten hat (§ 1298 ABGB), können an 
uns nicht gestellt werden. Mit etwaigen Ansprüchen 
wird der behinderte Auftragnehmer an den behin-
dernden Auftragnehmer verwiesen. 

 

§ 28 Abziehen von Arbeitskräften oder Geräten und 
Maschinen 

(1) Ohne unsere Zustimmung dürfen keine Arbeitskräfte 
von der Baustelle abgezogen werden. Die Zustim-
mung dürfen wir nur aus triftigen Gründen verwei-
gern. - Siehe auch § 15 Abs. 1 (Personaleinsatz).  

(2) Für die Durchführung des Auftrages ungeeignete, 
nicht zureichend geeignete oder gefährliche Arbeits-
kräfte darf der Auftragnehmer nicht einsetzen. Den-
noch eingesetzte hat er - ohne dass dazu eine Auf-
forderung unsererseits nötig wäre - sofort von der 
Baustelle abzuziehen. Jedenfalls hat er dies auf unser 
Verlangen hin zu tun. Auch haben wir das Recht, der-
artige Arbeitskräfte von der Baustelle zu verweisen. 
Für abgezogene oder verwiesene Arbeitskräfte hat 
der Auftragnehmer den erforderlichen Ersatz (ver-
gleiche § 1 Abs. 3 Zif. 3) unaufgefordert zu stellen. 
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Der Auftragnehmer kann wegen der genannten Maß-
nahmen keine Ansprüche gegen uns ableiten. 

(3) Als ungeeignete bzw. nicht zureichend geeignete Ar-
beitskräfte im Sinne des Abs. 2 sind insbesondere 
auch jene zu betrachten, die zwar fachlich zureichend 
qualifiziert sind, deren Verhalten aber – gemessen an 
den Pflichten des Auftragnehmers – berechtigten An-
lass zu einer nicht geringfügigen Bemängelung gibt. 
Zu den relevanten Bemängelungen zählt insbeson-
dere auch die Bemängelung  eines nicht geringfügi-
gen unleidlichen Verhaltens gegenüber Dritten, das 
im Rahmen der Durchführung der Arbeiten gesetzt 
wird. 

(4) Auch darf der Auftragnehmer  Geräte und Maschinen 
nicht ohne unsere Zustimmung abziehen. Die Ab-
sätze 1 und 2 gelten sinngemäß. Siehe auch § 15 
Abs. 1 (Maschineneinsatz) und § 17 Abs. 1 (Geräte-
vorhaltung). 

 

§ 29 Arbeiten / Witterungsverhältnisse  

(1) Für alle Arbeiten dürfen – unabhängig von der Witte-
rung (insbesondere der Temperatur und Feuchtig-
keit) - nur die Einheitspreise (bzw. die pauschalierten 
Leistungspositionen) verrechnet werden. Die Kosten 
für Erschwernisse (z.B. Einhausungen, Beheizung, 
Entfeuchtung) dürfen – mangels besonderer Verein-
barung – nicht gesondert in Rechnung gestellt wer-
den. 

(2) Ab einer Minustemperatur von 5° C sind die Arbeiten 
ohne Vergütung einzustellen. 

Im Bereich von minus bis plus 5° C sind die wegen 
dieser Temperaturen für die ordnungsgemäße Erbrin-
gung der geschuldeten Leistung erforderlichen Maß-
nahmen zu setzen. 

(3) Behindern die Witterungsverhältnisse die Arbeiten 
auf eine Weise, die eine ordnungsgemäße Erbringung 
der Leistung gefährdet, so ist die Einstellung der Ar-
beiten – von wem immer angeordnet – nicht als Still-
legung im Sinne des § 12 zu bewerten. 

(4) Der Auftragnehmer kann sich grundsätzlich nicht auf 
Schlechtwetterphasen berufen. Vielmehr hat er auch 
den jahreszeitlich üblichen Witterungsverhältnissen 
entsprechend in zureichendem Ausmaß Rechnung zu 
tragen. 

(5) Die Arbeitsabläufe (z.B. Humusabtrag, Rohrausfuhr, 
Schweißen, Isolieren, Beschichten) sind den Witte-
rungsverhältnissen entsprechend so durchzuführen, 
dass sie nach Möglichkeit keine oder nur geringfügige 
Beeinträchtigungen von Sachsubstanzen (z.B. Flur-
schäden, Herabsetzung der Standfestigkeit) herbei-
führen. 

 

§ 30 Regiearbeiten 

(1) Regiearbeiten dürfen nur mit unserer schriftlichen 
Zustimmung bzw. auf unsere schriftliche Anordnung 
hin erfolgen (siehe auch § 4 ABB). 

(2) Regiezettel und dergleichen sind täglich zu verfassen 
und uns unverzüglich vorzulegen, d.h. in der Regel 
spätestens an dem Werktag, der der Arbeitsausfüh-
rung folgt. Als richtig gelten sie nur, wenn sie von uns 
(vgl. § 13 Abs. 5) unterschriftlich bestätigt sind. Be-
stätigen wir den Inhalt durch Unterschrift (ohne Ver-
merk oder z.B. mit Vermerken wie "bestätigt" oder 
"anerkannt"), so gilt er als richtig, sofern wir nicht 

nachträglich das Gegenteil beweisen können. Verspä-
tet eingereichte Regiezettel und dergleichen berück-
sichtigen wir grundsätzlich nicht. 

(3) Nur die im Auftrag festgesetzten Arbeitspreise dürfen 
verrechnet werden. Soweit Arbeitskräfte, Geräte, 
Materialien etc. eingesetzt werden, die die zu erbrin-
gende Leistung qualitativ nicht erfordert, darf nur je-
ner Preis verrechnet werden, der für den qualitativ 
erforderlichen Einsatz vereinbart worden ist (z.B. nur 
Hilfsarbeiter- statt Vorarbeiterlohn). 

(4) Für Regiearbeiten hat der Auftragnehmer grundsätz-
lich auf der Baustelle befindliches Personal einzuset-
zen. Für dieses darf er Reisekosten nicht verrechnen. 
Kosten für Geräte darf er nur dann verrechnen, wenn 
sie nicht ohnehin auf der Baustelle zur Verfügung ste-
hen. 

(5) Verlangen wir Arbeiten als Regiearbeiten, die vom 
Hauptauftrag ohnehin erfasst sind, so ist ein erteilter 
Zusatzauftrag gegenstandslos. 

Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer nachweisen 
kann, dass wir in Kenntnis der seinerzeitigen Rege-
lung des Hauptauftrages bewusst von diesem abwei-
chen und einen Zusatzauftrag erteilen wollten. 

(6) Auch Regiearbeiten innerhalb des Hauptauftrages 
dürfen das geschuldete Leistungsziel (§ 36) nicht be-
einträchtigen. Würden Anordnungen unsererseits 
dieses Ziel beeinträchtigen, so hat uns der Auftrag-
nehmer darauf aufmerksam zu machen. Auch Regie-
zusatzaufträge unterliegen den Gewährleistungs- 
und Garantiebestimmungen des Hauptauftrages. - 
Siehe auch Abs. 3. 

 

§ 31 Änderungen des Ausmaßes oder des sachli-
chen Inhalts der zu erbringenden Leistungen / 
geschätzte Mengenangaben / Kalkulations-
grundlagen / Entgelt 

(1) Eine Über- oder Unterschreitung der Mengen der je-
weiligen Leistungspositionen des dem Vertrag zu-
grunde liegenden Leistungsverzeichnisses berechtigt 
den Auftragnehmer nicht zu einer Erhöhung der ver-
einbarten Einheitspreise (bzw. der pauschalierten 
Leistungspositionen). Die im Vertrag für die Preisbe-
rechnung festgehaltenen Mengenangaben sind - so-
fern sich aus dem Vertragsinhalt nichts Gegenteiliges 
ergibt - geschätzt. Abweichungen der tatsächlichen 
Leistungsmenge von der im Leistungsverzeichnis 
festgehaltenen, insbesondere von der geschätzten 
Leistungsmenge, haben keinen Einfluss auf die Ein-
heitspreise (selbst wenn es sich um eine Pauschale 
handelt). Wir haben das Recht, das Ausmaß der nach 
dem Vertrag zu erbringenden Leistung zu erweitern 
oder einzuschränken. Auch diesfalls sind die Leistun-
gen zu den vereinbarten Einheitspreisen zu erbrin-
gen. Erweitern wir bei einer pauschalierten Leistungs-
position die zu erbringende Leistung oder schränken 
wir sie ein, so hat eine aliquote Umrechnung zu erfol-
gen. - Zu den Einheitspreisen siehe auch § 50 Abs. 1. 

(1a) Für Rahmenverträge gelten die Abs. 2 bis 7 nicht 
(siehe § 54a Abs. 12, 2. Satz). 

(2) Sofern sich das Ausmaß der nach dem ursprünglichen 
Vertrag zu erbringenden Leistung gegenüber dem im 
Leistungsverzeichnis festgehaltenen Ausmaß (insbe-
sondere in den geschätzten Mengen) um mehr als 40 
% erhöht und sich infolge dessen das Kostengefüge 
zu Lasten des Auftragnehmers erheblich verändert, 
sind auf sein Verlangen Preisverhandlungen bezüg-
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lich dieser Leistungsposition aufzunehmen. Der Auf-
tragnehmer ist verpflichtet, uns auf Verlangen die 
dem Vertragsschluss zu Grunde liegende Kalkulation 
offenzulegen. Ein Entgeltserhöhungsbegehren hat er 
mit entsprechenden Unterlagen zu untermauern. 
Eine Entgeltserhöhung kommt nicht in Frage, wenn 
der Auftragnehmer bei Abgabe seiner zum Vertrags-
schluss führenden Erklärung wusste oder wissen 
musste, dass die von ihm zu erbringende Leistung im 
oben beschriebenen Ausmaß von dem im Leistungs-
verzeichnis festgehaltenen abweichen wird. - Zur 
Preisreduktion siehe Abs. 7. 

(3) Abs. 2 ist sinngemäß anzuwenden, wenn wir von un-
serem Recht Gebrauch machen (Abs. 1), das Ausmaß 
der nach dem gemäß der einzelnen Leistungspositio-
nen zu erbringenden Leistung zu erweitern (z.B. 
Drainage 2 km statt 100 m). 

(4) Begehren wir die Erweiterung einer einzelnen Leis-
tungsposition (Abs. 3) im Ausmaß von über 50 %, so 
hat der Auftragnehmer das Recht, das Erweiterungs-
begehren abzulehnen, wenn seine gesamten Kapazi-
täten (in- und außerhalb der Baustelle[n]) zur Erbrin-
gung der erweiterten Leistung nicht ausreichen. Wir 
haben diesfalls jedoch das Recht, das Ausmaß bis zu 
seiner Kapazitätsgrenze zu erweitern. Entsprechen-
des gilt, wenn sich das Ausmaß der nach dem ur-
sprünglichen Vertrag zu erbringenden Leistung ge-
genüber dem im Leistungsverzeichnis festgehaltenen 
Ausmaßes (Abs. 2) um mehr als 50 % erhöht. Der 
Auftragnehmer kann sich auf seine Kapazitätsgren-
zen jedoch nicht berufen, wenn er bei Abgabe seiner 
zum Vertragsschluss führenden Erklärung wusste o-
der wissen musste, dass die von ihm zu erbringende 
Leistung im oben beschriebenen Ausmaß von dem im 
Leistungsverzeichnis festgehaltenen abweichen wird. 

(5) Die Absätze 2 und 3 gelten sinngemäß, wenn sich das 
Ausmaß der nach dem ursprünglichen Vertrag zu er-
bringenden Leistung gegenüber dem im Leistungs-
verzeichnis festgehaltenen Ausmaßes (insbesondere 
in den geschätzten Mengen) um mehr als 40 % ver-
mindert oder eine Leistungseinschränkung (Abs. 1) 
in diesem Ausmaß das Kostengefüge zu Lasten des 
Auftragnehmers erheblich verändert. Führen Um-
stände auf Seiten des Auftragnehmers zu einer Ein-
schränkung des Auftragsvolumens, so kann er dies 
nicht als Umstand für eine Erhöhung der Einheits-
preise ins Treffen führen. - Zur Preisreduktion siehe 
Abs. 7. 

(6) Eine Entgeltserhöhung i.V.m. Abs. 2 bis 5 bedarf der 
schriftlichen Vereinbarung. Kommt bezüglich der Ab-
geltung der nicht zu vermeidenden erheblichen Mehr-
kosten eine Einigung  innerhalb angemessener Frist 
nicht zustande, so hat der Auftragnehmer dennoch 
das Recht auf eine angemessene Abgeltung der 
Mehrkosten im Sinne des § 1152 ABGB und des § 354 
UGB. Sofern bei einem Vertragsschluss zur Vertrags-
wirksamkeit die Vereinbarung, dass ein angemesse-
nes Entgelt geschuldet ist, nicht wirksam wäre, hat 
der Auftragnehmer einen Anspruch auf ein der Billig-
keit entsprechendes Entgelt. Die vom Auftragnehmer 
aufgrund obiger Bestimmungen einseitig verlangten 
zusätzlichen Preisabgeltungen unterliegen der ge-
richtlichen Überprüfung. Das Scheitern der Preisver-
handlungen berechtigt den Auftragnehmer nicht zur 
Einstellung der Arbeit.  

(7) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß, wenn sich das 
Ausmaß der nach dem ursprünglichen Vertrag zu er-
bringenden Leistung gegenüber dem im Leistungs-
verzeichnis festgehaltenen Ausmaß (insbesondere in 
den geschätzten Mengen) um mehr als 40 % oder 

eine Leistungseinschränkung (Abs. 1) in diesem Aus-
maß das Kostengefüge zu Gunsten des Auftragneh-
mers erheblich verbessert. Der Auftragnehmer hat 
uns auf Verlangen eine neue, die Auftragsänderung 
betreffende Kalkulation vorzulegen. Kommt bezüg-
lich einer Preisreduktion innerhalb angemessener 
Frist eine Einigung nicht zustande, so dürfen wir den 
Preis angemessen bzw. der Billigkeit entsprechend 
(siehe oben Abs. 6) reduzieren.  

(8) Durch die Vorlage bzw. Entgegennahme von Kalkula-
tionsgrundlagen werden diese nicht zum Vertragsin-
halt. Die Kalkulationsgrundlagen haben für uns kei-
nerlei Bindungswirkung. Dies unabhängig davon, ob 
die Initiative zur Vorlage bzw. Entgegennahme vom 
Auftragnehmer oder von uns ausgeht und zu welcher 
Preisposition sie in welcher Hinsicht auch immer (z.B. 
in quantitativer, qualitativer oder zeitlicher Hinsicht) 
geschieht. Die Kalkulationsgrundlagen dienen ledig-
lich der Möglichkeit einer neuen Preisfindung (vgl. 
z.B. Abs. 2 und 7). 

(9) Der Auftragnehmer ist - mangels gegenteiliger 
schriftlicher Vereinbarung – nicht berechtigt, das 
Ausmaß der zu erbringenden Leistungen zu erweitern 
oder einzuschränken. Die vereinbarten Preise gelten 
– mangels gegenteiliger Vereinbarung - auch den 
Einsatz jeglicher Ausrüstung ab.  

(10) Wird der Auftrag geändert, so sind die zu erbringen-
den Leistungen - mangels gegenteiliger Vereinbarung 
– dennoch innerhalb der schon vor der Auftragsände-
rung geltenden Termine (§§ 11 und 20) zu erbringen. 
Erfordert die Auftragsänderung einen zusätzlichen 
Einsatz personeller und/oder sachlicher Mittel, so hat 
der Auftragnehmer die erforderlichen Maßnahmen 
unverzüglich zu setzen. Ist eine Terminänderung un-
bedingt erforderlich, so ist § 11 Abs. 7 bis 9, 11 bis 
13 und 15 sinngemäß anzuwenden. 

(11) Bei einer Auftragsreduktion ist der Ausführungszeit-
plan nach Möglichkeit entsprechend der Reduktion zu 
verkürzen. Bezüglich einer Preisherabsetzung ist § 11 
Abs. 16 sinngemäß anzuwenden. 

(12) Stellt sich heraus, dass die Arbeiten in sachlicher Hin-
sicht nicht wie vereinbart durchgeführt werden kön-
nen (insbesondere wegen der Bodenbeschaffenheit), 
so sind § 11 Abs. 12 dieser Bedingungen und - sub-
sidiär - § 6 ABB sinngemäß anzuwenden. - Vgl. auch 
§ 7 Abs. 4  

Entsprechendes gilt, wenn die ursprünglich verein-
barte Leistung in sachlicher Hinsicht auf Grund einer 
Abänderungsvereinbarung oder auf unser Verlangen 
(vgl. § 6 ABB) hin abgeändert wird. 

Die Absätze 1 bis 8 werden durch die Bestimmungen 
dieses Absatzes nicht zurückgedrängt. Dies betrifft 
insbesondere Kostenerhöhungen. 

(13) Soweit wir Materialien und/oder Anderes beistellen 
(siehe § 21 Abs. 1), hat der Auftragnehmer keinen 
Anspruch auf das Entgelt für die Leistungen, die er 
sich infolge unserer Beistellungen erspart. Findet sich 

im Vertrag, insbesondere im Leistungsverzeichnis, 
keine eigene Preisposition für die unterbleibende 
Leistung (den unterbleibenden Leistungsteil), so sind 
§ 11 Abs. 12 dieser Bedingungen und - subsidiär - § 
6 ABB bezüglich der Preisherabsetzung sinngemäß 
anzuwenden. Dies gilt insbesondere, wenn die vom 
Auftragnehmer geschuldete Leistung infolge unserer 
Beistellung qualitativ nur teilweise erbracht wird. 
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§ 32 Arbeiten außerhalb des Auftrages 

(1) Vereinbaren wir im zeitlichen Zusammenhang mit ei-
nem konkreten Auftrag zusätzliche Arbeiten (ordnen 
wir sie an oder stimmen wir ihnen zu), so sind sie zu 
den Bedingungen dieses konkreten Auftrages durch-
zuführen. Dies unabhängig davon, ob die Arbeiten in 
sachlichem Zusammenhang mit dem konkreten Auf-
trag stehen oder nur anlässlich dieses Auftrages er-
folgen (Parallelabwicklung).  

(2) Dies gilt für alle Leistungen, auch für Regiearbeiten 
(siehe insbesondere § 30 Abs. 1). 

 

§ 33 Kostenüberwälzungen 

(1) Lohnkosten, Lohnnebenkosten und beliebige andere 
Kosten dürfen nicht besonders verrechnet werden, 
sofern nicht Bestimmungen der für den Vertrag gel-
tenden Geschäftsbedingungen oder besondere Ver-
einbarungen Gegenteiliges vorsehen. Zu den nicht 
besonders verrechenbaren Kosten zählen insbeson-
dere z.B. Wege-, Trennungs- und Nächtigungsgelder, 
Erschwernis- und Überstundenzuschläge, Vergütun-
gen für Heimfahrten, An- und Rückreisekosten, Kos-
ten für Anmarschzeiten usw. 

(2) Überhaupt dürfen Gestehungskosten und Aufwen-
dungen für die vereinbarten Leistungen über das Ver-
einbarte hinaus nicht verrechnet werden, dies auch 
nicht bei Eintreten unvorhersehbarer Erschwernisse 
oder Hindernisse oder sonstiger Schwierigkeiten. 
Insbesondere hat der Auftragnehmer auch alle 
Transport-, Lade- und Lagerungskosten zu tragen. 

(3) Insbesondere hat der Auftragnehmer auch keinen 
Anspruch auf eine besondere Abgeltung von Kosten, 
die ihm dadurch entstehen, dass der Arbeitsstreifen 
bei oder auf Straßen, Eisenbahnstrecken, Teichen, 
Gewässern, Telefon- oder Telegrafenmasten, Leitun-
gen und Kabeln, Starkstrommasten, Erddämmen, 
Gesteinswänden, Wäldern, Obstgärten, Gebäuden 
liegt. – Siehe insbesondere § 1 Abs. 3 Zif. 5. 

(4) Auf die Kostentragungsregeln in anderen Bestim-
mungen wird verwiesen, insbesondere auf die in § 2 
Abs. 1 und 2; § 3 Abs. 2; § 4 Abs. 7; § 7 Abs. 2; § 8 
Abs. 6 und 9; § 9 Abs. 2 bis 6; § 11 Abs. 11, 12, 14, 
16 und 17; § 12  Abs. 2; § 14; § 17 Abs. 1 bis 6; § 
18 Abs. 6; § 19 Abs. 1 und 2; § 20 Abs. 4 und 5; § 
22 Abs. 3, 4 und 6; § 25 Abs. 2; § 29 Abs. 1; § 30 
Abs. 4; § 31 Abs. 1, 2, 5 bis 7 und 12; § 34 Abs. 5 
bis 8 und 11; § 35 Abs. 2; § 36; § 37 Abs. 5; § 41; 
§ 43. 

(5) Sofern uns der Auftragnehmer bestimmte Kosten 
vereinbarungsgemäß dennoch zusätzlich verrechnen 
darf, hat er diesbezüglich vollständige und zuverläs-
sige Aufzeichnungen zu führen. Die Beweislast für die 
Richtigkeit seiner Aufzeichnungen trifft ihn. 

 

§ 34 Grundbenützung / Anliegen der Berechtigten    
und Behörden / Wiederherstellung / Kosten-
tragung / Schadensregulierung 

(1) In Verbindung mit der Bauführung dürfen im Verhält-
nis zu uns nur jene Grundstücke bzw. Grundstücks-
teile benützt werden, die wir - seien sie im eigenen 
oder fremden Besitz - zur Verfügung stellen. Wir stel-
len sie kostenlos bei. 

(2) Dem steht nicht entgegen, dass der Auftragnehmer 
unter Tragung der Kosten und eigener Verantwor-

tung mit Dritten vereinbart, dass er deren Grundstü-
cke benutzen darf. Zur Beschaffung von Lagerplätzen 
für von uns beigestellte Materialien siehe § 22 Abs. 
3. 

(3) Der Auftragnehmer hat die Grundstücke und deren 
Kulturen nach Möglichkeit zu schonen (siehe auch § 
17 Abs. 5) und insbesondere auch Differenzen mit 
von uns verschiedenen Grundeigentümern und sons-
tigen Berechtigten (siehe Abs. 8) zu meiden. Insbe-
sondere bezüglich des Ausmaßes der Erlaubtheit der 
Benutzung fremder Grundstücke ist Kontakt mit uns 
(vergleiche § 13 Abs. 5) aufzunehmen. 

(4) Alle Transporte müssen unter Bedacht größtmögli-
cher Schonung von Wegen und Einrichtungen erfol-
gen. 

(5) Nach Durchführung der Arbeiten sind die benutzten 
Grundstücke (einschließlich der Anfahrtswege) - so-
fern nichts Besonderes vereinbart ist - wieder in den 
ursprünglichen Zustand zu bringen. Die Kosten hier-
für trägt der Auftragnehmer. 

(6) Kosten für eventuelle Flur-, Ernte- und sonstige 
Schäden bzw. Folgeschäden der Grundbenützung 
trägt - sofern nichts Besonderes vereinbart ist - der 
Auftragnehmer. Sofern wir dem Dritten die Schäden 
abgelten, ist uns der Auftragnehmer regresspflichtig. 
Siehe auch Abs. 13. - Beeinträchtigungen Dritter 
(insbesondere Ernteschäden), die bei ordnungsge-
mäßer Durchführung der Arbeiten unvermeidbar 
sind, gehen zu unseren Lasten. Die Tragung der Ge-
stehungskosten,  die die Leistung des Auftragneh-
mers erfordert (vgl § 33) - wie z.B. die der Wieder-
herstellung des früheren Grundstückszustandes -  
wird durch diese Regelung nicht berührt. 

(7) Mehrere zur Wiederherstellung des vorigen Zustan-
des bzw. zur Kostentragung verpflichtete Auftrag-
nehmer (Abs. 5 und 6) haben untereinander das Ein-
vernehmen zu suchen (siehe auch § 17 Abs. 5). 

(8) Anliegen der Berechtigten, insbesondere Wünsche, 
Beschwerden und Anordnungen der Grundeigentü-
mer sowie jener, die außer den Grundstückseigentü-
mern zur Grundstücksbenutzung berechtigt sind 
(z.B. Servitutsberechtigte, Pächter, Mieter) hat uns 
der Auftragnehmer unverzüglich zu melden, sofern er 
ihnen nicht ohnehin auf seine Kosten nachkommt. 
Stehen die Maßnahmen im Widerspruch zu dem mit 
uns geschlossenen Vertrag, darf sie der Auftragneh-
mer nur im Einverständnis mit uns setzen. Letzteres 
gilt jedenfalls, wenn die Maßnahmen die für die Bau-
abwicklung verbindlichen Termine erheblich gefähr-
den würden. Das vorhin Erwähnte gilt insbesondere, 
wenn jemand behauptet, auf Grund seiner subjekti-
ven Rechte (z.B. als Eigentümer) gegen den Auftrag-
nehmer vorgehen zu dürfen und daher vom Auftrag-
nehmer ein Tun oder Unterlassen begehrt. Zwin-
gende Rechtsvorschriften hat der Auftragnehmer je-
denfalls zu beachten. Können sie das Bauvorhaben, 
insbesondere den Baufortschritt erheblich beein-
trächtigen, so ist - soweit es die Sache erfordert - mit 
uns bezüglich einer vertrags- und gesetzeskonfor-
men Abwicklung des Bauvorhabens Kontakt aufzu-
nehmen. Der Auftragnehmer hat die einschlägigen 
Kosten zu tragen, wenn er die einschlägigen Arbeiten 
ohnehin auf Grund des vertraglichen Leistungsum-
fanges zu verrichten hat und die Kosten mit den ver-
einbarten Preisen als abgegolten gelten (siehe insbe-
sondere § 17 und § 33). Sind sie ausnahmsweise 
nicht mit den vereinbarten Preisen als abgegolten zu 
betrachten, so darf sie der Auftragnehmer mit jenen 
Sätzen abrechnen, die der Vertrag für diese Arbeiten 
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vorsieht. Fehlt es im Vertrag an derartigen Sätzen 
und kommt über das zu leistende Entgelt innerhalb 
angemessener Frist keine Einigung zu Stande, so ist 
§ 11 Abs 11, 12, 15 und 16 sinngemäß anzuwenden. 
Satz 1 dieses Absatzes bleibt unberührt.  

(9) Unserem Verlangen, dem Ansinnen Dritter (Abs. 8) 
ganz oder teilweise zu entsprechen, hat der Auftrag-
nehmer unverzüglich nachzukommen. 

(10) Die Abs. 8 und 9 gelten sinngemäß, wenn Behörden 
an den Auftragnehmer mit einschlägigen Ansinnen 
heran treten. Dies gilt insbesondere, wenn es sich um 
Hoheitsakte (z.B. Bescheide) handelt, die der Auf-
tragnehmer zu befolgen hat. 

(11) Ist der Auftragnehmer bei Durchführung der von uns 
verlangten Maßnahmen (Abs. 9 und 10 i.V.m. Abs. 9) 
säumig, so dürfen wir diese auf seine Kosten vorneh-
men, wenn Gefahr in Verzug ist oder er unserer ein-
schlägigen Aufforderung innerhalb angemessener 
Frist nicht nachkommt. Forderungen aus dem Titel 
des Schadenersatzes bleiben unberührt. 

(12) Ersatzansprüche Dritter gegen den Auftragnehmer 
werden durch obige Bestimmungen nicht berührt. 
Dies gilt insbesondere für Schäden an Wegen, Stra-
ßen, Brücken, Gräben, Dämmen, Wasserläufen und 
Regulierungsbauten. Er ist auch uns gegenüber ver-
pflichtet, die Schäden unverzüglich zu beseitigen. Bei 
Säumigkeit dürfen wir in sinngemäßer Anwendung 
des Abs. 11 eine Ersatzvornahme tätigen. 

(13) In jedem von diesem Paragraphen erfassten Haf-
tungsfall des Auftragnehmers sind wir berechtigt, mit 
dem Beeinträchtigten - ohne vorherige Verständi-
gung des Auftragnehmers - eine Regelung zu Lasten 
des Auftragnehmers zu treffen, sofern der Betrag 
EUR 200,-- nicht übersteigt. Entsprechendes gilt für 
einen EUR 200,-- übersteigenden Betrag, der EUR 
1.500,-- nicht überschreitet, wenn wir den Auftrag-
nehmer vor der Regelung rechtzeitig nachweislich 
verständigt haben. Die Beweislast für das Vorliegen 
des Anspruchs des Dritten gegen den Auftragnehmer 
trifft uns. In allen Fällen hat der Auftragnehmer auf 
unser Verlangen hin an Gesprächen mit dem Dritten 
zur Klärung des Sachverhalts teilzunehmen. Seine 
Nichtteilnahme ist als Anerkenntnis des zwischen uns 
und dem Dritten festgehaltenen Sachverhalts zu wer-
ten. 

 Bei der Regelung von Flurschäden werden wir uns 
nach Tunlichkeit an die jeweiligen Entschädigungs-
richtlinien der Landwirtschaftskammer jenes Bundes-
landes richten, in dem das Bauvorhaben durchge-
führt wird. 

 Zum Regress siehe Abs. 6. 

 

§ 35 Grenzzeichen im Zuge des Trassenverlaufes / 
Kostentragung 

(1) Im Zuge des Trassenverlaufes gefährdete Grenzzei-
chen (insbesondere Grenzsteine) sind vom Auftrag-
nehmer im Einvernehmen mit betroffenen Grundei-
gentümern zu sichern, wie z.B. durch Einmessen von 
Pflöcken, deren Diagonalschnittpunkte den Grenz-
punkt treffen. 

(2) Können wegen Unterlassens dieser Versicherungen 
oder infolge der Durchführung der Arbeiten Grenz-
punkrte nicht mehr festgestellt werden, so hat der 
Auftragnehmer die für die erforderlichen Neuvermes-
sungen durch einen gerichtlich beeideten Zivilgeome-
ter entstehenden Kosten zu tragen. Beauftragt der 

Grundeigentümer den Geometer, so hat er diesem 
die Kosten zu ersetzen.  

(3) Im Übrigen wird auf § 34 verwiesen. 

(4) Zu den Vermessungspflöcken der Trasse siehe § 18. 

 

§ 36 Leistungsgegenstand 

(1) Gegenstand der Leistung des Auftragnehmers ist das 
von ihm auszuführende Bauvorhaben in seiner Ge-
samtheit. Das geschuldete Werk ist quantitativ und 
qualitativ vollständig, insbesondere betriebsfertig, 
voll betriebstüchtig und für eine möglichst wirtschaft-
liche Betriebsweise geeignet zu erstellen. Insbeson-
dere hat der Auftragnehmer außer den gesetzlichen 
Bestimmungen und den behördlichen Anordnungen 
auch die allgemein anerkannten Regeln der Technik 
und den Stand der Technik zu beachten. Ändern sich 
nach der Vertragserklärung des Auftragnehmers (vgl. 
§ 1 Abs. 4) die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik oder der Stand der Technik und ist oder kann 
dies für eine bessere Erreichung des Zieles des Auf-
trages oder für die Verbesserung des Zieles des Auf-
trages von Bedeutung sein, so hat uns der Auftrag-
nehmer unverzüglich schriftlich darauf aufmerksam 
zu machen (siehe auch § 1 Abs. 4) und uns Verbes-
serungsmöglichkeiten anzubieten. Auf unser Verlan-
gen hat er mit uns in Gespräche über Vertragsände-
rungen einzutreten. Sofern Änderungen zum Zeit-
punkt der Vertragserklärung des Auftragnehmers 
vorhersehbar waren, hat der Auftragnehmer von uns 
gewünschte Änderungen jedenfalls ohne Preiserhö-
hung vorzunehmen. Führen irgendwelche von uns 
gewünschte Änderungen zu Kostenreduktionen auf 
Auftragnehmerseite, so hat er uns einen niedrigeren 
Preis zu verrechnen. Auf den gesamten § 6 ABB wird 
besonders verwiesen. 

(2) Weist z.B. das Leistungsverzeichnis nicht alle zur ver-
tragsgemäßen Vollendung des geschuldeten Werks 
(Abs. 1) erforderlichen einzelnen Leistungen auf, so 
schränkt dies die in Abs. 1 beschriebene Leistungs-
pflicht nicht ein. Zur Zielerreichung (Abs. 1) erforder-
liche (und daher geschuldete), im Leistungsverzeich-
nis aber nicht angeführte einzelne Leistungen dürfen 
nicht verrechnet werden. Auch sie sind mit den ver-
einbarten Preisen abgegolten. Dieser Absatz geht 
rangmäßig der in § 1 Abs. 1 getroffenen Reihung vor, 
sofern er nicht in Einzelvereinbarungen ausdrücklich 
abbedungen worden ist. 

 

§ 37 Abnahmen und Prüfung der Arbeiten durch uns 
/ Verständigungspflichten 

(1) Vor der Vornahme der in Anhang II (Abs. 2 bis 4) 
beschriebenen Tätigkeiten und der Anlieferung des 
Sandbettmaterials (Anhang II Abs. 5) hat uns der 
Auftragnehmer rechtzeitig schriftlich unter Angabe 
von Zeit und Ort der geplanten Arbeiten bzw. bevor-
stehenden Anlieferungen zu verständigen. Die Ver-
ständigung muss uns mindestens 48 Stunden vorher 
zugehen. Bei Arbeiten an Samstagen oder Sonntagen 
hat dies spätestens bis Freitag 10:00 Uhr zu gesche-
hen. 

(2) Die Verständigung gemäß Abs. 1 hat direkt an den 
von uns dafür Nominierten zu ergehen. Mangels der 
Nominierung einer bestimmten Person oder deren 
Unerreichbarkeit ist unser Projektleiter (§ 13 Abs. 5) 
zu verständigen. 
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(3) Die in Anhang II Abs. 3 aufgezählten Arbeiten dürfen 
nur in unserer Anwesenheit begonnen und durchge-
führt werden, die in dessen Abs. 4 erwähnten bedür-
fen zusätzlich der Abnahme durch uns. Zur Anliefe-
rung von Sandbettmaterial, den zu erbringenden 
Qualitätsnachweis und die Freiabe durch uns siehe 
Anhang II Abs. 5. 

(4) Für uns wirksam kann eine Abnahme nur durch den 
von uns dafür Nominierten (Abs. 2) oder den Projekt-
leiter (§ 13 Abs. 5) erfolgen.  

(5) Die durch den Verstoß gegen die beschriebenen 
Pflichten entstehenden Mehrkosten hat der Auftrag-
nehmer zu tragen. Überdies wird er uns schadener-
satzpflichtig (§ 1298 ABGB). 

(6) Auf § 9 (Begleitende Kontrolle/Gutachtenskosten) 
wird hiermit besonders verwiesen. 

 

§ 38 Prüfung und Abnahme durch neutrale Sachver-
ständige 

(1) Falls auf Grund eines Behördenauftrages oder einer 
behördlichen Genehmigung ein neutraler Sachver-
ständiger (Abs. 4) eine Prüfung und/oder Abnahme 
des Leistungsgenstandes oder von dessen Teilen vor-
zunehmen hat, sind dessen Stellungnahmen als rich-
tig zu betrachten, sofern nicht das Gegenteil bewie-
sen wird. 

(2) Soweit unsere Rechte gegen den Auftragnehmer über 
die Anforderungen des neutralen Sachverständigen 
hinausgehen, werden sie nicht berührt. Dies gilt ins-
besondere für den Fall, dass der Sachverständige nur 
Anforderungen zu prüfen hat, die unter den vom Auf-
tragnehmer uns gegenüber geltenden Maßstäben lie-
gen. Alle Maßnahmen, die auf Grund der Äußerung 
des neutralen Sachverständigen durchgeführt wer-
den sollen, bedürfen unserer Zustimmung. 

(3) Der Auftragnehmer hat den neutralen Sachverstän-
digen von der Durchführung von Abnahmen und Prü-
fungen rechtzeitig zu verständigen. Wir sind gemäß 
§ 37 Abs. 1 zu verständigen. 

(4) Als neutrale Sachverständige im Sinne des Abs. 1 
gelten Personen, die über behördliche Anordnung o-
der Genehmigung einzusetzen sind und auf unser 
Verlangen hin von einer facheinschlägig akkreditier-
ten Prüf- und Überwachungsstelle (z.B. TÜV) ent-
sandt werden. Weiters solche Personen, die behörd-
licherseits namentlich für die konkrete Prüfung be-
stellt worden sind bzw. deren Bestellung behördli-
cherseits auf unser Verlangen hin genehmigt worden 
ist. Weitere Voraussetzung für die Qualifikation als 
neutraler Sachverständiger im Sinne des Abs. 1 ist, 
dass der Sachverständige für die gestellten Aufgaben 
besonders qualifiziert ist. 

(5) Obige Bestimmungen berühren die uns aufgrund des 
Vertrages ansonsten gegebenen Prüfungsrechte 
nicht, insbesondere nicht die zur begleitenden Kon-
trolle (§ 9) und die zur früheren Abnahme (§ 42). 

(6) Obige Bestimmungen gelten sinngemäß, wenn wir im 
Einvernehmen mit dem Auftragnehmer zwecks Klä-
rung von Sachverhaltsfragen (insbesondere die Qua-
lität betreffend) einen facheinschlägig qualifizierten 
Sachverständigen zwecks Klärung von Zweifelsfra-
gen oder Streitschlichtung bestellen. 

 

§ 39 Einmessung durch Zivilgeometer / Verständi-
gungspflichten 

In den nachstehenden Fällen hat der Auftragnehmer 
den von uns bestellten Zivilgeometer und uns recht-
zeitig schriftlich unter Angabe der vorzunehmenden 
Arbeiten  zu verständigen. Die Verständigungen müs-
sen mindestens 48 Stunden vorher erfolgen. Bei Ar-
beiten an Samstagen oder Sonntagen haben sie spä-
testens bis Freitag 10:00 Uhr zu erfolgen. Es geht um 
folgende Einmessungen: 

1. Lage der Rohrleitung bei offener Künette, Schie-
berstationen, Wassertöpfe, Abzweigschieber, 
Schächte etc.,  

2. Objekte, wie Straßen-, Bahn- und Gerinneque-
rungen, Ü-Rohre etc., 

3. Dükerquerungen 
a) vor Verlegung des Dükers 
b) nach Verlegung des Dükers,  

4. Kontrolle der elastischen Radien nach unserer An-
gabe, 

5. Fremdeinbauten. 

 

§ 40 Verständigung von Behörden und im Sinne des 
§ 34 Abs. 8 Berechtigter 

(1) Soweit Behörden vom Baubeginn oder von der 
Durchführung einzelner Arbeiten zu verständigen 
sind, hat der Auftragnehmer die Verständigung 
rechtzeitig vorzunehmen. Die Rechtzeitigkeit richtet 
sich insbesondere nach den Vorschreibungen der Be-
scheide und den Nieder- und Verhandlungsschriften 
sowie nach den einschlägigen gesetzlichen Vorschrif-
ten. Der Auftragnehmer hat dafür zu sorgen, dass die 
einschlägigen Arbeiten zu jenen Zeitpunkten bzw. 
Zeitstrecken, die er den Behörden mitgeteilt hat, 
auch durchgeführt werden. 

(2) Ebenso (Abs. 1) sind die im Sinne des § 34 Abs. 8 
Berechtigten zu verständigen. 

 

§ 41 Verständigung trotz ungenügenden Baufort-
schritts / Kostentragung  

Entstehen den zu Verständigenden (§§ 37 bis 40) 
Kosten, weil der Baufortschritt noch nicht weit genug 
gediehen ist, um die einschlägigen Maßnahmen (Prü-
fungen, Abnahmen, Einmessungen usw.) setzen zu 
können, so gehen Kosten (wie z.B. Reisekosten) zu 
Lasten des Auftragnehmers. Durch diese Bestim-
mung werden andere Bestimmungen nicht berührt, 
nach denen der Auftragnehmer ohnehin diese Kosten 
zu tragen hat.  

 

§ 42 Übernahme / frühere Abnahmen / behördliche 
Genehmigungen 

(1) Die Übernahme der Leistung des Auftragnehmers er-
folgt nach Fertigstellung des von ihm auszuführenden 
Bauvorhabens. Der Auftragnehmer hat an uns einen 
schriftlichen Übernahmeantrag zu stellen. Wir haben 
innerhalb von 4 Wochen ab Zugang dieses Antrags 
das Bauvorhaben zu übernehmen. 

(2) Der Auftragnehmer hat alle für die Übernahme erfor-
derlichen Dokumente und Daten in der vereinbarten 
Form (z.B. gem. GaBau-HD 19.00, Richtlinien, 
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ÖVGW-Regelwerken etc.) analog und falls erforder-
lich elektronisch zu übergeben. Wir werden insbeson-
dere an Hand dieser Unterlagen die Leistung stich-
probenweise auf ihre Vertragsgemäßheit hin über-
prüfen. 

(3) Das Ergebnis der Übernahme ist schriftlich festzuhal-
ten und von beiden Vertragsteilen firmenmäßig zu 
unterfertigen. Das Unterfertigte gilt als richtig. Wer 
das Gegenteil behauptet, den trifft die Beweislast. 

(4) Werden bei der Übernahme Mängel festgestellt, so 
gilt die gesamte Leistung als nicht übernommen. Wir 
behalten uns eine teilweise Übernahme vor. Bei ge-
ringfügigen Mängeln kann die gänzliche Übernahme 
vereinbart werden. Ob ein Mangel geringfügig ist, 
wird im Einvernehmen festgelegt. Kann das Einver-
nehmen nicht hergestellt werden, entscheiden wir 
nach billigem Ermessen. Auch ohne Übernahme dür-
fen wir den Leistungsgegenstand jedoch benutzen 
und betreiben.  

(5) Die Mängel sind schriftlich festzuhalten (aufzulisten). 
Zudem ist der voraussichtliche Zeitaufwand für die 
Behebung des jeweiligen Mangels anzugeben. Halten 
wir diesen Zeitraum einvernehmlich fest, so dient er 
als Richtschnur für die Dauer der Mangelbehebung (§ 
45 Abs. 6). 

Das Protokoll oder an dessen Stelle tretende Schrift-
stücke sind zu unterfertigen. Diese Bestimmung be-
rührt die Regelung des Abs. 6 nicht. 

Bezüglich Beginn und Dauer der Mangelbehebung 
wird auf § 45 Abs. 6 verwiesen. 

(6) Ein Mangel gilt als festgestellt, wenn er im Einverneh-
men festgehalten wird oder wir ihn - sei es auch im 
Widerspruch zum Auftragnehmer - spätestens in Ver-
bindung mit den Übernahmeverhandlungen festhal-
ten und dem Auftragnehmer zur Kenntnis bringen. 
Die Beweislast für das Nichtbestehen des Mangels 
trifft dann den Auftragnehmer. Der Auftragnehmer 
hat das Recht, die Unterschrift unter das Verhand-
lungsprotokoll und dergleichen unter konkreten Vor-
behalten abzugeben. 

(7) Ist ein Mangel festgestellt bzw. gilt er als festgestellt 
(Abs. 6) und verlangen wir dessen Behebung, so hat 
nach der Behebung die Übernahme der Leistung 
stattzufinden. Die Absätze 1 bis 6 sind entsprechend 
anzuwenden. 

(8) Sind Teile der Arbeiten (Teile des Baues) bezüglich 
Ausmaß oder Qualität nicht mehr (oder doch nur er-
heblich erschwert) überprüfbar, falls sie nicht vor 
dem weiteren Baufortschritt überprüft werden, so hat 
die Überprüfung vor der Vornahme der weiteren Ar-
beiten zu geschehen (= frühere Abnahme). Der Auf-
tragnehmer hat die örtliche Bauleitung rechtzeitig 
von der Fertigstellung der Arbeiten (der Teile des 
Baues) zu verständigen. Unterlässt er die Verständi-
gung und kann deswegen eine exakte Feststellung 
bzw. Überprüfung nicht erfolgen, so gehen berech-
tigte Zweifel zu seinen Lasten, wenn er sie nicht wi-
derlegen kann. Die Beweislast trifft ihn. Dies alles gilt 
insbesondere auch für die Feststellung des Aufma-
ßes. 

(9) Unterliegen einzelne Leistungen des Auftragnehmers 
behördlichen Genehmigungen oder einer behördli-
chen früheren Abnahme, so ist der Auftragnehmer 
verpflichtet, die für die Genehmigungen notwendigen 
und dem neuesten Stand der Bearbeitung entspre-

chenden Dokumentationen (§ 8) vollständig, recht-
zeitig, und in der erforderlichen Anzahl bei uns ein-
zureichen. 

 

§ 43 Prüfung der Isolationsgüte des kathodischen 
Korrosionsschutzes / zu hoher Schutzstrom / 
Kosten und Folgekosten 

(1) Nach Abschluss der Rekultivierung jedoch vor Ablauf 
der Gewährleistungs- und der Garantiefrist prüfen wir 
bzw. lassen wir die Isolationsgüte des kathodischen 
Korrosionsschutzes prüfen. Die Leitung muss ein 
Ausschaltpotential von mindestens 850mV - gemes-
sen gegen CuSO4-Sonde - aufweisen. Wird dies nicht 
erreicht bzw. treten aufgrund zu hohen Schutzstroms 
Beeinflussungen an Fremdeinbauten auf, so sind wir 
berechtigt, auf Kosten des Auftragnehmers selbst o-
der durch Dritte Intensivmessungen bzw. Fehleror-
tungsmessungen durchzuführen bzw. durchführen zu 
lassen. Die Kosten hat jener Auftragnehmer zu tra-
gen, auf den die mangelnde Qualität zurückzuführen 
ist (Verursacher). 

Dieser Auftragnehmer hat auch die sonstigen daraus 
resultierenden Kosten, insbesondere Aufgrabungs-, 
Wiederverfüllungs- und Sanierungskosten zu tragen. 
§ 9 Abs. 3 bis 6 ist anzuwenden. Wir werden dem 
Auftragnehmer, sobald er als Verursacher feststeht 
und dies tunlich ist, Gelegenheit geben, die einschlä-
gigen Maßnahmen innerhalb angemessener Frist 
durchzuführen. 

(2) Abs. 1 gilt analog für einen vom Rohrbauer verschie-
denen Auftragnehmer, wenn die Beeinträchtigung 
der Isolationsgüte auf ihn zurückzuführen ist. Für die 
Haftung genügt die Verursachung. Soweit ein ande-
rer Auftragnehmer haftet, ist der Rohrbauer außer 
Obligo. 

 

§ 44 Gefahrtragung / Versicherungspflicht / meh-
rere Auftragnehmer 

(1) Mit der Übernahme (vergleiche § 42) geht die Gefahr 
des zufälligen Unterganges, des Verlustes und der 
zufälligen Verschlechterung der Leistung des Auftrag-
nehmers auf uns über. Außergewöhnliche Elementar-
ereignisse, die zu nicht abwendbaren Beschädigun-
gen seiner Leistung im Bereich der Baustelle führen, 
gehen zu unseren Lasten. Nach Wegfall des außerge-
wöhnlichen Elementarereignisses hat der Auftrag-
nehmer seine Tätigkeit unverzüglich wieder aufzu-
nehmen und die erforderlichen Maßnahmen zu set-
zen, um die Leistungen zeitgerecht fertigzustellen. 
Ist eine Terminänderung unbedingt erforderlich, so 
ist § 11 Abs. 7 bis 16 anzuwenden. 

(2) Beeinträchtigungen der Leistung des Auftragnehmers 
durch einen Dritten (z.B. einen anderen Auftragneh-
mer) - seien sie auch schuldhaft - sind im Verhältnis 
zwischen uns und dem Auftragnehmer als Zufall zu 
betrachten. Wir treten jedoch dem Auftragnehmer 
unsere Ansprüche gegenüber dem Dritten ab, sofern 
wir nicht von diesem die Beseitigung der Beeinträch-
tigung begehren und erhalten. Soweit wir von dem 
Dritten entsprechenden Ausgleich verlangen und er-
halten, werden wir den Auftragnehmer nicht bean-
spruchen. Bei gegenseitiger Behinderung von Auf-
tragnehmern ist § 27 anzuwenden. 

(3) Sind mehrere Auftragnehmer im Baustellenbereich 
beschäftigt, so haften sie für die in der Zeit ihrer Tä-
tigkeit entstandenen Beschädigungen an übernom-
menen und nicht übernommenen Leistungen sowie 



 
 

Seite 22  

am vorhandenen Baubestand (z. B. Schäden an Roh-
ren, Umhüllungen, Beschichtungen und Drainagen, 
Grenzsteinen sowie Flurschäden), sofern die Urheber 
dieser Beschädigungen nicht feststellbar sind, an-
teilsmäßig im Verhältnis ihrer Auftragssummen bei 
Vertragsschluss je Auftragnehmer bis zu einem Be-
trag von 1 % der jeweiligen ursprünglichen Auftrags-
summe. Von den Auftragnehmern festgestellte Be-
schädigungen sind uns unverzüglich mitzuteilen. Wir 
haben die gemeldeten Beschädigungen sowie die von 
ihm selbst festgestellten Beschädigungen hinsichtlich 
Art, Umfang und Zeitpunkt ihres Bekanntwerdens in 
geeigneter Weise festzuhalten und die in Betracht 
kommenden haftpflichtigen Auftragnehmer hiervon 
ehestens nachweislich in Kenntnis zu setzen. Jedem 
haftpflichtigen Auftragnehmer steht die Möglichkeit 
offen, zu beweisen, dass die Beschädigung nicht 
durch ihn (bzw. seine Gehilfen) verursacht worden 
ist. 

Obige Bestimmungen entheben den Auftragnehmer 
nicht von der Pflicht, den durch eine Beschädigung 
entstehenden Mangel zu beheben. 

Soweit ein Auftragnehmer über die Bestimmungen 
dieses Absatzes hinaus haftet, wird diese Haftung 
durch diesen Absatz nicht berührt. 

(4) Soweit der Auftragnehmer die Gefahr trägt (Abs. 1 
und Abs. 2), hat er die erforderlichen angemessenen 
einschlägigen Versicherungen auf seine Kosten abzu-
schließen. Insbesondere hat der Auftragnehmer - so-
weit er Transporte zu besorgen hat - eine Versiche-
rung bezüglich der Transportgefahren abzuschließen. 
Weiters hat er eine Montageversicherung abzuschlie-
ßen, in der Feuer- und Elementarereignisse einge-
schlossen sind. Die versicherungsmäßige Deckung 
muss sich bis zur Übernahme und darüber hinaus auf 
die Dauer der Garantie- und Gewährleistungsfrist 
(siehe § 45) erstrecken (Extended Maintenance). 

Auf Verlangen hat uns der Auftragnehmer die Versi-
cherungsverträge vorzulegen. Hiermit erteilt er uns 
auch die unwiderrufliche Vollmacht, mit dem Versi-
cherer bezüglich der Deckung Rücksprache zu halten. 

Bei mangelnder Deckung in erheblichem Ausmaß 
sind wir berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. 
Auch sind wir bei unzureichender Deckung berech-
tigt, eine adäquate Versicherung auf seine Kosten ab-
zuschließen. In diesem Fall wird dem Auftragnehmer 
die Prämie entsprechend dem Verhältnis seiner Auf-
tragssumme bei Vertragsschluss zur Deckungs-
summe des abgeschlossenen Versicherungsvertrages 
angelastet. Ein etwaiger Selbstbehalt geht in allen 
Fällen zu seinen Lasten. 

(5) Zur Haftpflichtversicherung siehe § 48 Abs. 8. 

 

§ 45 Einstehen für Mängel / Garantie / Gewährleis-
tung / Vertragsauflösung 

(1) Der Auftragnehmer haftet für das Vorhandensein der 
bedungenen und gewöhnlich vorausgesetzten Eigen-
schaften des Leistungsgegenstandes. Dieser muss 
insbesondere den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und dem Stand der Technik entsprechen. Der 
Leistungsgegenstand hat außerdem den gesetzlichen 
Bestimmungen und den behördlichen Anordnungen 
zu entsprechen. 

(2) Sofern nichts anderes vereinbart ist, garantiert der 
Auftragnehmer, dass die Leistung zur Zeit der Über-
nahme (siehe § 42, insbesondere § 42 Abs. 5) man-

gelfrei ist und durch weitere fünf Jahre hindurch man-
gelfrei bleibt (Garantiezeit). Garantien beziehen sich 
auf die gesamte Leistung des Auftragnehmers, unab-
hängig davon ob er sie mit Hilfe anderer (z.B. Sub-
unternehmer oder Zulieferer oder deren Vormänner 
etc.) erbracht hat oder nicht. Wird der Leistungsge-
genstand oder werden Teile davon ausgetauscht oder 
repariert, so gelten die Garantiefristen entsprechend 
ab dem Zeitpunkt der Übernahme dieser Leistung 
(nach dem Austausch bzw. dem Abschlusses der Re-
paratur). Bei endgültigem Scheitern oder Einstellung 
der begonnenen Reparatur läuft die Garantiefrist neu 
ab diesem Zeitpunkt. 

(3) Sind branchenüblich die Garantiezeiten länger als 
fünf Jahre, so gelten zu unseren Gunsten die länge-
ren Zeiten. Für Korrosionsanstriche bei Stahlkon-
struktionen erhöht sich die fünfjährige Garantiezeit 
auf 7 Jahre für: 

1. Beschichtung auf feuerverzinkter Oberfläche. 

2. Spritzverzinkung für den gesamten Beschich-
tungsaufbau. 

(4) Von der Garantie erfasste Mängel können auch noch 
innerhalb eines Jahres nach Ablauf der Garantiezeit 
geltend gemacht werden, wenn sie innerhalb der Ga-
rantiezeit schon vorhanden waren. Werden kürzere 
als fünfjährige Garantiefristen vereinbart, so können 
die Mängel jedenfalls innerhalb von fünf Jahren ab 
der Übergabe (§ 42) geltend gemacht werden. Ist ein 
Mangel seiner Natur nach während der Garantiezeit 
nicht erkennbar, so läuft die eingangs dieses Absat-
zes erwähnte Jahresfrist erst ab Erkennbarkeit. 

(5) Bei mangelhaften Leistungen können wir jederzeit 
und zwar auch vor der Übernahme Mangelbehebung 
verlangen (vgl. auch § 9 Abs. 3). Insbesondere kön-
nen wir auch den Austausch fehlerhafter Leistungen 
bzw. fehlerhafter Teile der Leistung verlangen.  

Der Umfang der zu ersetzenden Leistungen ist nicht 
begrenzt und kann gegebenenfalls die gesamte Leis-
tung umfassen. Insgesamt spielt es keine Rolle, wo-
rauf Mangelhaftigkeit zurückzuführen ist, ob z.B. auf 
ungeeignetes Material, fehlerhafte Arbeits- oder 
sonstige Herstellungsvorgänge, unrichtige Bemes-
sungen etc.  

(6) Bezüglich der Mangelbehebung ist der Auftragneh-
mer verpflichtet, mit uns das Einvernehmen zu su-
chen. Art und Weise der Behebung ist vor Beginn der 
Behebung mit uns abzustimmen. Erfolgt über den Be-
ginn oder Zeitraum der Behebung keine Einigung, so 
ist die Behebung innerhalb angemessener Frist zu be-
ginnen und durchzuführen.  

Aus betrieblichen oder betriebswirtschaftlichen Grün-
den dürfen wir auf den zeitlichen Ablauf der Behe-
bungsmaßnahmen Einfluss nehmen. Sofern wir ein-
vernehmlich den voraussichtlichen Zeitaufwand für 
die Behebung des jeweiligen Mangels festgehalten 
haben (vgl. § 42 Abs. 5), ist dieser die Richtschnur 
für die Dauer der Mangelbehebung. 

(7) Erhöht oder vermindert sich durch die Mangelbehe-
bung die von der Anlage ausgehende Gefahr oder die 
Gefahr der Beschädigung der Anlage selbst (z.B. 
durch neu eingebaute Teile), so hat uns der Auftrag-
nehmer darauf schriftlich aufmerksam zu machen.  

(8) Erfüllungsort für die Mangelbeseitigung ist die seiner-
zeitige Baustelle. Für Arbeiten zwecks Mangelbeseiti-
gung können wir nicht immer dieselben Rahmenbe-
dingungen wie auf der seinerzeitigen Baustelle ge-
währen. Erschwernisse treffen den Auftragnehmer 
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wie alle sonstigen Kosten der Mangelbeseitigung 
(siehe auch Abs. 22). 

(9) Verweigert der Auftragnehmer die Mangelbehebung 
oder führt er sie innerhalb einer ihm gesetzten oder 
auch bloß gewährten angemessenen Frist nicht 
durch, so dürfen wir eine Ersatzvornahme auf seine 
Kosten durchführen bzw. durchführen lassen. Bezüg-
lich einer Vertragsstrafe wird auf § 48 verwiesen.  

Unabhängig von einer Fristsetzung bzw. Gewährung 
steht der Kostenersatzanspruch auch zu, wenn zur 
Abwendung eines bedeutenden Nachteiles der Man-
gel in kurzer (bzw. kürzester) Zeit behoben werden 
muss und der Auftragnehmer in dieser Zeit den Man-
gel nicht beheben kann. Gleiches gilt, wenn uns aus 
anderen Gründen die Mangelbeseitigung durch den 
Auftragnehmer unzumutbar ist. Die sonstigen Ge-
währleistungs- und Garantieverpflichtungen des Auf-
tragnehmers bleiben uneingeschränkt aufrecht. 

(10) Ist der Mangel unbehebbar, so steht uns eine Preis-
minderung zu. Als unbehebbar können wir den Man-
gel auch in den Fällen des Abs. 9 behandeln. Ein Man-
gel gilt z.B. auch dann als unbehebbar, wenn seine 
Behebung aus terminlichen Gründen - z.B. wegen des 
Baufortschrittes - für uns unzumutbar ist. Wir werden 
in Zweifelsfragen über eine Mangelbehebbarkeit mit 
dem Auftragnehmer das Einvernehmen suchen. Ge-
lingt innerhalb angemessener Zeit keine Einigung, so 
können wir die Frage nach billigem Ermessen ent-
scheiden. 

(11) Bezüglich der Preisminderung ist § 12 Abs. 6 ABB 
sinngemäß anzuwenden. Bei der Minderung ist zu-
nächst von der betroffenen Leistungsposition auszu-
gehen. 

(12) Allein wegen einer von uns getroffenen Anordnung 
wird der Auftragnehmer von der Haftung nicht frei.  

(13) Auf die subsidiäre Geltung des § 12 Abs. 3 bis 7 und 
des § 13 unserer ABB wird besonders verwiesen. 

(14) Das Rücktrittsrecht im Sinne des § 918 ABGB steht 
uns auch zu, wenn der Auftragnehmer  gemessen am 
Terminplan (Bauzeitplan - § 11) bzw. am Arbeitspro-
gramm (§ 20) – derart in Verzug ist, dass der Fertig-
stellungstermin ernsthaft in einem wesentlichen Aus-
maß gefährdet erscheint. Geht der konkreten Ter-
minüberschreitung eine frühere wesentliche, vom 
Auftragnehmer zu vertretende (§ 1298 ABGB), nicht 
aufgeholte Terminüberschreitung voraus, so können 
wir auch ohne Nachfrist vom Vertrag zurücktreten. 
Dasselbe gilt, wenn der vereinbarte Fertigstellungs-
termin aus Gründen, die der Auftragnehmer zu ver-
treten hat, neu festgesetzt worden ist (vgl. § 11). 

Der Rücktritt steht uns grundsätzlich nur bezüglich 
der noch ausstehenden Leistungsteile zu und jener 
bereits erbrachten Leistungsteile, die - gemessen an 
dem zum Termin zu erreichenden Standard  – mit 
einem wesentlichen Mangel behaftet sind. Der Rück-
tritt vom gesamten Vertrag steht uns jedoch zu, 
wenn die bis zum Verzug erbrachten Leistungsteile 
im Vergleich zur geschuldeten gesamten Leistung nur 
von unwesentlicher Bedeutung sind oder - gemessen 
an dem zum Termin zu erreichenden Standard  – mit 
einem wesentlichen Mangel behaftet sind. Durch die 
vorstehenden Bestimmungen wird insbesondere das 
Recht auf Rücktritt vom gesamten Vertrag aus wich-
tigem Grund (Abs. 15 und 16) nicht berührt.  

(15) Unbeschadet der uns von Gesetzes wegen und der 
uns sonst aufgrund dieses Vertrages gegebenen 

Wandlungs- und Rücktrittsrechte steht uns das Rück-
trittsrecht vom gesamten Vertrag jedenfalls zu, wenn 

1. der Auftragnehmer einen wesentlichen behebba-
ren Mangel des gesamten Leistungsgegenstandes 
oder eines wesentlichen Teils desselben trotz 
Rücktrittsdrohung und Setzung bzw. Gewährung 
einer Nachfrist innerhalb einer angemessenen 
Nachfrist nicht behebt oder wenn 

2. dem Auftragnehmer die Behebung eines wesent-
lichen Mangels des gesamten Leistungsgegen-
standes oder eines wesentlichen Teils desselben 
nicht gelingt.  

Mit einem wesentlichen Mangel ist der Leistungsge-
genstand behaftet, wenn, gemessen an der geschul-
deten Qualität der ordentliche Gebrauch des Leis-
tungsgegenstandes oder eines wesentlichen Teils 
desselben verhindert oder doch erheblich erschwert 
wird.  

(16) Insbesondere sind wir auch berechtigt, jederzeit – 
und zwar auch vor der Übernahme – aus wichtigen, 
auf Seiten des Auftragnehmers liegenden Gründen, 
vom Vertrag zurückzutreten. Ein derartiger Grund ist 
z.B. gegeben, wenn sich herausstellt oder doch zu-
mindest sachlich begründet mit hoher Wahrschein-
lichkeit anzunehmen ist, dass der Auftragnehmer die 
geschuldete Leistung überhaupt nicht oder doch nur 
mit wesentlichen Mängeln behaftet wird erbringen 
können. Davon ist insbesondere auszugehen, wenn 
von uns vor Übernahme verlangte Mangelbeseitigun-
gen (vgl. Abs. 6) im Wesentlichen scheitern. Ein 
wichtiger Grund ist z.B. auch gegeben, wenn der Auf-
tragnehmer berechtigten wichtigen Anordnungen des 
Auftraggebers trotz mehrmaliger Aufforderung nicht 
nachkommt. 

(17) In den Fällen des Abs. 15 und 16 haben wir auch das 
Recht, bloß von Teilen der gesamten Leistung zu-
rückzutreten. Dies gilt insbesondere bezüglich der 
noch ausständigen Teile der gesamten Leistung. Es 
gilt aber auch bezüglich der bereits erbrachten Teile, 
die – gemessen an dem nach dem Terminplan (= 
Bauzeitplan - § 11) bzw. Arbeitszeitprogramm (§ 20) 
zu erreichenden Standard - mit einem wesentlichen 
Mangel behaftet sind. Andere Fälle, in denen uns das 
Recht auf teilweise Vertragsauflösung zusteht, wer-
den durch diese Bestimmung nicht berührt.  

(18) Auch im Fall der Auflösung des Vertrages oder des 
von uns verlangten Austausches des Leistungsge-
genstandes durch den Auftragnehmer, hat uns dieser 
den beanstandeten Leistungsgegenstand auf unseren 
Wunsch hin weiter kostenlos bis zur Übernahme (§ 
42) des Ersatzleistungsgegenstandes zur Verfügung 
zu stellen. Der beanstandete Leistungsgegenstand ist 
bis zu jenem Zeitpunkt zur Verfügung zu stellen, ab 
dem wir aufgrund sorgfältigen Bemühens einen Er-
satzleistungsgegenstand von einem Dritten überneh-
men können bzw. ab dem wir den vom Auftragneh-
mer zu leistenden Ersatzleistungsgegenstand über-
nehmen. 

(19) In den Fällen, in denen wir den Vertrag bloß teilweise 
auflösen (vgl. Abs. 14 und 17), werden die bereits 
gänzlich oder teilweise erbrachten, von der Vertrags-
auflösung nicht betroffenen Leistungen,  – soweit sie 
zumindest teilweise dem Geschuldeten entsprechen 
– nach den dafür im Vertrag vereinbarten Preisen 
vergütet. Dies allerdings nur, soweit sie – gemessen 
am gegenständlichen Vertrag – für uns einen Wert 
haben. Die Ermittlung der bereits erbrachten Leistun-
gen erfolgt einvernehmlich. Mangels Einigung trifft 
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die Beweislast für das Ausmaß der erfolgten Leistun-
gen bzw. Leistungsteile den Auftragnehmer. Zwei-
felsfragen über deren Ausmaß entscheiden wir nach 
billigem Ermessen. Die Bestimmungen dieses Absat-
zes gelten auch für jene Teile der Leistung, bezüglich 
derer wir den Vertrag aufgelöst haben, die aber trotz 
Auflösung des Vertrages wegen Unmöglichkeit oder 
Untunlichkeit der Rückabwicklung bei uns verbleiben. 
Wir werden zunächst eine einvernehmliche Regelung 
mit dem Auftragnehmer suchen. Die Ansprüche wer-
den 3 Monate nach der Auflösung des Vertrages fäl-
lig.  

Dieser Absatz nimmt uns insbesondere nicht das 
Recht, die Beseitigung von Bauten, Einbauten und 
sonstigen Gegenständen usw. zu verlangen, bezüg-
lich derer wir den Vertrag aufgelöst haben. 

(20) Abs. 19 gilt sinngemäß, wenn wir den gesamten Ver-
trag auflösen und die Leistung oder Teile der Leistung 
wegen Unmöglichkeit oder Untunlichkeit der Rückab-
wicklung bei uns verbleiben. 

(21) Entziehen wir dem Auftragnehmer die Ausführung ei-
nes Teiles oder der gesamte geschuldeten Leistung, 
so ist er dennoch verpflichtet, alle erforderlichen 
Maßnahmen zur Vermeidung eines drohenden, nicht 
mehr gut zu machenden Schadens bis zu jenem Zeit-
punkt zu setzen, ab dem wir in der Lage sind, die 
einschlägigen Maßnahmen zu treffen. So hat er uns 
z.B. die Dokumentation über die durchgeführten Ar-
beiten zu übergeben. Der Auftragnehmer hat bezüg-
lich der Schadensvermeidung bzw. -verminderung 
unsere Anordnungen zu befolgen. Für die durchzu-
führenden Arbeiten gebührt ihm insofern ein ange-
messenes Entgelt, als er nicht ohnehin auf Grund des 
gegenständlichen Vertrages (z.B. nach § 17 Abs. 3) 
oder gesetzlicher Bestimmungen (insbesondere sol-
cher des Schadenersatzrechts), die Kosten für die 
einschlägigen Maßnahmen zu tragen hat. Auf Grund 
dieses Vertrages bestehende umfangreichere Pflich-
ten werden durch diesen Absatz nicht berührt. 

(22) Sämtliche mit einer Mangelbehebung (insbesondere 
auch mit einem Austausch der gesamten Leistung) 
verbundenen - einschließlich der durch die Einschal-
tung Dritter entstehenden - Kosten hat der Auftrag-
nehmer zu tragen, und zwar unabhängig davon, ob 
er oder erforderlichenfalls wir die Dritten heranzie-
hen. Auch die Gefahr von Transporten sowie der 
Ortsveränderung geht zu Lasten des Auftragneh-
mers. Zu Lasten des Auftragnehmers gehen auch alle 
mit der Beseitigung des Leistungsgegenstandes (sei-
ner Teile) entstehenden Kosten sowie die Kosten der 
Wiederherstellung des vorigen Zustandes.  

(23) Wir behalten uns vor, vor Ablauf der für die Geltend-
machung der Mängel maßgeblichen Fristen die Leis-
tung oder Teile derselben auf etwaige Mangelhaf-
tigkeit zu überprüfen oder überprüfen zu lassen. Der 
Auftragnehmer hat auf unser Verlangen hin an der 
Überprüfung teilzunehmen. Für die Kostentragung 
gilt § 9 Abs. 3. 

 

§ 46 Behebung des Mangels und von Mangelfolge-
schäden am Leistungsgegenstand trotz Unei-
nigkeit 

(1) Weist der Leistungsgegenstand gemessen an den 
Kriterien unserer Vereinbarung, insbesondere an der 
Qualität (§ 35), einen Mangel auf und besteht Unei-
nigkeit darüber, ob der Auftragnehmer für den Man-
gel einzustehen hat, so ist er dennoch auf unsere 
Aufforderung hin zur Mangelbehebung selbst für den 

Fall verpflichtet, dass sich schließlich herausstellen 
sollte, dass er für den Mangel nicht einzustehen hat. 
Entsprechendes gilt für Beeinträchtigungen der An-
lage infolge des Mangels.  

(2) Soweit der Auftragnehmer für den Mangel nicht ein-
zustehen und ihn bzw. seine Folgen nur wegen obiger 
Bestimmung (Abs. 1) zu beseitigen hatte, gebührt 
ihm ein gesondertes Entgelt. Soweit mit uns in Zu-
sammenhang mit der geschuldeten Anlage eine Ent-
geltsvereinbarung über die Art der Leistungen be-
steht, die der Auftragnehmer erbracht hat, gibt sie 
für die Entgeltshöhe die Richtschnur. Im Übrigen ist 
bezüglich des Entgeltsumfanges § 11 Abs. 12 bis 16 
sinngemäß anzuwenden. 

Die Pflicht zur Beseitigung des Mangels und dessen 
Folgen hängt nicht von vorangehenden Entgeltsver-
handlungen ab. 

(3) Die Haftung des Auftragnehmers für Mängel, die er 
zu vertreten hat, bleibt durch obige Bestimmungen 
unberührt. 

 

§ 47 Schutzrechte Dritter 

(1) Der Auftragnehmer garantiert uns, dass seine Leis-
tung nicht mit Schutzrechen Dritter (insbesondere 
Patentrechten) belastet ist und dass im Zusammen-
hang mit der zu leistenden Anlage, insbesondere mit 
deren Benützung, keine Schutzrechte Dritter (insbe-
sondere keine Patentrechte) verletzt werden. Erfor-
derliche Regelungen mit den Inhabern der Schutz-
rechte hat er selbst vorzunehmen. Etwaige Lizenzge-
bühren (insbesondere für die vom Auftragnehmer 
eingesetzte Ausrüstung [z.B. Werkzeuge], die ange-
wandten Bauverfahren [z.B. für Düker] und das von 
ihm eingesetzte Material) sowie die Folgen der Ver-
letzung von Schutzrechten hat der Auftragnehmer zu 
tragen. Insbesondere hat er uns und jene, die wir 
einsetzen, klag- und schadlos zu halten. 

(2) Soweit wir Ausrüstung oder Material beistellen, das 
von Schutzrechten (insbesondere Patentrechten) er-
fasst ist, oder dem Auftragnehmer ein Verfahren vor-
geben, schützen wir den Auftragnehmer vor allen 
Folgen der Verletzung von Schutzrechten Dritter (ins-
besondere Patentverletzungen), die sich aus der Ver-
wendung dieses Materials, dieser Ausrüstung oder 
dem Einsatz des Verfahrens ergeben. Weiß der Auf-
tragnehmer um das Schutzrecht Dritter, so hat er uns 
dies unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Geschieht 
dies nicht, so hat er uns und jene die wir einsetzen, 
im Fall seiner Kenntnis der Schutzrechte klag- und 
schadlos zu halten. Dies gilt nicht, wenn auch wir um 
das Schutzrecht wissen. Auch in den Fällen dieses 
Absatzes hat der Auftragnehmer die Lizenzgebühren 
(vgl. Abs. 1) zu tragen. Dies gilt jedoch nicht für das 
von uns beigestellte Material. 

 

§ 48 Vertragsstrafe / Schadenersatz / Versiche-
rungspflicht 

(1) Hält der Auftragnehmer die für ihn verbindlichen Fris-
ten, Zwischen- oder Endtermine nicht ein, so haben 
wir das Recht auf eine jeweilige Vertragsstrafe - so-
fern nichts anderes vereinbart ist - in Höhe von 1  % 
für jede begonnene Woche bis zum Betrag von 5  % 
des vereinbarten Gesamtpreises, d.h. des Bestell-
preises (mangels Preisvereinbarung ist bei Vertrags-
wirksamkeit von einem angemessenen [§ 1152 ABGB 
und § 354 UGB], bei Kaufverträgen – sofern nicht oh-
nehin § 354 UGB anzuwenden ist – von einem billigen 
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Preis auszugehen). Wurde vereinbart, dass die Ver-
tragsstrafe pro Tag gebührt, so ist jeder Kalendertag 
der Berechnung zu Grunde zu legen. Wurde in Ver-
bindung damit der Pauschalbetrag für eine Woche o-
der einen Monat festgesetzt, so ist der Kalendertag 
mit einem siebtel bzw. einem dreißigstel des Betra-
ges zu veranschlagen. Lösen wir den Vertrag berech-
tigterweise infolge irgendeiner Leistungsstörung auf, 
so beträgt die Vertragsstrafe 5 %. Ist der Auftrag-
nehmer mit Behebung eines wesentlichen Mangels (§ 
45 Abs. 15) in Verzug (§ 45 Abs. 6), so gelten obige 
Bestimmungen sinngemäß.  

(2) Jegliche Vertragsstrafe gebührt unabhängig davon, 
ob uns ein Schaden entstanden ist. Die Vereinbarung 
oder Geltendmachung einer Vertragsstrafe schließt 
die Geltendmachung eines ihren Betrag übersteigen-
den Schadens nicht aus.  

Auch wenn die Schadenersatzpflicht grobe Fahrläs-
sigkeit oder Vorsatz voraussetzt, können wir die Ver-
tragsstrafe selbst bei Nichtvorliegen dieser Verschul-
densgrade beanspruchen. 

Die Bestimmung des § 1336 Abs. 2 ABGB über das 
richterliche Mäßigungsrecht ist nicht anzuwenden. 

Bei Verträgen mit Auslandsbeziehung ist § 348 des 
deutschen Handelsgesetzbuches anzuwenden. Die 
Vertragsparteien treffen hiermit diesbezüglich eine 
Teilrechtswahl. Im Übrigen gilt österreichisches 
Recht (§ 22 ABB). Nach § 348 des deutschen HGB 
besteht kein Mäßigungsrecht.  

Schadenersatz kann auch an Stelle der Geltendma-
chung einer Vertragsstrafe verlangt werden. 

(3) Wir dürfen eine Vertragsstrafe auch gegen Teilrech-
nungen aufrechnen. Zu diesem Zweck können wir 
auch einen bereits aufgelaufenen Teil der Vertrags-
strafe fällig stellen (z.B. für die erste Woche und die 
bereits begonnene zweite Woche). Sofern wir die 
Vertragsstrafe im Aufrechnungswege zu Unrecht ab-
gezogen haben, darf uns der Auftragnehmer für die 
verspätete Zahlung Verzugszinsen gemäß § 16a ABB 
verrechnen. 

(4) Außer dem Ersatz aller sonstigen Schäden steht auch 
der Ersatz von Mangelschäden zu. Zur Geltendma-
chung von Mangelschäden müssen wir dem Auftrag-
nehmer in jenen Fällen keine Gelegenheit zur Man-
gelbeseitigung (Austausch, Verbesserung) geben, in 
denen wir ihm diese auch aus dem Titel der Gewähr-
leistung nach unseren Geschäftsbedingungen und 
dem Gesetz nicht geben müssen. 

(5) Unsere Schadenersatzansprüche sind betragsmäßig 
nicht begrenzt. Schadenersatz wegen des Ausfalls 
bzw. des nicht rechtzeitigen Vorhandenseins der Lei-
tungskapazität und der Ersatz des entgangenen Ge-
winnes gebühren nur bei grober Fahrlässigkeit und 
bei Schädigungsvorsatz. Schadenersatzansprüche 
können ohne irgendwelche sonstigen Voraussetzun-
gen innerhalb der gesetzlichen Verjährungsfristen 
geltend gemacht werden. Allein wegen einer von uns 
getroffenen Anordnung wird der Auftragnehmer von 
der Haftung nicht frei. 

(6) Sofern in Einzelvereinbarungen und den anzuwen-
denden Geschäftsbedingungen nichts Gegenteiliges 
enthalten ist, gelten die gesetzlichen Beweislastre-
geln. 

(7) Die Beweislastverteilung nach § 1298 ABGB gilt für 
die gesamte Verjährungszeit.  

(8) Bezüglich etwaiger Schadenersatzpflichten - auf wel-
chem Rechtsgrund auch immer beruhend (Gesetz, 
Vertrag etc.) - hat der Auftragnehmer die erforderli-
chen, angemessenen einschlägigen Versicherungen 
auf seine Kosten abzuschließen. Insbesondere müs-
sen die Versicherungen auch die Gewässer- und 
sonstige Umweltschäden abdecken. Mangels beson-
derer Vereinbarungen müssen die Deckungssummen 
für den konkreten Auftrag mindestens EUR 
5.000.000,00 je Schadensfall betragen. 

Der Versicherungsschutz muss bereits zum Zeitpunkt 
der Aufnahme der Arbeiten bestehen (vgl. § 20 Abs. 
2), und mindestens bis zur Übernahme (§ 42) andau-
ern und eine darüber hinausgehende Nachhaftungs-
klausel für die Dauer von 5 Jahren enthalten. Der 
Versicherungsschutz muss im gleichen Ausmaß auch 
für die Gefahren einer Mangelbeseitigung gegeben 
sein. Dies ohne Rücksicht darauf, aus welchem 
Rechtsgrund (z.B. Gewährleistung, Garantie, § 933a 
ABGB) der Auftragnehmer dazu verpflichtet ist. So-
fern er zum Zeitpunkt der vorzunehmenden Arbeiten 
nicht ohnehin besteht, ist der Versicherungsschutz 
erneut herzustellen. 

Der Versicherungsschutz hat auch die Schadener-
satzverpflichtungen seiner Subunternehmer zu um-
fassen. 

Auf Verlangen hat uns der Auftragnehmer die Versi-
cherungsverträge vorzulegen. Hiermit erteilt er uns 
auch die unwiderrufliche Vollmacht, mit dem Versi-
cherer bezüglich der Deckung Rücksprache zu halten. 

Bei mangelnder Deckung in erheblichem Ausmaß 
sind wir berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. 
Auch sind wir bei unzureichender Deckung berech-
tigt, eine adäquate Versicherung auf seine Kosten ab-
zuschließen.  

Ein etwaiger Selbstbehalt geht in allen Fällen zu sei-
nen Lasten. 

Zu sonstigen Versicherungspflichten siehe § 44. 

 

§ 49 Verträge mit Schutzwirkung zu Gunsten Dritter 

(1) Sofern dieser Vertrag nicht ohnehin von der Energie 
AG Oberösterreich geschlossen wird, ist er auch ein 
Vertrag mit Schutzwirkung zu Gunsten der Energie 
AG Oberösterreich. 

(2) Wird der Vertrag nicht vom Betreiber der Erdgasan-
lage geschlossen, so ist der Vertrag in jedem Fall 
auch ein Vertrag mit Schutzwirkung zu Gunsten jener 
Konzerngesellschaft der Energie AG, die das Netz, zu 
dem die gegenständliche Erdgasanlage gehört, be-
treibt. 

(3) Auf die Verträge mit Schutzwirkung zu Gunsten Drit-
ter gemäß § 27 Abs. 5 in Verbindung mit § 27 Abs. 1 
(gegenseitige Behinderung) wird hiermit besonders 
verwiesen. 

 

§ 50 Preise 

(1) Alle Leistungen sind mit den im Leistungsverzeichnis 
(Preis für Tiefbau- und Rohrbauarbeiten) festgeleg-
ten Einheitspreisen (bzw. pauschalierten Leistungs-
positionen) abgegolten (siehe auch § 36 Abs. 2), so-
fern nicht Besonderes (wie z.B. Preis pro Objekt, pro 
Stück) vereinbart worden ist. Dass eine Leistungspo-
sition im Leistungsverzeichnis nicht im Detail ausge-
führt ist, ändert daran nichts. Den Auftragnehmer 
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trifft die Beweislast für Sondervereinbarungen. Die 
Preise sind Festpreise, d.h. sie sind unveränderlich. 
Sie sind daher insbesondere keinen wie immer gear-
teten Lohn- oder Materialpreisänderungen unterwor-
fen. Eine gegenteilige Vereinbarung hat der Auftrag-
nehmer zu beweisen. Sofern veränderliche Preise 
vereinbart worden sind, ist - mangels gegenteiliger 
Vereinbarung - das Datum der Preisbasis das Ende 
der Angebotslegungsfrist. Bei Fehlen einer Angebots-
legungsfrist gilt das Datum des Angebots. Für die 
Umrechnung gilt – mangels gegenteiliger Vereinba-
rung - die ÖNORM B 2111 (Stand 1.5.2007). 

(2) Die Preise beinhalten insbesondere die Lieferung 
(auch Gewinnung) aller zum Bau notwendigen Mate-
rialien an den Erfüllungsort (§ 10), ferner die fertige 
Arbeit in fachgemäßer, sauberer Ausführung, ein-
schließlich aller Nebenarbeiten und Personalbeistel-
lung. Zu Fragen der Preisgestaltung (insbesondere 
der Nichtüberwälzbarkeit von Kosten) siehe insbe-
sondere § 33 und die Verweisungen in dessen Abs. 4. 

(3) Nachtragsforderungen auf Preisberichtigungen bzw. 
Mehrforderungen z.B. wegen "Nichtauskommens" 
mit den Angebots- bzw. vereinbarten Preisen oder 
zufolge Anwendung anderer Ausführungs- bzw. Ar-
beitsmethoden, als der bei Angebotslegung kalku-
liert, werden nicht anerkannt; ebenso wenig z.B. 
Nachforderungen, welche darauf beruhen, dass der 
Auftragnehmer die örtlichen oder sonstige den Bau 
betreffenden Umstände verkannt oder die Ausschrei-
bung bzw. den Vertrag missverstanden hat (verglei-
che auch § 1 Abs. 3, 4 und 5). 

(4) Preisnachlässe, die sich nicht ausdrücklich auf be-
stimmte Vertragspositionen beziehen, gelten im 
Zweifel für alle Preise des Vertrages (pauschaler 
Preisnachlass). 

 

§ 51 Zahlungsbedingungen / Teil- und Schlussrech-
nungen / Deckungs- und Haftrücklass 

(1) Rechnungen aller Art - wie Abschlags(Teil)rech-nun-
gen (das sind Rechnungen zum Zweck der Erwirkung 
von Anzahlungen, Teilzahlungen und dergleichen 
[kurz: Abschlagszahlungen] sowie zu diesem Zwecke 
eingereichte Verdienstausweise und ähnliches), Re-
gie-, Schluss- und Teilschlussrechnungen - sind in 
einfacher Ausfertigung an unseren Firmensitz zu 
übersenden. Sie müssen mit allen erforderlichen Un-
terlagen, wie Massenermittlungen, Zeichnungen und 
Skizzen in prüffähiger Form belegt sein. Abrech-
nungspläne sind in pausfähiger Form beizuschließen. 

Teilschlussrechnungen dürfen nur bei besonderer 
Vereinbarung gelegt werden. Außerdem sind sie auf 
unser Verlangen hin zu legen.  

(2) Vor Rechnungslegung sind Rechnungen inhaltlich mit 
uns abzustimmen. Unrichtige Rechnungen retournie-
ren wir. Dadurch bedingte Zahlungsverzögerungen 
gehen zu Lasten des Auftragnehmers. Siehe auch 
Abs. 13. 

(3) Die Rechnungslegung hat den einschlägigen Bestim-
mungen des Umsatzsteuergesetzes in der jeweils 
geltenden Fassung zu entsprechen.  

(4) Nur bei Aufträgen von mindestens € 50.000,-- (ex-
klusive USt) leisten wir Abschlagszahlungen. 

(5) Die erste Abschlags(Teil)rechnung darf frühestens ei-
nen Monat nach Arbeitsbeginn eingereicht werden. 
Zwischen mehreren Abschlags(Teil)rechnungen ist 

ein Abstand von mindestens einem Monat einzuhal-
ten. 

(6) Es ist dem Auftragnehmer nicht gestattet, anstelle 
der zu legenden Schlussrechnung (Teilschlussrech-
nung) eine oder mehrere Teilrechnungen zu legen. 

(7) Abschlags(Teil)rechnungen sind aufmaßgerecht zu 
erstellen. Sie werden nur berücksichtigt, wenn sie in 
prüffähiger Form belegt und von uns bestätigt sind 
und sich auch sonst als ordnungsgemäß erweisen. § 
15 Abs. 3 gilt sinngemäß. § 51 Abs. 2 ist zu beachten. 

(8) Vom Abschlags(Teil)rechnungsbetrag (exklusive 
USt) werden 7 % Deckungsrücklass einbehalten. Der 
Auftragnehmer hat in der Abschlags(Teil)rechnung, 
nicht nur die Summe der Abschlags(Teil)rechnung 
(exklusive USt), sondern auch den Deckungsrücklass 
und die um den Deckungsrücklass verminderte 
Summe der Abschlags(Teil)rechnung besonders aus-
zuweisen. Von der um den Deckungsrücklass vermin-
derten Summe ist die - ebenfalls gesondert auszu-
weisende - Umsatzsteuer zu berechnen. Auf Abs. 2 
wird besonders verwiesen. Der Deckungsrücklass 
dient als Sicherstellung gegen Überzahlungen auf-
grund von Abschlags(Teil)rechnungen und als Sicher-
stellung für die Vertragserfüllung. Er wird auch ein-
behalten, falls eine Zahlung nach Plan vereinbart 
worden ist. Das in diesem Absatz Ausgeführte gilt bei 
einer Zahlung nach Plan bezüglich der Berechnung 
des Deckungsrücklasses, der Umsatzsteuer und des 
zu Bezahlenden sinngemäß. 

(9) entfällt. 

(10) Der Deckungsrücklass wird mit der Schluss- oder (ei-
ner zulässigen) Teilschlussrechnung abgerechnet 
und freigegeben und mit der einschlägigen Rechnung 
auch fällig. Dies allerdings nur insofern, als er durch 
erbrachte Leistungen auch gedeckt ist und nach sei-
ner Begleichung noch 10 % vom Rechnungsbetrag 
für den Haftungsrücklass offen bleiben. 

(11) Vom Abrechnungsbetrag für den gesamten Auftrag 
(exklusive Ust) behalten wir uns 10 % Haftrücklass 
ein. Der Haftrücklass dient der Sicherstellung für Ge-
währleistung und Garantie sowie aller sonstigen 
Rechte wegen mangelhafter Leistung. Er ist unver-
zinslich. Grundsätzlich wird er – sofern im Einzelnen 
nichts anderes vereinbart wurde – für die Dauer der 
Garantiezeit (bzw. Gewährleistungsfrist) zuzüglich 
ein Jahr einbehalten. Der Fristenlauf beginnt mit der 
Übernahme (siehe § 42). Die Fristen sind unabhängig 
davon anzuwenden, ob wir aus dem Titel der Ge-
währleistung, der Garantie oder sonstigen Rechtsti-
teln Rechte wegen der Mangelhaftigkeit der Leistung 
geltend machen. Mit der Auszahlung des Haftrücklas-
ses oder der Nichtinanspruchnahme oder der Auf-
gabe einer für den Haftrücklass gegebenen Sicherheit 
begeben wir uns nicht an sich bestehender Rechte 
aus Gewährleistung, Garantie oder sonstiger Rechte 
wegen mangelhafter Leistung. Bei einem Abrech-
nungsbetrag bis € 50.000,-- (exklusive Ust) werden 
wir aus Gründen der Billigkeit unter Umständen einen 
Haftungsrücklass nicht beanspruchen. Darauf hat der 
Auftragnehmer keinen Rechtsanspruch. 

(12) Die Einbehaltung des Haftungsrücklasses (Abs. 11) 
kann der Auftragnehmer durch eine Bankgarantie ab-
wehren, die den Anforderungen des § 52 entspricht. 

(13) Abschlags(Teil)rechnungen und Regierechnungen 
werden innerhalb von 30 Tagen beglichen. Ist Zah-
lung nach Plan vereinbart, so wird wie bei Ab-
schlags(Teil)rechnungen vorgegangen. Schlussrech-
nungen (Teilschlussrechnungen) werden innerhalb 
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von 60 Tagen bezahlt. Bei Leistungen, deren tatsäch-
licher Ausführungszeitraum (Zeitraum vom Beginn 
bis zur Beendigung der Leistung) 3 Monate nicht 
übersteigt, beträgt die Zahlungsfrist 45 Tage. 

Der Fristenlauf beginnt mit Eingang einer ordnungs-
gemäßen Rechnung. Die Rechnung hat aus dem 
Deckblatt (=summarische Zusammenfassung der 
Leistungsinhalte) und den entsprechenden Unterla-
gen (Aufmaßblätter etc.) zu bestehen. Als ordnungs-
gemäß gilt eine Rechnung jedenfalls nur dann, wenn 
insbesondere alle zur ordnungsgemäßen Prüfung er-
forderlichen Unterlagen (vergleiche Abs. 1) sowie die 
besonders vereinbarten Unterlagen beigeschlossen 
sind und nur Leistungen verrechnet werden, die in 
dem Zeitraum, für den die Leistung verrechnet wer-
den darf, erbracht worden sind.  

Stimmen Rechnungspositionen, insbesondere ver-
rechnete Beträge nicht, so hat sie der Auftragnehmer 
zu berichtigen. In jedem Fall hat der Auftragnehmer 
zumindest die fehlerhaften Teile der Rechnung (ins-
besondere dessen fehlerhaftes Deckblatt) mit fehler-
freiem Inhalt, also in korrigierter Form, neu auszu-
stellen. Korrigierte Deckblätter sind mit demselben 
Datum zu versehen wie das ursprüngliche Deckblatt. 
War dessen Datum unrichtig, so ist an dessen Stelle 
das Datum einzusetzen, das ursprünglich richtiger-
weise hätte eingesetzt werden müssen. Neu ausge-
stellte Rechnungsteile, insbesondere das neu ausge-
stellte Deckblatt, haben den Vermerk „korrigiert“ o-
der einen anderen entsprechenden Vermerk aufzu-
weisen. Der Auftragnehmer hat von sich aus erfor-
derliche Korrekturen vorzunehmen. Wir werden uns 
bemühen, entdeckte Korrekturerfordernisse spätes-
tens eine Woche vor dem Fälligkeits(end)zeitpunkt 
dem Auftragnehmer anzuzeigen. 

Die Anweisung der Zahlung erfolgt - unbeschadet des 
Abs. 2. - innerhalb von 8 Arbeitstagen nach Eingang 
der ordnungsgemäß korrigierten Rechnung, jedoch 
nicht vor jener Fälligkeit, die gegeben gewesen wäre, 
wenn die Rechnung ursprünglich ordnungsgemäß 
eingelangt wäre. Auf Abs. 2 wird hiermit nochmals 
ausdrücklich verwiesen. Mittels Telefax oder E-Mail 
übermittelte, ordnungsgemäße Rechnungskorrektu-
ren anerkennen wir, wenn die Übermittlung einwand-
frei erfolgt. 

 

§ 52 Haftrücklass / Bankgarantie 

(1) Die Einbehaltung des Haftrücklasses (§ 51 Abs. 11) 
kann der Auftragnehmer dadurch abwehren, dass er 
für den entsprechenden Betrag als Sicherstellung die 
Bankgarantie eines Kreditinstituts erbringt, das seine 
Niederlassung in Österreich hat. Die Bankgarantie 
muss die Bestimmung enthalten, dass die Auszah-
lung des Haftungsbetrages ungeachtet der Gültigkeit 
des zwischen dem Auftraggeber und dem Auftrag-
nehmer geschlossenen Vertrages und unter Verzicht 
auf jegliche Einwendungen und Einreden aus diesem 
Vertrag auf jederzeitiges Verlangen des Auftragge-
bers erfolgt, ohne dass es der Angabe eines Grundes 
seinerseits bedarf. 

Die Bankgarantie darf nicht auf ausländisches Recht 
verweisen. Es muss österreichisches Sachrecht auf 
sie anwendbar sein.  

Auch darf sie für Streitigkeiten aus der Bankgarantie 
oder im Zusammenhang mit ihr keinen ausländischen 
Gerichtsstand festsetzen.  

Es kann als Sicherstellung auch eine gleichwertige 

Bankgarantie eines Kreditinstitutes des Europäischen 
Wirtschaftsraumes erbracht werden. Auch sie muss 
in deutscher Sprache abgefasst sein und auf Euro lau-
ten. Als gleichwertig betrachten wir insbesondere die 
Bankgarantie eines in der Europäischen Gemein-
schaft zugelassenen Kreditinstitutes, wenn sie nach-
stehende Bestimmungen enthält: 

1. Die Auszahlung des Haftungsbetrages erfolgt un-
geachtet der Gültigkeit des zwischen dem Auf-
traggeber und dem Auftragnehmer geschlosse-
nen Vertrages und unter Verzicht auf jegliche Ein-
wendungen und Einreden aus diesem Vertrag auf 
jederzeitiges Verlangen des Auftraggebers, ohne 
dass es der Angabe eines Grundes seinerseits be-
darf. 

2. Auf alle mit der Bankgarantie in Zusammenhang 
stehenden privatrechtlichen Fragen ist österrei-
chisches Recht anzuwenden. mit Ausnahme jener 
Bestimmungen, die auf nicht österreichisches 
Recht verweisen. 

3. Gerichtsstand für diesbezügliche Streitigkeiten ist 
Linz. 

(2) Weitere Voraussetzung für die Gleichwertigkeit ist, 
dass das Recht der EU (z.B. EuGVVO), ein multilate-
rales Abkommen (z.B. LGVÜ) oder bilaterales Abkom-
men mit dem betreffenden Auslandsstaat die Voll-
streckbarkeit österreichischer Gerichtsentscheidun-
gen in Zivil- und Handelssachen in dem betreffenden 
Auslandsstaat vorsieht und uns die Rechtsverfolgung 
in diesem Staat nicht unmöglich oder unzumutbar ist. 
Wir sind berechtigt, in begründeten Fällen eine ange-
botene Sicherstellung zurückzuweisen. Ob ein be-
gründeter Fall vorliegt, entscheiden wir in billigem Er-
messen. Zweifeln wir die ausreichende Güte der an-
gebotenen Bankgarantie an, so hat uns der Auftrag-
nehmer nachzuweisen, dass ausreichende Güte ge-
geben ist. Insbesondere hat er auf unser Verlangen 
auch nachzuweisen, dass das betreffende Bankinsti-
tut in der Europäischen Gemeinschaft zugelassen ist. 

(3) Droht die für einen Haftrücklass gegebene Bankga-
rantie abzulaufen, ehe der Haftungsfall zu bestehen 
aufgehört hat, so hat der Auftragnehmer eine Verlän-
gerung der Bankgarantie zu erwirken. Die Verlänge-
rung hat mindestens für jenen Zeitraum zu erfolgen, 
in dem der Haftungsfall problemlos bereinigt werden 
kann. Sie hat so rechtzeitig zu erfolgen, dass wir nicht 
Gefahr laufen, die Sicherung durch eine zureichende 
Bankgarantie zu verlieren. Die Bankgarantie muss 
noch mindestens für einen Zeitraum von 18 Monaten 
nach Übernahme der Reparatur bzw. des Austau-
sches der gesamten Anlage bestehen. Im Verhältnis 
zum Auftragnehmer dürfen wir sie nur für jene Män-
gel abberufen, die innerhalb eines Jahres nach dieser 
Übernahme neuerlich auftreten. 

Der Auftragnehmer ist berechtigt, an Stelle der Ver-
längerung der Bankgarantie eine neue gleichwertige 
Bankgarantie zu erbringen. Die verlängerte bzw. die 
ersatzweise erhaltene Garantie erfasst im Verhältnis 
zum Auftragnehmer nur die Fälle für die sie verlän-
gert bzw. ersatzweise gegeben wurde. Bei einer er-
satzweise gegebenen Garantie gilt diese Einschrän-
kung erst ab dem Zeitpunkt, ab dem die ursprüngli-
che Garantie abgelaufen ist bzw. abgelaufen wäre. 

Erfüllt der Auftragnehmer seine Pflicht zur Verlänge-
rung der Bankgarantie nicht und besorgt er auch 
keine gleichwertige Garantie, so sind wir ohne wei-
tere zusätzliche Voraussetzungen auch dem Auftrag-
nehmer gegenüber berechtigt, die Auszahlung des 
Haftungsbetrages zu begehren. Entsprechendes gilt, 



 
 

Seite 28  

wenn während der Laufzeit der verlängerten oder der 
ersatzweise gegebenen Garantie der Haftungsfall 
nicht bereinigt wird. 

Den abgerufenen Betrag haben wir dem Auftrag-
nehmer in dem Ausmaß auszubezahlen, als infolge 
der Mangelbehebung durch ihn der Grund den Be-
trag zu behalten, zu bestehen aufgehört hat. Den 
Betrag müssen wir nicht verzinsen, er wäre denn zu 
Unrecht abberufen worden. Diesfalls stehen dem 
Auftragnehmer Zinsen im Ausmaß des § 16a ABB 
zu. 

(4) Die Bestimmungen des Abs. 3 schmälern die gegen-
über dem Auftragnehmer aus welchem Grund auch 
immer gegebenen Rechte auf Abberufung der Bank-
garantie in keiner Weise. 

 

§ 53 Zurückhaltung von Zahlungen 

(1) Bezügliches unseres Zurückbehaltungsrechts bei 
Zahlungen wird auf § 1052 ABGB verwiesen. Wir dür-
fen die Zahlung vor Übernahme der Leistung (§ 42) 
auch dann zurückhalten, wenn Teile der zu erbringen-
den Leistung entgegen dem Terminplan (§ 11) bzw 
dem Arbeitsprogramm (§ 20), zu dem Zeitpunkt zu 
dem sie hätten erbracht werden sollen, noch nicht er-
bracht worden sind oder nicht in jener Qualität er-
bracht worden sind, die sie zu diesem Zeitpunkt hät-
ten haben sollen.  

(2) Außerdem steht uns das Recht zu, Zahlungen zurück-
zubehalten, wenn der Auftragnehmer Dritten Leistun-
gen nicht erbringt, die er auf Grund dieses Vertrages 
Dritten zu erbringen hat. Dieses Recht steht uns be-
reits zu, wenn ernsthaft zu befürchten ist, dass der 
Auftragnehmer den Dritten die zu erbringende Leis-
tung nicht oder nicht ordnungsgemäß erbringen wird.  

(3) Das Zurückbehaltungsrecht (Abs. 1 bis 2) endet, so-
bald der Auftragnehmer seiner Pflicht zureichend 
nachgekommen ist und dies bewiesen hat. Wir haben 
daraufhin unverzüglich die zurückgehaltene Zahlung 
nachzuholen. Ein Anspruch auf Verzugszinsen be-
steht bis zu diesem Zeitpunkt nicht.  

 

§ 54 Subauftragnehmer (Subunternehmer / Zulie-
ferer) und deren Vormänner / Rücktrittsrechte 
/ Schadenersatz 

(1) Subauftragnehmer (Subunternehmer, Zulieferer) 
und deren Vormänner sind als Erfüllungsgehilfen des 
Auftragnehmers zu betrachten. Im Übrigen wird auf 
§ 18 ABB verwiesen. Er ist sinngemäß anzuwenden. 

(2) Der Bieter hat uns im Angebot jene Subunternehmer 
bekanntzugeben, die er bei der Erfüllung des Auf-
trags einzusetzen beabsichtigt. Überdies hat er uns 
mitzuteilen, für welchen Teil bzw. Teile des Auftrags 
er den bzw. die Subunternehmer einzusetzen beab-
sichtigt. Dies gilt auch für verbundene Unternehmen, 
die er als Subunternehmer einsetzen möchte. 

 Zur Ausnahme von der Pflicht zur Bekanntgabe siehe 
Abs. 4. Erforderliche Subunternehmer - das sind Un-
ternehmer, die für die Eignung des Bieters zwingend 
erforderlich sind - hat er uns jedenfalls zu nennen. 

(3) Der Bieter hat schon im Angebot jene Subunterneh-
mer zu nennen, auf deren Kapazitäten er sich zum 
Nachweis seiner Eignung stützt. Er hat dem Angebot 
den Nachweis beizulegen, dass er über deren Kapa-
zitäten tatsächlich verfügt. Weiters hat der Bieter 
schon im Angebot jene Subunternehmer mitzuteilen, 

die seine Subunternehmer einzusetzen beabsichtigen 
(= Sub-Subunternehmer) (siehe dazu aber Abs. 13). 
Entsprechendes gilt bezüglich deren Subunterneh-
mer bis zum Ende der Subunternehmerkette. 

(4)  Sofern wir aus sachlichen Gründen in den Ausschrei-
bungsunterlagen festlegen, dass nur für die von uns 
als wesentlich festgelegten Teile des Auftrages die 
Subunternehmer zu nennen sind, sind die einschlägi-
gen Informationspflichten nur bezüglich dieser Sub-
unternehmer gegeben. Erforderliche Subunterneh-
mer (zum Begriff siehe Abs. 2) hat er uns jedenfalls 
zu nennen. 

Nicht wesentliche Teile des Auftrages sind insbeson-
dere jene, deren Ausführung im Hinblick auf die vom 
Auftragnehmer geschuldete Qualität auch an einen 
Subunternehmer keine Anforderungen stellt, die über 
jene Fähigkeiten hinausgehen, die bei jenem Ver-
kehrskreis gewöhnlich vorausgesetzt werden, dem 
der Subunternehmer, dessen Einsatz beabsichtigt ist, 
angehört. Dies betrifft insbesondere auch Arbeiten, 
die von einem durchschnittlichen Teilnehmer dieses 
Verkehrskreises routinemäßig ohne weiteres erledigt 
werden können. Weitere Voraussetzung für die Nicht-
wesentlichkeit ist, dass der Entgeltsanteil, der dem 
Auftragnehmer für den einschlägigen Auftragsteil ge-
bührt, nicht mehr als 10% der Auftragssumme (ohne 
USt) beträgt. Sollen an ein und denselben Subauf-
tragnehmer mehrere solche Auftragsteile vergeben 
werden, so darf die Summe dieser Auftragsteile diese 
Grenze nicht übersteigen. Dies gilt auch für eine Ar-
beitsgemeinschaft, die den Teil ausführen soll. 

(5)  Nach Zuschlagserteilung hat uns der Auftragnehmer 
jeden beabsichtigten Wechsel eines Subunterneh-
mers bekannt zu geben. Deren Einsatz darf nur nach 
unserer vorherigen Zustimmung erfolgen. Zustim-
mung oder Ablehnung (siehe Abs. 8) werden unver-
züglich erfolgen. Die Zustimmung gilt als erteilt, 
wenn wir den Subunternehmer nicht binnen zwei Wo-
chen - gerechnet ab dem Einlangen der Mitteilung bei 
uns - abgelehnt haben (= Zustimmungsfiktion). Vor-
stehendes  gilt für die gesamte Subunternehmerkette 
(siehe Abs. 3). Es gilt auch, wenn ein schon im An-
gebot genannter Subunternehmer nachträglich für 
Teile des Auftrages eingesetzt werden soll, für die er 
im Angebot nicht nominiert worden ist. Für die Fälle, 
in denen der Auftragnehmer Subunternehmer nicht 
einsetzen darf, gilt die Zustimmungsfiktion nicht. 
Dies betrifft insbesondere den Fall, in dem wir dem 
Auftragnehmer vorschreiben, dass er bestimmte kri-
tische Aufgaben selbst ausführen muss (siehe Abs. 
13). 

 Die nachträgliche Nominierung erforderlicher Subun-
ternehmer (zum Begriff siehe Abs. 2) ist grundsätz-
lich unzulässig. 

(6)  Der Bieter hat schon seinem Angebot Erklärungen 
beizulegen, in denen sich die Subunternehmer (ein-
schließlich der Subunternehmer einer Subunterneh-
merkette) verpflichten, die nach Zuschlagserteilung 
erforderlichen Mitteilungen bezüglich eines Subun-
ternehmerwechsels oder der Hinzuziehung eines im 
Angebot nicht genannten Subunternehmers zu ma-
chen. Auch der Bieter hat dem Angebot eine beson-
dere Verpflichtungserklärung beizulegen. Dies ob-
wohl sich die einschlägige Verpflichtung unseres Er-
achtens schon aus der Unterfertigung dieser Ge-
schäftsbedingungen bei Angebotsabgabe ergibt. 

 Zu Rücktrittsrechten wegen der Verletzung der die 
Subunternehmer betreffenden Mitteilungspflichten 
siehe Abs. 18. 
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(7)  Auf unseren Wunsch hat der Auftragnehmer seine 
Bezugsquellen für Materialien, insbesondere für Bau-
stoffe, bekannt zu geben. Wir können uns nicht ein-
wandfrei erscheinende Lieferstellen ablehnen. 

(8)  Die erforderliche Zustimmung zum Einsatz von Sub-
auftragnehmern (Subunternehmer und Zulieferer) 
dürfen wir nur aus sachlichen Gründen verweigern, 
so z.B. wenn der Bieter bzw. Auftragnehmer keine 
ausreichenden Referenzen vorlegt oder er unzu-
reichende Unterlagen über den (die) Subauftragneh-
mer vorlegt oder wenn der Subauftragnehmer seinen 
Sitz in einem Krisengebiet hat und dies die rechtzei-
tige oder sonst ordnungsgemäße Leistung des Auf-
tragnehmers gefährden kann oder wenn durch die 
Subvergabe eine Überzahl an Subaufträgen zustande 
käme. Die Anzahl der Subvergaben und der Subauf-
tragnehmer ist aus Standardisierungsgründen zu mi-
nimieren. 

(9)  Der Bieter bzw. Auftragnehmer ist verpflichtet, die 
Unterlagen (insbesondere Zertifikate) vorzulegen, 
die für die Beurteilung von in Aussicht genommenen 
Subauftragnehmern (Subunternehmer und Zuliefe-
rer) erforderlich sind. 

(10)  Kann der Bieter bzw. Auftragnehmer keine zweifels-
freien Unterlagen über die finanziellen und wirt-
schaftlichen oder technischen Fähigkeiten von in Aus-
sicht genommenen Subauftragnehmern (Subunter-
nehmer und Zulieferer) vorlegen, können wir diese 
auditieren. Die angemessenen Kosten der Auditie-
rung hat der Bieter bzw. Auftragnehmer zu tragen. 

(11)  Der Auftragnehmer hat uns nach Zuschlagserteilung 
beabsichtigte Subvergaben einschließlich beabsich-
tigter Subvergaben innerhalb einer Subunternehmer-
kette (siehe Abs. 3) so rechtzeitig bekanntzugeben, 
dass deren Ablehnung unsererseits und eine infolge-
dessen erforderliche Vergabe an einen anderen Sub-
auftragnehmer zu keinen Terminverschiebungen 
(vgl. § 11) führen. Die Bestimmung gilt entsprechend 
für Fälle, in denen zwischen Zugang des Angebots 
und Zuschlagserteilung noch andere oder zusätzliche 
Subunternehmer nominiert werden dürfen. 

(12)  Die Ablehnung einer Subvergabe (einschließlich der 
in einer Subunternehmerkette) gibt dem Auftragneh-
mer kein Recht auf eine Entgeltserhöhung. Führt je-
doch eine unberechtigte Ablehnung zu einer unver-
meidbaren erheblichen Kostenerhöhung auf Auftrag-
nehmerseite, so ist § 11 Abs. 11 bis 16 sinngemäß 
anzuwenden. Ob die Ablehnung unberechtigt ist, be-
stimmt sich nach den vorstehenden Absätzen. Dieser 
Absatz gilt sinngemäß bezüglich jener Zulieferer, die 
uns der Auftragnehmer zu nennen hat (Abs. 7). 

(13)  Sofern wir in der Ausschreibung festlegen, dass der 
Auftragnehmer bestimmte kritische Aufgaben selbst 
durchzuführen hat, darf er für diese Aufgaben keine 
Subunternehmer einsetzen. Verbundene Unterneh-
men darf er jedoch einsetzen, falls wir diese nicht aus 
sachlichen Gründen (siehe Abs. 8) ablehnen. Ent-
sprechendes gilt, wenn auf Grund der Ausschreibung 
bei Vorliegen einer Arbeits- oder Bietergemeinschaft 
bestimmte kritische Aufgaben von einem Mitglied 
dieser Gemeinschaft ausgeführt werden müssen. Das 
verbundene Unternehmen muss in diesen Fällen die 
kritischen Aufgaben selbst durchführen. Der Begriff 
des verbundenen Unternehmens ist nach dem Bun-
desvergaberecht zu beurteilen. 

(14)  Subunternehmer müssen jene Qualifikationen ein-
deutig erfüllen, die die Ausführung jener Teile der 
Leistung erfordert, die der Subunternehmer ausfüh-
ren soll. In diesem Zusammenhang ist insbesondere 

unseren Spezifikationen genügend Rechnung zu tra-
gen. Falls wir in der Ausschreibung besondere Anfor-
derungen an die auszuführenden Arbeiten oder Ar-
beitsvorgänge stellen, muss der Subunternehmer 
diesen voll entsprechen, soweit es um den für ihn 
auszuführenden Leistungsteil geht. Insbesondere 
muss er den im Auftrag bezüglich der Arbeiten und 
Arbeitsvorgänge konkret umschriebenen qualitativen 
Anforderungen genügen. Entsprechendes gilt für eine 
Subunternehmerkette. 

 Der Bieter bzw. Auftragnehmer hat seine Subunter-
nehmer dazu zu verpflichten, dass sie ihrerseits nur 
Subunternehmer (=Sub-Subunternehmer) einset-
zen, die die einschlägigen Anforderungen erfüllen. Es 
steht dem Bieter bzw. Auftragnehmer - sofern er 
nicht selbst den Vergabevorschriften des Bundes-
vergaberecht unterliegt - jedoch nach Belieben frei, 
stattdessen seinem Subunternehmer den Einsatz von 
weiteren Subunternehmern (= Sub-Subunterneh-
mern) vertraglich zu untersagen. 

(15)  Eine Subvergabe nach Zuschlagserteilung (nachträg-
liche Subvergabe, ob Subunternehmerwechsel oder 
Hinzuziehung eines nicht im Angebot bekannt gege-
benen Subunternehmers) kommt nur in Frage, wenn 
der Nominierte zumindest jene Voraussetzungen er-
füllt, die beim Zuschlag für die auszuführende Leis-
tung maßgeblich war. Der Nominierte muss mindes-
tens jenen Anforderungen entsprechen, denen derje-
nige (bezüglich der zu verrichtenden Arbeiten) zu 
entsprechen hat, an dessen Stelle der Nominierte die 
Leistung ausführen soll. 

 Besitzt der ursprünglich für die Leistung Vorgesehene 
darüber hinausgehende Qualitäten, die für die Durch-
führung des Auftrages von erheblicher Bedeutung 
sind, so sind diese maßgebend. Bezüglich der Quali-
fikation spielt es keine Rolle, ob der Nominierte an 
die Stelle eines anderen Subunternehmers treten soll 
oder Aufgaben durchführen soll, die auf Grund des 
Zuschlags der Auftragnehmer durchführen sollte. 

 Alle nicht sachlich gerechtfertigten Nachnominierun-
gen haben zu unterbleiben. Unsachlich ist eine Nach-
nominierung insbesondere dann, wenn sie ohne ob-
jektiven, sachlich nachvollziehbaren Grund erfolgt. 

 Keinesfalls darf der Auftragnehmer nachträgliche 
Subvergaben anstreben, die uns im Vergleich zur 
Lage beim Zuschlag schlechter stellen. Dies gilt ins-
besondere im Hinblick auf das Bestbieterprinzip. Wir 
dürfen eine Subvergabe auch aus beliebigen anderen 
sachlichen Gründen (siehe Abs. 8) ablehnen. Soweit 
schon nach der Ausschreibung eine Subvergabe un-
zulässig ist, darf sie auch nachträglich nicht erfolgen. 
- Zum Rücktrittsrecht siehe Abs. 18. 

 Zur prinzipiellen Unzulässigkeit der nachträglichen 
Nominierung erforderlicher Subunternehmer siehe 
Abs. 5. 

(16) Der Vertrag zwischen Auftragnehmer und Subunter-
nehmer ist so zu gestalten, dass er dem Auftragneh-
mer eine problemlose Abwicklung des zwischen ihm 
und uns geschlossenen Vertrages ermöglicht. Insbe-
sondere ist der Subunternehmer dazu zu verpflich-
ten, in jener Qualität zu leisten, die es dem Auftrag-
nehmer ermöglicht, seinerseits in der uns geschul-
dete Qualität zu leisten. Zudem ist im Vertrag mit 
dem Subunternehmer insbesondere festzuhalten, 
dass uns auch ihm gegenüber das Recht auf beglei-
tende Kontrolle (vgl. § 9) zusteht. 

(17) Wir begeben uns dadurch, dass wir dem Einsatz be-
stimmter Subauftragnehmer (Subunternehmer und 
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Zulieferer) oder Subsubauftragnehmer zustimmen, 
keiner wie immer gearteten Rechte, insbesondere 
nicht solcher, die die Rechtzeitigkeit oder geschul-
dete Qualität der Leistung des Auftragnehmers be-
treffen. Insbesondere begeben wir uns dadurch kei-
ner Kontrollrechte (siehe auch Abs. 16). 

(18) Der Auftragnehmer hat die Arbeiten seiner Subunter-
nehmer zu koordinieren. 

(19) Verstößt der Bieter bzw. Auftragnehmer gegen die in 
diesem Paragraphen festgeschriebenen Mitteilungs-
pflichten betreffend die Subunternehmer und deren 
Subunternehmer in einem schwerwiegenden Aus-
maß, so sind wir berechtigt, den Vertrag zur Gänze 
aufzulösen. Das Rücktrittsrecht ist jedenfalls dann 
gegeben, wenn wir bei Kenntnis der fehlerhaften oder 
unterlassenen Mitteilung dem Auftragnehmer schon 
auf Grund gesetzlicher Bestimmungen und/oder der 
Ausschreibung das Anbot hätten ausscheiden dürfen. 
Hat nach Zuschlagserteilung ein Subunternehmer-
wechsel oder die Heranziehung eines im Angebot 
nicht bekanntgegebenen Subunternehmers stattge-
funden (siehe Abs. 5), so ist zu prüfen, ob das Anbot 
hätte ausgeschieden werden dürfen, wenn die Mittei-
lungspflicht schon im Vergabeverfahren verletzt wor-
den wäre. Unser Rücktrittsrecht ist jedoch nicht auf 
Fälle beschränkt, in denen wir das Anbot hätten aus-
scheiden dürfen. Wir können statt vom gesamten 
Vertrag auch bloß von jenem Teil bzw. den Teilen der 
geschuldeten Leistung zurücktreten, der (die) vom 
schwerwiegenden Verstoß gegen die Meldepflicht be-
troffen ist (sind). 

 Das Vorstehende gilt sinngemäß, wenn der Bieter 
bzw. Auftragnehmer gegen die bezüglich der Zuliefe-
rer (Abs. 7) statuierten Mitteilungspflichten verstößt. 

(20) Stimmen wir einer Subvergabe nach Zuschlagsertei-
lung berechtigter Weise (vgl. Abs. 8) nicht zu und ist 
infolgedessen der Auftragnehmer nicht in der Lage, 
den gesamten Auftrag im Wesentlichen auszuführen 
bzw. ordnungsgemäß auszuführen, so sind wir be-
rechtigt, vom gesamten Vertrag zurückzutreten. Wir 
können statt vom gesamten Vertrag auch bloß von 
jenem Teil bzw. den Teilen der geschuldeten Leistung 
zurücktreten, die der Auftragnehmer nicht in der 
Lage ist entsprechend auszuführen. Ist die Ausfüh-
rung des Vertrages nicht im Wesentlichen betroffen, 
so steht uns nur der Rücktritt von jenen Teilen zu, 
die der Auftragnehmer nicht im Stande ist auszufüh-
ren bzw. ordnungsgemäß auszuführen. Das Recht 
aus wichtigem Grund vom Vertrag zurückzutreten, 
wird durch die vorgehende Bestimmung nicht einge-
schränkt. 

 Das Vorstehende gilt sinngemäß, wenn der Auftrag-
nehmer infolge der Ablehnung eines Zulieferers (Abs. 
7 in Verbindung mit Abs. 8) den Auftrag nicht bzw. 
nicht ordnungsgemäß durchführen kann. 

(21)  Bezüglich der Rückabwicklung einer Leistung auf-
grund dieses Paragraphen ist § 45 Abs. 19 und 20 
sinngemäß anzuwenden. 

 

§ 54a Besondere Bestimmungen für Rahmenverträge 
(Laufzeit, Rahmenbeträge, Abrufe, Leistungs-
pflicht, Arbeitsbeginn, Verzug/Leistungsver-
weigerung, Pönale, Rechnungslegung, Nach-
forderungen 

(1)  Das in einer Rahmenvereinbarung für die Rahmenzeit 
genannte (d.h. in Aussicht gestellte) Auftragsvolu-
men (= Rahmenbetrag) gibt dem Auftragnehmer 

kein Recht auf Abruf bzw. auf Abruf in der genannten 
Größe. Es beruht auf Schätzungen. 

Eine Über- oder Unterschreitung der genannten 
Größe berechtigt den Auftragnehmer nicht zu einer 
Erhöhung der vereinbarten Preise. 

   Die Abätze 2 bis 7 des § 31 gelten für Rahmenver-
träge nicht. 

(2)  Die einzelnen Abrufe sind unterschiedlich. Sie richten 
sich nach dem jeweiligen tatsächlichen Bedarf. 

(3)  Wir behalten uns Abrufe über den Rahmenbetrag hin-
aus vor. 

(4)  Die Einzelabrufe zum vereinbarten Rahmen (Abs. 1) 
erfolgen durch uns auf Grund des Inhalts dieser Ver-
einbarung, insbesondere auf Basis der vereinbarten 
Preise, sowie der technischen, kaufmännischen und 
rechtlichen Bedingungen dieses Vertrages. Die im 
Leistungsverzeichnis für die Einheitspreise angeführ-
ten Positionen umschreiben jene Leistung, die im Fall 
des Abrufes zu erbringen ist. 

(5)  Bezüglich der erforderlichen Arbeitsgeräte (wie z.B. 
Pflug, Fräse etc.) gilt § 30 Abs. 11, unabhängig da-
von, ob es sich um Regiearbeiten handelt oder nicht. 
Bezüglich der Preise wird auf § 50 verwiesen. 

(6)  Der Auftragnehmer ist zur Leistung innerhalb der 
vereinbarten Region verpflichtet. Wird er innerhalb 
des zeitlichen Geltungsbereichs des Rahmenvertra-
ges mit einschlägigen Arbeiten in Gebieten beauf-
tragt, die an diese Region angrenzen, so gelten auch 
dafür – sofern nichts anderes vereinbart ist -  die Be-
dingungen des gegenständlichen Rahmenvertrages. 
Besteht mit dem Auftragnehmer auch für die andere 
Region ein Rahmenvertrag, so ist dieser anzuwen-
den. Es steht uns frei, in der allen Regionen auch an-
dere Firmen zu beauftragen. 

Bei Bedarf hat uns der Auftragnehmer auch für Stö-
rungsbehebungen zur Verfügung zu stehen. 

(7)  Bei der Baueinleitung und Begehung der jeweiligen 
Baustelle werden Baubeginn und Detailtermine zwi-
schen dem Auftragnehmer und uns einvernehmlich 
festgelegt. Der Auftragnehmer hat jedoch – sofern 
bei der Baueinleitung nichts anderes festgelegt wird 
– mit den Arbeiten spätestens am 6. Arbeitstag nach 
der Baueinleitung zu beginnen. 

(8)  Gerät der Auftragnehmer mit dem Beginn der Arbei-
ten, zu denen er auf Grund eines Abrufes verpflichtet 
ist, in Verzug oder verweigert er die Leistung, so kön-
nen wir unter Setzung oder Gewährung einer ange-
messenen Nachfrist vom Abruf zurücktreten. Ohne 
Nachfrist steht uns das Rücktrittsrecht bei Leistungs-
verweigerung und in den Fällen zu, in denen die Leis-
tung wegen des Verzugs für uns nicht mehr von In-
teresse ist. In all den Fällen sind wir auch berechtigt, 
vom Rahmenvertrag für den Rest seiner Laufzeit zu-
rückzutreten. 

(9)  Unbeschadet der einschlägigen sonstigen Bestim-
mungen des § 48 heben wir bei Verzug nachstehende 
Vertragsstrafe (Pönale) ein: Beginnt der Auftragneh-
mer zum maßgeblichen Zeitpunkt (siehe Abs. 8) nicht 
mit den Arbeiten (Leistungsverzug), haben wir das 
Recht auf eine Vertragsstrafe von jeweils 1 % pro an-
gefangenem Tag, maximal jeweils 10 %; und zwar 
jeweils gerechnet von jenem Betrag, der für die ord-
nungsgemäße Durchführung des Abrufs verrechnet 
werden darf. Diese Bestimmung gilt für jeden Abruf. 
Sie ist auch auf Fälle entsprechend anzuwenden, in 
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denen der Auftragnehmer die Arbeiten unberechtig-
terweise mindestens einen Tag unterbricht. Für den 
Fall, dass der Abruf nicht oder nicht zur Gänze durch-
geführt wird, entscheiden wir einen Streit über jenen 
Betrag, der der Pönaleberechnung zu Grunde zu le-
gen ist, nach billigem Ermessen. 

Hält der Auftragnehmer die Fälligkeit der Fertigstel-
lung trotz Verzugs mit dem Arbeitsbeginn bzw. trotz 
einer unberechtigten Unterbrechung ein, so werden 
wir von dem Pönale absehen, wenn uns keine Nach-
teile aus dem Verzug bzw. der Unterbrechung entste-
hen. Die Beweislast für den Nichteintritt von  Nach-
teilen trägt der Auftragnehmer. 

(10) Gewährleistungs- und Garantiefristen (vgl. § 45), be-
ginnen bei Rahmenverträgen ab dem Ende der Rah-
menzeit zu laufen. Erfolgt die Übernahme der Leis-
tung (§ 42) erst nach Ablauf der Rahmenzeit, so löst 
erst dieser spätere Zeitpunkt den Fristenlauf aus. Be-
züglich der Übernahme siehe § 42. 

(11)  Für die Durchführung eines jeden Abrufes ist eine 
Rechnung zu legen. Die einschlägigen Bestimmungen 
hinsichtlich der Rechnungslegung, der Rechnungs-
prüfung sowie der Zahlungsbedingungen gemäß den 
§§ 51 und 52 sind zu beachten. 

(12)  Mit den vereinbarten Einheitspreisen sind sämtliche 
im Leistungsverzeichnis angeführten Leistungen ab-
gegolten. Nachforderungen über das Vereinbarte hin-
aus werden nicht anerkannt. Insbesondere weisen 
wir Nachforderungen zurück, die darauf beruhen, 
dass für den Auftragnehmer Unklarheiten über die 
Ausschreibung (insbesondere Leistungspositionen), 
die Durchführung der Arbeiten oder die Auslegung 
der Ausschreibung bzw. des Vertrages bestehen bzw. 
bestanden haben. 

(13)  Wir haben das Recht auf einen Haftrücklass in der 
Höhe von 5 % der Rahmensumme.  Diese Haftung 
kann durch eine Bankgarantie in der Höhe des Haft-
rücklasses abgelöst werden. Die Bankgarantie ist 
spätestens mit der Rechnung für den ersten Abruf 
vorzulegen. Die Laufzeit der Garantie beträgt 5 
Jahre.  Für die Garantie gelten die Bestimmungen des 
§ 52. 

Bleibt die Summe der Beträge der einzelnen Abrufe 
wesentlich hinter dem in Aussicht gestellten Rahmen 
zurück, so sind wir bereit, über eine angemessene 
Herabsetzung der Höhe des Haftrücklasses und des 
Garantiebriefes in Verhandlungen zu treten.  

Bei mangelnder Einigung bestimmen wir die Herab-
setzung nach billigem Ermessen. 

 

§ 54b Auftragnehmerbeurteilungssystem bei Rah-
menverträgen 

 Wesentliche oder in Summe als wesentlich geltende 
Leistungsstörungen bzw. Pflichtverletzungen regist-
rieren wir insbesondere in einem Auftragnehmerbe-
urteilungssystem. Sie können zur temporären oder 
gänzlichen Sperre des Auftragnehmers führen. 

 

§ 55 Veröffentlichungen / Information Dritter / Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnis 

(1) Wir behalten uns das Recht vor, Veröffentlichungen 
über die Anlage oder deren Teile vorzunehmen. Der 
Auftragnehmer, seine Subunternehmer und seine Zu-
lieferer dürfen dies nur nach unserer schriftlichen Zu-
stimmung. Die Vorgenannten dürfen ohne diese Zu-

stimmung insbesondere auch weder Filme, Fotogra-
phien, noch dergleichen zu Zwecken der Veröffentli-
chung (auch nicht zu Vorträgen) anfertigen. Ebenso 
wenig dürfen sie Dritten Auskünfte über das Bauvor-
haben geben. Das Gleiche gilt für Auskünfte über un-
sere Anlagen, Einrichtungen und dergleichen, in die 
sie infolge des Bauvorhabens Einblick erhalten. Letz-
teres gilt insbesondere auch für widerrechtlich ver-
schaffte Informationen. 

(2) Sind wir dem Auftragnehmer zur Geheimhaltung ge-
genüber Dritten verpflichtet, so dürfen wir dennoch 
Dritten Informationen geben, sofern dies im Behör-
denverkehr oder zum Betrieb, zur Wartung oder Re-
paratur der Anlage und dergleichen erforderlich ist.  

Dies gilt insbesondere, wenn wir infolge Leistungsstö-
rung seitens des Auftragnehmers einen Dritten mit 
Arbeiten betrauen sowie nach Ablauf der Garantie-
zeit. 

(3) Auf § 20 ABB (Betriebs- und Geschäftsgeheimnis) 
und § 21 ABB (Datenschutz) wird hiermit besonders 
verwiesen. 

 

§ 56 Bodenfunde 

Der Auftragnehmer hat die einschlägigen Vorschrif-
ten über Bodenfunde zu beachten. Er wird hiermit 
insbesondere auf § 8 (Zufallsfunde von Bodendenk-
malen) und § 9 (Maßnahmen zur Sicherung der Fund-
stelle und der Funde von Bodendenkmalen) des 
DMSG (= Denkmalschutzgesetz) aufmerksam ge-
macht. Die Begriffe „Denkmal“ und „Kulturgut" sind 
im Sinne des DMSG gleichbedeutend (§ 1 Abs. 11 
DMSG). Resultieren aus der Beachtung dieser Vor-
schriften Bauverzögerungen, so ist § 11 Abs. 11 bis 
16 entsprechend anzuwenden.  

 

§ 57 Entdeckung von Explosivkörpern 

Werden Explosivkörper im Baustellenbereich gefun-
den, so hat der Auftragnehmer im Gefährdungsbe-
reich die Arbeiten sofort einzustellen und uns und die 
zuständigen Behörden unverzüglich zu verständigen. 
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Anhang I (Erdgashochdruckleitungen) 

Besondere Teile der GaBau HD 01.00 im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 6 

 

(1) Zu den besonderen Teilen der GaBau HD 01.00 im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 6 zählen: 

1. der Erdbautechnische Teil (GaBau-HD), bestehend aus 

RG38010 Erdbauarbeiten – Arbeitsstreifen bei Bau von Stahlleitungen 

RG38011 Erdbauarbeiten – Verlegung von Stahlleitung 

RG38012 Erdbauarbeiten – Kreuzungen und Querungen bei Bau von Stahlleitungen 

RG38013 Erdbauarbeiten – Mitverlegung von Kabelschutzrohren mit Stahlleitungen 

RG39010 Erdbauarbeiten an Erdgasanlagen und Schieberstationen  

und 
 

2. der Rohrbautechnische Teil (GaBau-HD), bestehend aus 

RG38014 Rohrbauarbeiten an Stahlleitungen 

RG38015 Rohrbauarbeiten – Bedingungen für die Verfahrens-/Eignungsprüfung an Stahlleitungen 

RG38016 Rohrbauarbeiten – Feldschweißung von Stahlrohren, Formstücken und Armaturen 

RG38017 Zerstörungsfreie Schweißnahtprüfung an Stahlleitungen 

RG38018 Reinigung, Festigkeits- und Dichtheitsprüfung an Stahlrohrleitungen 

RG38019 Dokumentationsunterlagen für Schlussbescheinigungen an Erdgashochdruckleitungsanlagen 

RG38020 Passiver Korrosionsschutz von Erdgasleitungsanlagen 

RG39011 Rohrbauarbeiten in Erdgasanlagen und Herstellen von Abzweigungen - Stahl 
und 

 

3. unsere sonstigen speziellen technische Ausführungsnormen mit dem Titel „Richtlinie Netz“  

und "Materialspezifikation": 

RG61004 Materialspezifikationen für Stahlrohre > 16 bar 

RG61005 Materialspezifikationen für Leitungsbögen 

RG61007 Materialspezifikationen für Formstücke 

RG61008 Materialspezifikation für werksseitige Umhüllungen und Beschichtungen von Stahlrohren,  

Formteilen und Armaturen im Leitungsbau 

RG61018 Materialspezifikation für Isolierstücke > 16 bar 
 
 

sowie 
 

4.  sonstige Regelwerke, deren Befolgung mit dem Auftragnehmer vereinbart worden sind. 

(2) Der Text der in Abs. 1 Zif. 1-3 angeführten Regelwerke ist unter folgendem Link abrufbar:  

https://powershare.energieag.at/index.php/s/K53rnNKssMXSDqK 

Auf Verlangen des Auftragnehmers übermitteln wir das entsprechende Passwort zum Öffnen der Dokumente. Andere 

Regelwerke hat er sich selbst zu besorgen. 

 

(3) Zur maßgeblichen Fassung siehe § 1 Abs. 4. Nachträgliche Änderungen bringen wir dem Auftragnehmer zur Kenntnis.  

Er hat sie zu befolgen. Auf § 6 ABB wird verwiesen. 
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Anhang II 
 

(Abnahmen und Prüfung der Arbeiten durch uns/Verständigungspflichten) 

 

(1) Von allen in den nachstehenden Absätzen angeführten Arbeiten (Abs. 2 bis 4) und der Anlieferung des Sandbettungs-

materials (Abs. 5) sind wir gemäß § 37 rechtzeitig schriftlich zu verständigen. 

 

(2) Über folgende Arbeiten sind wir vor allem zum Zweck der Vornahme von Stichproben zu informieren: 

1. die Anfertigung von Schweißnähten, 

2. sämtliche Beschichtungs- und Nahtumhüllungsarbeiten an Rundschweißnähten, Dükern, Straßenquerungen, Wasser-

töpfen und Ü-Rohren, 

3. sämtliche Finish-Arbeiten, wie z. B. Montieren von Schieberunterstützungen, Beschichtungen, 

4. das Einbringen der Sandbettung, 

5. das Verfüllen der Rohrkünette, 

6. Verlegung von Gaswarnbändern. 

 

(3) Folgende Arbeiten dürfen nur in unserer Anwesenheit begonnen und durchgeführt werden: 

1.  die Bearbeitung von Schweißkanten von Rohrleitungsteilen zum Angleichen von Versatz bzw. die Bearbeitung  bei 

großen Wanddickenunterschieden gemäß Spezifikation GaBau HD 09.00 (Bau der Hauptleitung),  

2. Verfahrens- und Anwendungsprüfungen, 

3. das Probebiegen bei Feldbögen, 

4. die Durchführung des Iso-Testes (Überprüfung der  

Kunststoffisolierung der Rohrleitung vor dem Absenken des Leitungsstranges in die Künette), 

5. das Absenken des Rohrstranges in die Künette, 

6. Sämtliche Druckproben (Einzeldruckprobe von Dükern, Schieberstationen, Teilabschnitten, Haupt- 

druckproben, etc.), 

7. Auftriebssicherungen in Form von Zugankern, Betonreitern bzw. Sandsäcken, Betonummantelung, 

8. die erforderlichen Hangsicherungen (z.B. Querriegel bei Steilhängen, Sandsackbarrieren etc.), 

9. Verdämmen von Mantelrohren - die Arbeit darf nur mit dem von uns freigegebenen Verfüllungs- 

material (Abs. 5) erfolgen, 

 10. das Verfüllen des Rohres bei Kopflöchern und Querungen mit Eigenleitungen, Suchschlitze bei  

Eigenleitungen, 

 11. das Erstellen von Massen- bzw. Mengenermittlungen laut Leistungsverzeichnis, 

 12. Einfädeln des Produktrohres in das Schutzrohr und Kontrolle der Abstände der Gleitkufen (Standardplan STP 028/97: 

Regelprofil bei Bundes-, Landes- und Bezirksstraßen bzw. Bahnquerungen mit Mantelrohr), 

 13. Stempeln bzw. Umstempeln von Rohren vor dem Trennen. – Für die Bemessung der Rechtzeitigkeit der Verständi-

gung nach § 37 Abs. 1 ist der Zeitpunkt des Abschneidens eines Rohrstücks vom Originalrohr maßgebend. 

 

(4)  Folgende in unserer Anwesenheit zu beginnende und durchzuführende Arbeiten bedürfen überdies an Ort und Stelle der 
schriftlichen Abnahme unsrerseits: 

1. die ohmsche Messung bei Straßen- und Bahnquerungen 

2. die Herstellung der Sohlbettung – die Tiefenlagen 

überprüfen wir in diesem Zusammenhang nicht,  

3. die Querung von unterirdischen Einbauten - wir  

 prüfen diesbezüglich insbesondere die Einhaltung der Sicherungsabstände. 

 

(5)   Die Anlieferung des Sandbettmaterials hat in unserer Anwesenheit zu erfolgen. Bei dieser Gelegenheit hat uns der Auf-

tragnehmer an Ort und Stelle den Qualitätsnachweis zu erbringen. Das Material darf nur nach Freigabe durch uns ver-
wendet werden. 
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Anhang III 
 

(Sicherheitsmanagement) 

 

(1) Die Sicherheit betreffende Betriebsanweisungen im Sinne des § 4 Abs. 10 sind: 

1. BASI-001 Einsatz von Leitern im Bereich elektrischer Anlagen und Erdgasleitungsanlagen. 

2. BASI-002 Arbeiten in sauerstoffreduzierten Atmosphären 

3. BASI-003 Kettensägearbeiten im Arbeitskorb durch Sägeführer und Helfer 

4. BASI-004 Arbeiten mit asbesthältigen Werkstoffen 

5. BASI-005 Stapler 

6. BASI-006 Lauf-, Bock- und Portalkräne 

7. BASI-007 LKW-Kräne 

8. BASI-008 Gerüste 

9. BASI-009 Fahrbare Gerüste 

10. BASI 010 Fahrbare Hubarbeitsbühnen 

 

(2) Der Text der in Abs. 1 angeführten Regelwerke ist unter folgendem Link abrufbar:  

https://powershare.energieag.at/index.php/s/8L3SwwHwmTtGaMA 

 

(3) Zur maßgeblichen Fassung siehe § 1 Abs. 4. Nachträgliche Änderungen bringen wir dem Auftragnehmer zur Kenntnis. Er 

hat sie zu befolgen. Auf § 6 ABB wird verwiesen. 

 

 

 

 

 

Mit den obigen Bedingungen einverstanden. 

 

 

 
 
 
Der Auftragnehmer: 
 
 
 
 
 
 
Datum              Unterschrift  

 


